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Geleitwort 


Die deutsche Wirtschaft hat sich im Jahr 2017 gut entwickelt, 
sogar deutlich besser, als wir es noch Anfang des vergangenen 
Jahres erwartet hatten. Sie ist auch im Jahr 2018 weiter auf 
Wachstumskurs. 

Besonders erfreulich ist, dass der Aufschwung bei den Bür¬ 
gerinnen und Bürgern ankommt. Die Arbeitslosenquote 
hat im Jahr 2017 den niedrigsten Stand seit über 25 Jahren 
erreicht. Der Beschäftigungsaufbau setzt sich fort und die 
Nettolöhne und -gehälter der Arbeitnehmer sind erneut 
gestiegen. 

Die Bundesregierung hat die Weichen für einen fortgesetz¬ 
ten Wachstumskurs gestellt. Unter anderem hat sie mit ihrer 
Investitionsstrategie öffentliche Investitionen ausgeweitet 
und die Bedingungen für private Investitionen deutlich 
verbessert. Im Ergebnis gehen wir wirtschaftlich gestärkt in 
die Zukunft. 

Inklusives Wachstum bleibt die Richtschnur der Wirtschafts¬ 
politik. Denn unser Anspruch ist das Versprechen, „Wohl¬ 
stand für alle“ und nicht bloß für einige wenige zu schaffen. 
Trotz der Erfolge dürfen wir dabei die gewaltigen Heraus¬ 
forderungen, vor denen wir stehen, nicht ignorieren. Demo¬ 
graphischer Wandel, Globalisierung, Digitalisierung und die 
Zukunft Europas - all dies müssen wir im Blick haben, 
damit die deutsche Volkswirtschaft auch in Zukunft ihre 
Potenziale zur Geltung bringen kann. 

Die Digitalisierung revolutioniert Wirtschaft und Arbeitswelt. 
Um die Chancen der Digitalisierung zu nutzen, ist eine leis¬ 
tungsfähige und flächendeckende Infrastruktur erforderlich. 
Deshalb haben wir mehr Geld für den Breitbandausbau 
bereitgestellt. Gleichzeitig haben wir einen smarten Ord¬ 
nungsrahmen für den digitalen Wandel geschaffen. Im Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen haben wir etwa die 
Regeln an die Besonderheiten der Märkte der digitalen Wirt¬ 
schaft angepasst. Außerdem haben wir mit dem Weißbuch 
zu digitalen Plattformen neue Impulse für die politische 
Diskussion zur Fortentwicklung des Wettbewerbs- und 
Regulierungsrahmens für die digitale Wirtschaft gesetzt. 
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Eine übermäßige Einkommensungleichheit und struktu¬ 
relle Probleme am Arbeitsmarkt sind Bremsklötze für ein 
inklusives Wachstum. Um die Teilhabe aller am wirtschaft¬ 
lichen Aufschwung zu verbessern, hat die Bundesregierung 
deshalb viel getan, um die Erwerbsbeteiligung weiter zu 
stärken. Damit ermöglichen wir etwa, Beruf und Familie 
besser zu vereinbaren und flexibler vom Erwerbsleben in 
den Ruhestand überzugehen. Zudem hat die Bundesregie¬ 
rung die Regeln zum Unterhaltsvorschuss verbessert und 
das Mutterschutzgesetz angepasst. Das stärkt die Stellung 
von Alleinerziehenden und Müttern und fördert ihre Teil¬ 
habe am Arbeitsmarkt. 

Zu einer stabilitätsorientierten Wirtschafts- und Finanzpo¬ 
litik gehört es nicht nur, die Staatsverschuldung zu begren¬ 
zen, sondern auch, dem Land die Grundlagen seines Wohl¬ 
standes, wie etwa solide Straßen, moderne Schulen und 
attraktive Universitäten, zu sichern. Die Bereitstellung die¬ 
ser öffentlichen Güter ermöglicht Teilhabe, und sie schafft 
gleichwertige Lebensbedingungen und Wachstumschancen. 

Deshalb ist es wichtig, dass die Neuregelung der Bund-Län- 
der-Finanzbeziehungen eine jährliche Entlastung der Länder 
durch den Bund ab 2020 um anfänglich rund 9,7 Milliarden 
Euro vorsieht. Darüber hinaus hat der Bund den Kommu¬ 
nalinvestitionsförderungsfonds um 3,5 Milliarden Euro auf 
insgesamt 7 Milliarden Euro aufgestockt. So können die 
Kommunen die Bildungsinfrastruktur und damit unsere 
Zukunftsfähigkeit stärken. 

Bei den Investitionen sind aber vor allem die Unternehmen 
gefragt. Investitionen in innovative Produkte und Prozesse 
werden im digitalen Zeitalter immer wichtiger. Die Bundes¬ 
regierung hat deshalb gerade junge Unternehmen und 
Start-ups im Blick. Hier wurde einiges erreicht, etwa mit 
der Neuauflage des High-Tech Gründerfonds III und der 
Aufstockung des INVEST-Programms. 

In der Energiepolitik haben wir einen Paradigmenwechsel 
in Richtung mehr Markt vollzogen: Die Bundesregierung 
hat die Energiepolitik in der 18. Legislaturperiode grund¬ 


legend erneuert, wettbewerblicher ausgestaltet und euro¬ 
päisch eingebettet. Besonders freut mich, dass es uns mit 
mehr Wettbewerb in der Förderung der Erneuerbaren 
gelungen ist, den Ausbau der erneuerbaren Energien deut¬ 
lich kosteneffizienter zu gestalten. Die Fördersätze für Pho- 
tovoltaik-Freiflächenanlagen sind um mehr als 45 Prozent 
auf zuletzt unter 5 Cent pro Kilowattstunde gesunken. 
Davon profitieren nicht zuletzt auch private Haushalte und 
die Industrie. 

Europa steht vor großen Herausforderungen, insbesondere 
mit Blick auf das institutioneile Gefüge der Wirtschafts- und 
Währungsunion. Deutschland ist und bleibt aufs Engste 
mit seinen Nachbarn verflochten. Unsere Wirtschaft gedeiht 
nur, wenn sich Europa weiterentwickelt. Das Regelwerk der 
Wirtschafts- und Währungsunion muss weiterentwickelt 
werden, um sie zukunftsfest zu machen. Insbesondere müs¬ 
sen die aktuell guten wirtschaftlichen Zeiten für Investitio¬ 
nen, Reformen und den Aufbau von fiskalischen Puffern 
genutzt werden. Das schafft Vertrauen und bildet die Grund¬ 
lage für mutige weitere Integrationsschritte. 

Richtig bleibt: Fortgesetztes Wachstum wird nur gelingen, 
wenn wirtschaftspolitischer Gestaltungsanspruch alle 
gesellschaftlichen Wachstumskräfte zur Entfaltung bringt. 
Es geht darum, Menschen in die Lage zu versetzen, sich am 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben zu beteiligen. 
Der Jahreswirtschaftsbericht 2018 zeigt, dass es uns gelungen 
ist, die Grundlagen dafür zu verbessern. 

Brigitte Zypries 

Bundesministerin für Wirtschaft und Energie 
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Jahreswirtschaftsbericht 2018 der 
Bundesregierung 


Die Bundesregierung legt hiermit dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat gemäß § 2 des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft (StabG) 
den Jahreswirtschaftsbericht 2018 vor. Sie stellt damit auch 
gemäß § 3 StabG gesamtwirtschaftliche Orientierungsdaten 
für das Jahr 2017 zur Verfügung. 

In Teil I des Berichts stellt die Bundesregierung zentrale wirt- 
schafts- und finanzpolitische Themenschwerpunkte dar. 

Als geschäftsführende Bundesregierung beschränkt sie die 
Berichterstattung dabei auf das laufende Geschäft sowie 
Maßnahmen des Jahres 2017. Die im Bericht aufgeführten 
Maßnahmen und Positionen stellen keine Ankündigungen 
oder Stellungnahmen einer zukünftigen Bundesregierung 
dar. Eine ausführliche Bilanz der Maßnahmen der Bundes¬ 
regierung seit Vorlage des Jahreswirtschaftsberichts 2017 
enthält der Tabellenteil im Anhang. 

Wie im StabG vorgesehen, wird in Teil II die Projektion der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung für das laufende Jahr 
erläutert. 


Die Bundesregierung dankt dem Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
(Sachverständigenrat) für die detaillierte und umfassende 
Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung im vergangenen 
Jahr und der Aussichten für das Jahr 2018 sowie für seine 
Darlegungen zu den Grundlinien der Wirtschaftspolitik im 
Rahmen des Jahresgutachtens 2017/18. Die Bundesregierung 
nimmt im Jahreswirtschaftsbericht zum Jahresgutachten 
2017/18 des Sachverständigenrates Stellung. 

Zur Vorbereitung des Jahreswirtschaftsberichts wurde die 
wirtschafts- und finanzpolitische Strategie der Bundesregie¬ 
rung im Konjunkturrat für die öffentliche Hand mit den 
Ländern und Gemeinden erörtert. Darüber hinaus wurde 
sie mit Vertretern der Gewerkschaften und mit dem Gemein¬ 
schaftsausschuss der Deutschen Gewerblichen Wirtschaft 
besprochen. 
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I. Wirtschafts- und Finanzpolitik 
der Bundesregierung 


A. Dynamische Wirtschaft, erfolgreiche 
Wirtschaftspolitik 

1. Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem kräftigen 
konjunkturellen Aufschwung. Das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) ist im Jahr 2017 preisbereinigt um 2,2 Prozent gestie¬ 
gen. Für das laufende Jahr erwartet die Bundesregierung 
eine weitere Expansion um 2,4 Prozent. Begünstigend für 
die deutsche Wirtschaft wirkt das wieder freundlichere 
weltwirtschaftliche Umfeld. Dies hat zur Belebung des 
Außenhandels und der Investitionen beigetragen. Die bin¬ 
nenwirtschaftlichen Auftriebskräfte bleiben eine solide 
Grundlage der positiven gesamtwirtschaftlichen Entwick¬ 
lung. 

2. Die gute gesamtwirtschaftliche Lage zeigt sich insbeson¬ 
dere am Arbeitsmarkt. Die Zahl der Erwerbstätigen lag 2017 
nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes 
bei rund 44,3 Millionen und damit auf einem neuen Höchst¬ 
stand. Der Beschäftigungsaufbau setzt sich auch 2018 fort. 
Im laufenden Jahr wird die Zahl der Erwerbstätigen voraus¬ 
sichtlich um 490 Tausend auf 44,8 Millionen steigen (vgl. 
Übersicht 1). Der Anstieg ist insbesondere auf die höhere 
Anzahl sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsver¬ 
hältnisse zurückzuführen. Die Arbeitslosenquote hat im 
Jahr 2017 den niedrigsten Stand seit über 25 Jahren erreicht. 
Die Zahl der Arbeitslosen wird im laufenden Jahr voraus¬ 
sichtlich im Jahresdurchschnitt um knapp 150 Tausend Per¬ 
sonen weiter abnehmen. Die Beschäftigten haben in den 
vergangenen Jahren spürbare Reallohnsteigerungen erfah¬ 
ren. Die Nettolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer haben 
seit 2010 preisbereinigt um durchschnittlich 1,1 Prozent 
pro Jahr zugenommen. Die Preissteigerungsrate betrug im 
vergangenen Jahr 1,8 Prozent und lag in der Nähe der Ziel¬ 
inflationsrate der Europäischen Zentralbank (EZB) für das 
Eurowährungsgebiet insgesamt. Trotz einer leichten Über¬ 
auslastung der Wirtschaft und Anspannungen in einigen 
Bereichen lässt sich in Deutschland derzeit keine Überhit¬ 
zung konstatieren. Auch der Sachverständigenrat spricht in 
seinem Jahresgutachten von einer Überauslastung der 
deutschen Volkswirtschaft, nicht von einer Überhitzung. 
Dennoch ist es wichtig, mögliche Überhitzungstendenzen 
und prozyklische Entwicklungen frühzeitig zu erkennen. 

3. Die öffentlichen Finanzen haben sich stetig verbessert. 
Solides Wirtschaftswachstum oberhalb des Potenzial¬ 
wachstums und ein Rekordbeschäftigungsstand haben 
außergewöhnlich gute Voraussetzungen für die Finanzpoli¬ 
tik geschaffen und gesamtstaatliche Haushaltsüberschüsse 
ermöglicht. Außerdem wird die Schuldenstandsquote im 


Finanzplanungszeitraum unter die Maastricht-Obergrenze 
von 60 Prozent des BIP zurückgeführt. Gleichzeitig konnten 
bei soliden Staatsfinanzen die öffentlichen Investitionen 
deutlich gesteigert werden. Der Bund investiert mehr in die 
Infrastruktur, Bildung und Forschung. Darüber hinaus 
wurden die Rahmenbedingungen für private Investitionen 
verbessert. Beides zusammen hat dazu beigetragen, das 
Produktionspotenzial zu stärken. 

4. Mit ihrer Wirtschaftspolitik hat die Bundesregierung 
rechtzeitig Weichen gestellt, damit die deutsche Volkswirt¬ 
schaft auch weiterhin ihre Potenziale nutzen kann. Sie hat 
aktuelle und langfristige Herausforderungen wie den 
demografischen Wandel, die Digitalisierung, die Globalisie¬ 
rung und den Klimawandel aktiv aufgegriffen und eine 
zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik verfolgt. Eine solche 
Politik fordert auch der Sachverständigenrat im Titel des 
jüngsten Jahresgutachtens. Dabei hat sich die Bundesregie¬ 
rung von der Zielsetzung eines inklusiven Wachstums leiten 
lassen, das alle gesellschaftlichen Wachstumskräfte zur Ent¬ 
faltung bringt. Wirtschaftliche Freiheit und sozialer wie 
regionaler Zusammenhalt sind in der Sozialen Marktwirt¬ 
schaft keine Gegensätze, sondern ergänzen einander. 

5. Dabei hat sich gezeigt, dass auch Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte und soziale Teilhabe Hand in Hand 
gehen können. Die Bundesregierung hat die gute wirtschaft¬ 
liche Situation genutzt, um strukturelle Herausforderungen 
am Arbeitsmarkt anzugehen. Dazu gehören unter anderem 
die bessere Integration von Langzeitarbeitslosen, eine 
schnelle und nachhaltige Integration der voraussichtlich 
länger in Deutschland bleibenden Geflüchteten in den 
Arbeitsmarkt und ihre soziale Einbindung in die Gesell¬ 
schaft, Strategien zur Fachkräftesicherung und Unterstüt¬ 
zung bei der Digitalisierung vor allem für kleine und mitt¬ 
lere Unternehmen (KMU). 

6. Die demografische Entwicklung geht einher mit einem 
sinkenden Erwerbspersonenpotenzial und - infolge der 
Alterung der Bevölkerung - steigenden Ausgaben insbeson¬ 
dere für Alterssicherung, Gesundheit und Pflege. Langfris¬ 
tig ist deswegen eine Belastung für Wirtschaftswachstum 
und öffentliche Haushalte sowie die umlagefinanzierten 
sozialen Sicherungssysteme zu erwarten. Auch hat der 
Anpassungsdruck durch die Digitalisierung in den vergan¬ 
genen Jahren weiter zugenommen - inzwischen revolutio¬ 
niert sie die Unternehmenslandschaft ebenso wie die 
Arbeitswelt. Die Digitalisierung erschließt neue Geschäfts¬ 
modelle mit großem Wertschöpfungspotenzial, aber verän¬ 
dert zugleich traditionelle Arbeitsformen und Wirtschafts- 
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zweige. Die Bundesregierung achtet hierbei darauf, dass die 
Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt auch künftig fair und 
gerecht gestaltet und gleichzeitig Innovationen ermöglicht 
werden. Die Digitalisierung und der demografische Wandel 
haben die Bundesregierung unter anderem motiviert, 
zusätzliche Anstrengungen im Bereich von Bildung und 
Ausbildung sowie zur Stärkung der Erwerbsbeteiligung zu 
ergreifen. Eine Übersicht über die mit Blick auf die demo¬ 
grafische Entwicklung getroffenen Maßnahmen in den 
genannten und in weiteren Handlungsfeldern enthält die 
am 1. Februar 2017 vom Bundeskabinett beschlossene 
demografiepolitische Bilanz der Bundesregierung zum 
Ende der 18. Legislaturperiode. 

Auch die Globalisierung birgt neben großen Chancen Her¬ 
ausforderungen und Risiken. In der jüngeren Vergangen¬ 
heit haben protektionistische Tendenzen zugenommen; sie 
sind ein Risiko für eine offene und auf den freien Welthan¬ 
del angewiesene Volkswirtschaft. Die Bundesregierung ist 
protektionistischem Druck erfolgreich entgegengetreten. 
Sie hat sich - nicht zuletzt im Rahmen der deutschen 
G20-Präsidentschaft - für die Offenheit der Märkte natio¬ 
nal, in Europa und in Drittländern sowie für ein regelba¬ 
siertes internationales Handelssystem eingesetzt. 

7. Europa hat sich wirtschaftlich weiter erholt: Alle 28 EU- 
Staaten verzeichnen Wirtschaftswachstum, die Arbeitslo¬ 
sigkeit in der Europäischen Union (EU) ist so niedrig wie 
seit neun Jahren nicht mehr. Gleichwohl steht Europa auch 


vor großen Herausforderungen - seien es der Kampf gegen 
Terrorismus, die Bewältigung der Migration, die Digitalisie¬ 
rung, die Verstetigung des Wachstums unter anderem durch 
Strukturreformen und Investitionen, oder der Klimawan¬ 
del. Deutschland ist aufs engste mit seinen Nachbarn ver¬ 
flochten. Unsere Wirtschaft gedeiht nur, wenn Europa 
erfolgreich ist, sich weiterentwickelt und, wo erforderlich, 
erneuert. Die Bundesregierung setzt sich daher gemeinsam 
mit ihren europäischen Partnern, allen voran Frankreich, 
dafür ein, Europa für die anstehenden Aufgaben vorzube¬ 
reiten, und beteiligt sich intensiv an der Diskussion zur 
Zukunft der EU sowie zur Weiterentwicklung der Wirt¬ 
schafts- und Währungsunion. 

8. Auch der Klimawandel und seine Folgen stellen eine 
Herausforderung für fortgesetztes Wirtschaftswachstum und 
steigenden Wohlstand dar. Klimaschutz kann aber gleich¬ 
zeitig zu Lebensqualität und Beschäftigung beitragen. Vor 
diesem Hintergrund hat die Bundesregierung zugleich die 
Klimaverträglichkeit ihrer Maßnahmen und die Besonder¬ 
heiten der deutschen Wirtschaft im Blick. Der Klimaschutz¬ 
plan 2050 der Bundesregierung gibt hierfür im Einklang 
mit dem Klimaschutzabkommen von Paris Orientierung. 

9. Mit ihrer aktuellen Nachhaltigkeitsstrategie hat die Bun¬ 
desregierung darüber hinaus den Rahmen zur Umsetzung 
der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der Verein¬ 
ten Nationen geschaffen (vgl. Kasten 2 und Tz 144), um die 
Wirtschaft und andere Akteure bei einer wirtschaftlich, 


Übersicht 1; Ausgewählte Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 1 




Jahresprojektion 

2016 

2017 

2018 


Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent, soweit nicht anders angegeben 


ENTSTEHUNG des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 

BIP (preisbereinigt) 

Erwerbstätige (im Inland) 

Arbeitslosenquote in Prozent (Abgrenzung der Bundesagentur für Arbeit - BA) 2 

1,9 

1,3 

6,1 

2,2 

1,5 

5,7 

2,4 

1,1 

5,3 

VERWENDUNG des BIP preisbereinigt (real) 

Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck 

2,1 

2,0 

1,9 

Ausrüstungen 

2,2 

3,5 

5,0 

Bauten 

2,7 

2,6 

2,8 

Inlandsnachfrage 

2,4 

2,2 

2,3 

Exporte 

2,6 

4,7 

5,3 

Importe 

3,9 

5,2 

5,8 

Außenbeitrag (Impuls) 3 

-0,3 

0,2 

0,2 

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer 

2,5 

2,7 

2,9 


1 Bis 2017 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 2018. 

2 Bezogen auf alle Erwerbspersonen. 

3 Absolute Veränderung der Vorräte bzw. des Außenbeitrags in Prozent des BIP des Vorjahres (= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP). 
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ökologisch und sozial nachhaltigen Entwicklung zu unter¬ 
stützen. Damit rücken die langfristigen und die globalen 
Auswirkungen nationaler Wirtschafts- und Finanzpolitik 
noch stärker in den Fokus. 


B. Solide Finanzpolitik, gesamtdeutsche 
Strukturpolitik 

10. Die Bundesregierung hat ihre zukunfts- und wachstums¬ 
orientierte Finanzpolitik fortgesetzt. Dazu gehören solide 
Staatsfinanzen und ein modernes Steuersystem ebenso wie 
stabile Finanzbeziehungen zwischen Bund, Fändern und 
Kommunen und eine effektive regionale Strukturpolitik. 

Nachhaltige Staatsfinanzen 

11. Seit Beginn der vorangegangenen Fegislaturperiode hat 
der Bund keine neuen Schulden aufgenommen. Der gesamt¬ 
staatliche Finanzierungssaldo in Abgrenzung der Volks¬ 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) belief sich im 
vergangenen Jahr nach ersten Berechnungen des Statisti¬ 
schen Bundesamtes auf 38,4 Milliarden Euro beziehungs¬ 
weise 1,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. 

Zu diesem Überschuss trugen alle staatlichen Ebenen bei. 
Die robuste wirtschaftliche Entwicklung und die Minder¬ 
ausgaben aufgrund des Niedrigzinsumfelds begünstigen die 
anhaltend positive Fage der Staatsfinanzen. Der Bund 
(Bundeshaushalt und Extrahaushalte) erzielte im Jahr 2017 
einen Überschuss von 3,1 Milliarden Euro. Wesentlich grö¬ 
ßere Überschüsse verbuchten Fänder und Gemeinden. 
Infolge höherer Haushaltsmittel für asyl- und flüchtlings- 
bedingte Feistungen, staatliche Investitionen, Steuer¬ 
erleichterungen für Familien, Alleinerziehende und Gering¬ 
verdiener sowie für die Sozialversicherungen stützte die 
deutsche Finanzpolitik die konjunkturelle Entwicklung. 

12. Trotz der guten Fage der öffentlichen Haushalte stehen 
diese weiter vor mehrfachen Herausforderungen. Dazu 
gehört, dass sich die Finanzpolitik auf eine Normalisierung 
des Zinsumfelds einstellen muss. Bund, Länder und Gemein¬ 
den stehen weiterhin vor der großen Aufgabe, aufgenom¬ 
mene Flüchtlinge humanitär zu versorgen und zu ihrer 
erfolgreichen Integration in die Gesellschaft beizutragen. 
Die Alterung der Gesellschaft wird perspektivisch zu wach¬ 
senden finanziellen Belastungen führen. Die Sozialausga¬ 
ben - unter anderem für Pflege, Gesundheit und Rente - 
stehen den mit Abstand größten Ausgabenposten der 
öffentlichen Haushalte (Bund, Länder, Gemeinden und 


Sozialversicherungen) dar. Auch demografiebedingt wird 
ihr Anteil der gegenwärtigen Projektion zufolge weiter 
ansteigen. Zudem zeichnet sich auf der staatlichen Einnah¬ 
meseite Handlungsbedarf ab: Die hohe Beschäftigung sowie 
steigende Löhne und Gehälter führten auch progressions¬ 
bedingt zu einem Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Steuer- 
und Abgabenquote. Außerdem bleibt eine weitere Aufgabe, 
die wachstumsorientierte Finanzpolitik fortzusetzen. 
Finanzpolitische Handlungsspielräume sind zu nutzen, um 
die Ausgabenstruktur des Bundeshaushalts schrittweise zu 
Gunsten wachstumsfördernder Investitionen in Bildung, 
Forschung und Infrastruktur zu verbessern. 

13. Auch im laufenden Jahr kann der Staatshaushalt voraus¬ 
sichtlich wieder einen Überschuss erzielen. Dieser wird 
voraussichtlich ein Prozent des BIP betragen. Die Projek¬ 
tion der staatlichen Ausgaben basiert dabei unter anderem 
auf dem Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2018 und 
dem Finanzplan bis 2021 vom Juni 2017, der wie in den 
Jahren zuvor ohne neue Schulden auskommt, sowie der 
technischen Annahme unveränderter Politiken. Mögliche 
Ergebnisse der laufenden Beratungen über Vorhaben einer 
neuen Bundesregierung sind in dieser Projektion nicht ent¬ 
halten. Für die Jahre 2019, 2020 und 2021 sieht der Regie¬ 
rungsentwurf ungebundene Haushaltsmittel in Höhe von 
kumuliert rund 14,8 Milliarden Euro vor. Über die finanz¬ 
politischen Spielräume und deren Verwendung in der 

19. Legislaturperiode wird die neue Bundesregierung im 
Lichte ihrer politischen Schwerpunktsetzungen und unter 
Berücksichtigung der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbe¬ 
dingungen entscheiden. 

14. Die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote ist infolge 
des Überschusses 2017 weiter gesunken auf voraussichtlich 
64 % Prozent des BIP (vgl. Schaubild 1). Die Projektion der 
Bundesregierung zur Entwicklung der öffentlichen Haus¬ 
halte geht davon aus, dass die Schuldenstandsquote bereits 
im Jahr 2019 unter die „Maastricht-Grenze“ von 60 Prozent 
des BIP sinken wird. 


Modernes Steuer- und Abgabensystem 

15. Das Steuersystem muss den Anforderungen einer mo¬ 
dernen Gesellschaft in einer globalisierten Welt gerecht 
werden. Es muss attraktive, wettbewerbsfähige und faire 
Rahmenbedingungen für Innovationen und Investitionen 
der Unternehmen in Deutschland bieten. Nur so können 
Arbeitsplätze und Wohlstand erhalten und weiter ausge¬ 
baut werden. 
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16. Eine wichtige Aufgabe der Bundesregierung ist es in 
diesem Zusammenhang, dafür Sorge zu tragen, dass in 
Deutschland erwirtschaftete Gewinne nicht in sogenannte 
Niedrigsteuerländer verschoben werden. Daher treibt die 
Bundesregierung die Implementierung des OECD-Aktions- 
plans gegen Gewinnkürzungen und Gewinnverlagerungen 
multinational tätiger Unternehmen, BEPS (Base Erosion 
and Profit Shifting), voran. Damit soll die Besteuerung am 
Ort der tatsächlichen unternehmerischen Tätigkeit und der 
tatsächlichen wirtschaftlichen Wertschöpfung vorgenom¬ 
men werden. Die Bundesregierung hat im Jahr 2017 in 
Übereinstimmung mit den Verabredungen auf internatio¬ 
naler Ebene das Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken 
im Zusammenhang mit Rechteüberlassungen auf den Weg 
gebracht. Mit der Regelung, die ab dem Jahr 2018 Anwen¬ 
dung findet, wird unter bestimmten Voraussetzungen der 
inländische Betriebsausgabenabzug für Aufwendungen für 
Rechteüberlassungen beschränkt. Damit soll verhindert 
werden, dass multinationale Unternehmen Gewinne durch 
Lizenzzahlungen in Staaten mit besonderen Präferenzrege¬ 
lungen - zum Beispiel Patent- und Lizenzboxen - verschie¬ 
ben (vgl. Tabelle lfd. Nr. 1). Darüber hinaus wurden mit dem 
Gesetz die Sofortabschreibungsgrenze für geringwertige 
Wirtschaftsgüter von 410 auf 800 Euro sowie die untere 


Wertgrenze zur Bildung eines Sammelpostens von 150 auf 
250 Euro angehoben. So wurden die bestehenden Abschrei¬ 
bungsregelungen verbessert und Unternehmen von Büro¬ 
kratie entlastet. Außerdem wurde die Steuerbefreiung für 
Zuschüsse für Business Angels im Rahmen des INVEST- 
Förderprogramms zur Förderung der deutschen Start-up- 
Kultur an das Förderprogramm angepasst. Nunmehr ist 
auch der sogenannte Exitzuschuss steuerfrei (vgl. Tz 59). 

Über diese Maßnahmen auf nationaler Ebene hinaus setzt 
sich die Bundesregierung auf europäischer Ebene aktiv für 
die Einführung einer Gemeinsamen Körperschaftsteuerbe¬ 
messungsgrundlage ein, da auch sie das Potenzial für grenz¬ 
überschreitende Steuergestaltungen erheblich verringert. 

17. Im Bereich der Einkommensteuer tragen weitere Entlas¬ 
tungen zur Stärkung von Arbeitsanreizen und der Binnen¬ 
wirtschaft bei. Mit Wirkung zum 1. Januar 2018 erfolgte eine 
erneute Anpassung des Einkommensteuertarifs, um die 
Effekte der kalten Progression auszugleichen und das gestie¬ 
gene Existenzminimum zu berücksichtigen. So wurden 
sowohl der Grundfreibetrag als auch die übrigen Tarifeck¬ 
werte erhöht sowie der Kinderfreibetrag, das Kindergeld 
und der Unterhaltshöchstbetrag angepasst. Die Steuerzah- 


Schaubild 1: Entwicklung der Maastricht-Schuldenstandsquote seit 2000 (Maastricht-Schuldenstand in Relation 
zum nominalen BIP) 
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lerinnen und Steuerzahler werden durch diese Maßnah¬ 
men um etwa vier Milliarden Euro entlastet. Durch die in 
der abgelaufenen Legislaturperiode vorgenommenen 
Anpassungen im Rahmen der Einkommensteuer wurden 
sie mit einer Jahreswirkung von insgesamt elf Milliarden 
Euro dauerhaft entlastet. Dies entspricht auch dem Ziel des 
Sachverständigenrates (vgl. JG Tz 4), die steuerliche Belas¬ 
tung aus der kalten Progression zu senken. Die Bundesre¬ 
gierung wird in diesem Jahr Berichte über die Wirkung der 
kalten Progression und über die Höhe des steuerfrei zu 
stellenden Existenzminimums vorlegen. 

18. Durch die günstige Finanzentwicklung bei der Bundes¬ 
agentur für Arbeit in den vergangenen Jahren konnte die 
allgemeine Rücklage auf rund 17 Milliarden Euro zum Jah¬ 
resende 2017 aufgebaut werden. Nach Ansicht des Sachver¬ 
ständigenrates könnte zur Reduktion der Abgabenlast der 
Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung gesenkt werden 
(vgl. JG Tz 588). Es bleibt der nächsten Bundesregierung 
überlassen, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang der 
Beitragssatz geändert werden sollte. 

Neuregelung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen 

19. Mit dem Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 
Juli 2017 und dem Gesetz zur Neuregelung des bundes¬ 
staatlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und 
zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften vom 
August 2017 werden die Bund-Länder-Finanzbeziehungen 
neu geordnet. Die Gesetze sehen eine jährliche Entlastung 
der Länder durch den Bund ab 2020 um anfänglich rund 
9,7 Milliarden Euro vor (vgl. Tabelle lfd. Nr. 2). Darüber hin¬ 
aus hat der Bund den Kommunalinvestitionsförderungs¬ 
fonds um 3,5 Milliarden Euro auf insgesamt sieben Milliar¬ 
den Euro aufgestockt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 3). 

Die vereinbarte Neuregelung des bundesstaatlichen Finanz¬ 
ausgleichssystems schafft den bisherigen Umsatzsteuervor- 
wegausgleich ab und ersetzt den bisherigen Länder¬ 
finanzausgleich durch einen Finanzkraftausgleich bei der 
horizontalen Verteilung der Umsatzsteuer. Dieser horizon¬ 
tale Finanzkraftausgleich erfolgt künftig über Zu- und 
Abschläge auf die nach Einwohneranteilen auf die Länder 
verteilten Anteile an der Umsatzsteuer. Teil der Neurege¬ 
lung ist außerdem, dass der Bund leistungsschwache Länder 
ab 2020 durch weitere Ergänzungszuweisungen unterstützt. 
Insgesamt wird sich der Bund aufgrund der eingeleiteten 
Maßnahmen künftig deutlich stärker als bisher an der 
Finanzausstattung der Länder beteiligen. Neben dieser 
Neuregelung des Finanzausgleichs enthalten die Gesetze 


verschiedene Regelungen zur Verbesserung der Aufgaben¬ 
wahrnehmung im Bundesstaat (vgl. etwa Tz 25). 

20. In dieser Legislaturperiode gilt es, die Neuordnung der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen konsequent umzusetzen. 
Hierzu zählt etwa, das Verfahren im Stabilitätsrat zur Über¬ 
wachung der Einhaltung der Schuldenbremse durch Bund 
und Länder festzulegen sowie die Reform der Bundesfern¬ 
straßenverwaltung umzusetzen und dabei den reibungslo¬ 
sen Übergang der Autobahnverwaltung auf den Bund 
sicherzustellen (vgl. Tz 28). 

Regionale Strukturpolitik 

21. Trotz der positiven gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
bestehen in Deutschland weiterhin erhebliche regionale 
Unterschiede bei der Wirtschaftskraft, der Erwerbstätigkeit 
und der Arbeitslosigkeit. Wie der Sachverständigenrat zeigt, 
liegt eine der Ursachen darin, dass aufgrund ihrer Speziali¬ 
sierung auf bestimmte Produkte und Wirtschaftsbereiche 
nicht alle deutschen Regionen gleichermaßen von Globali¬ 
sierung und internationalem Handel profitieren (vgl. JG Tz 
674 ff.). Ziel der Regionalpolitik der Bundesregierung ist vor 
diesem Hintergrund, die wirtschaftlichen Perspektiven von 
Menschen in strukturschwachen Regionen zu verbessern. 
Die Regionalpolitik leistet so einen Beitrag zu bundesweit 
gleichwertigeren Lebensverhältnissen und zum gesell¬ 
schaftlichen Zusammenhalt. Der Stärkung der vom Struk¬ 
turwandel betroffenen Braunkohleregionen dient auch die 
Vorbereitung der Kommission „Wachstum, Strukturwandel 
und Regionalentwicklung“ (vgl. Tz 104). 

In Westdeutschland sind vorrangig ländliche oder altindus¬ 
trielle Regionen als strukturschwach einzustufen. In den 
neuen Ländern gilt dies nach wie vor für den überwiegen¬ 
den Teil der Regionen. Sie weisen trotz deutlicher Fort¬ 
schritte noch immer einen erheblichen Rückstand bei 
Wirtschaftskraft und Beschäftigung auf (vgl. Jahresbericht 
zum Stand der Deutschen Einheit 2017). Für die Zeit nach 
dem Auslaufen des Solidarpaktes II Ende des Jahres 2019 
wird ein gesamtdeutsches Fördersystem für strukturschwa¬ 
che Regionen entwickelt. Grundlagen hierfür sind die Eck¬ 
punkte der Bundesregierung für ein gesamtdeutsches För¬ 
dersystem vom Mai 2015 sowie der Fortschrittsbericht der 
Bundesregierung zur Weiterentwicklung eines gesamtdeut¬ 
schen Fördersystems für strukturschwache Regionen vom 
September 2017 (vgl. Tabelle lfd. Nr. 4). Im Mittelpunkt steht 
dabei die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio¬ 
nalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW), in deren Rahmen Bund 
und Länder gemeinsam die Wachstums- und Innovations- 
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kraft strukturschwacher Regionen gezielt finanziell fördern. 
Weitere Elemente des neuen Regionalfördersystems sollen 
Maßnahmen zur Investitions- und Innovationsförderung 
sowie zur Stärkung der Infrastruktur und Daseinsvorsorge 
sein. Bereits im Jahr 2017 wurden die Möglichkeiten der 
GRW zur Förderung von wirtschaftsnahen Forschungsein¬ 
richtungen und von Technologie- und Gründerzentren 
erweitert. Anfang des vergangenen Jahres ist zudem die 
Förderung von Forschung und Entwicklung gemeinnützi¬ 
ger externer Industrieforschungseinrichtungen durch das 
Programm INNO-KOM von den neuen Ländern auf struk¬ 
turschwache Regionen in ganz Deutschland ausgeweitet 
worden (vgl. Tabelle lfd. Nr. 5). Mit dem Förderkonzept 
„Innovation & Strukturwandel“ wurden ferner die Voraus¬ 
setzungen für eine regionenorientierte Innovationsförde¬ 
rung in Ost- und Westdeutschland geschaffen (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 6). 

22. Die Verbesserung der regionalen Wirtschaft spielt auch 
in der Tourismuspolitik der Bundesregierung eine wichtige 
Rolle. So ist für einige ländliche Räume die Nutzung ihrer 
touristischen Potenziale eine wichtige Möglichkeit, um 
Beschäftigung zu sichern, Abwanderungen junger Erwerbs¬ 
tätiger entgegenzuwirken und lokale Infrastrukturen zu 
erhalten. Die Bundesregierung fördert unter anderem zum 
Abbau von Informationsbarrieren für Menschen mit Behin¬ 
derungen ein bundesweites Zertifizierungssystem auf einer 
digitalen Plattform für barrierefreie Reiseangebote. 

23. Durch die Weiterentwicklung der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
(GAK) können seit Ende 2016 Investitionen in Kleinstunter- 
nehmen der Grundversorgung in ländlichen Räumen sowie 
in Einrichtungen für lokale Basisdienstleistungen für die 
ländliche Bevölkerung gefördert werden (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 7). Dies ist ein weiteres Element zur Stärkung der regio¬ 
nalen Daseinsvorsorge. 

C. Impulse für Investitionen und Innovationen, 
Stärkung der Industrie 

24. Zu einer stabilitäts- und wachstumsorientierten sowie 
nachhaltigen Wirtschafts- und Finanzpolitik gehört nicht 
nur, die Staatsverschuldung zu begrenzen, sondern auch, 
die Grundlagen des Wohlstandes zu erhalten und auszu¬ 
bauen. Dazu zählen unter anderem leistungsfähige Ver¬ 
kehrswege, zeitgemäße Kommunikationsinfrastrukturen, 
eine bedarfsgerechte Kindertagesbetreuung sowie moderne 
Schulen und attraktive Hochschulen und ein leistungsfähi¬ 
ger Sozialstaat. Eine hochwertige öffentliche Infrastruktur 


ist nicht nur Voraussetzung für private Investitionen und 
somit grundlegend für die künftige wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung, sondern trägt auch zu mehr sozialer Teilhabe 
und gleichwertigeren Lebensbedingungen bei. Insofern 
handelt es sich um einen Grundpfeiler inklusiven Wachs¬ 
tums. 


Gestiegene öffentliche Investitionen 

25. Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass die Konsolidie¬ 
rung der öffentlichen Haushalte und zusätzliche Investi¬ 
tionen Hand in Hand gehen können. Während sich der ge¬ 
samtstaatliche Finanzierungssaldo deutlich verbessert hat, 
in Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun¬ 
gen von -4,0 Milliarden Euro im Jahr 2013 auf +38,4 Milliar¬ 
den Euro im Jahr 2017, sind gleichzeitig die staatlichen 
Investitionen von 60,1 Milliarden Euro auf 69,3 Milliarden 
Euro gestiegen. 

Zum Anstieg der gesamtstaatlichen Investitionen hat der 
Bund im Rahmen seiner Investitionsstrategie, welche ein 
Element der vom Sachverständigenrat geforderten zu¬ 
kunftsorientierten Wirtschaftspolitik ist, maßgeblich beige¬ 
tragen. So wurden die Ausgaben für Investitionen im Bun¬ 
deshaushalt zwischen 2013 und 2017 um rund 45 Prozent 
auf 36,1 Milliarden Euro erhöht. Die Gesamtausgaben des 
Bundes stiegen im selben Zeitraum nur um knapp sieben 
Prozent. Schwerpunktbereiche der öffentlichen Investi¬ 
tionen sind die Verkehrsinfrastruktur, die Flankierung des 
Breitbandausbaus, die Mikroelektronik, die Entwicklung 
der Elektromobilität, Förderungen von Energieeffizienz¬ 
maßnahmen für Gebäude und die Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus. 

Zudem hat der Bund Länder und Kommunen, die gut zwei 
Drittel der staatlichen Investitionen tragen, maßgeblich 
finanziell entlastet (vgl. auch Tz 19). So wurde zur weiteren 
Unterstützung finanzschwacher Kommunen im Bereich 
der Bildungsinfrastruktur das Kommunalinvestitionsförde¬ 
rungsgesetz (KInvFG) im Jahr 2017 geändert. Der Bund 
gewährt demnach den Ländern Finanzhilfen für Investi¬ 
tionen finanzschwacher Kommunen in die Sanierung, den 
Umbau und die Erweiterung von allgemein- und berufsbil¬ 
denden Schulen im Zeitraum vom 1. Juli 2017 bis zum 
31. Dezember 2022. Dies schließt Investitionen in die der 
jeweiligen Schule zugeordneten Einrichtungen zur Betreu¬ 
ung von Schülerinnen und Schülern (zum Beispiel Horte) 
ein. Dabei sind außerdem die für die Funktionsfähigkeit 
der Gebäude erforderliche Ausstattung sowie notwendige 
ergänzende Infrastrukturmaßnahmen einschließlich sol- 
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eher zur Gewährleistung der digitalen Anforderungen an 
Schulgebäude förderfähig. Damit nimmt die Bundesregie¬ 
rung auch die Forderung des Sachverständigenrates auf, 
die digitale Infrastruktur in Schulen zu verbessern (vgl. JG 
Tz 813). 

Schließlich wurde mit der Neu-Strukturierung der „Part¬ 
nerschaft Deutschland GmbH“ ein Beratungsangebot für 
alle staatlichen Ebenen bereitgestellt, das eine Unterstüt¬ 
zung bei der wirtschaftlichen Planung und Realisierung 
von Infrastrukturvorhaben bietet und damit die Kapazitä¬ 
ten der öffentlichen Verwaltung sinnvoll ergänzen kann. 
Insbesondere für Kommunen wurde der Zugang zu diesen 
Beratungsleistungen vereinfacht. 

Investitionen in Verkehrsinfrastruktur auf 
hohem Niveau 

26. Mobilität ist Grundvoraussetzung für eine dynamische 
Volkswirtschaft. Einer leistungsfähigen und gut vernetzten 
Infrastruktur kommt damit eine zentrale Bedeutung für 
Wachstum und Wohlstand zu. Die Qualität der Bundesver¬ 
kehrswege muss daher gesichert und Engpässe müssen - 
wo nötig - durch Ersatz, Neu- und Ausbau beseitigt werden. 
Die Bundesregierung hat vor diesem Hintergrund die Ver¬ 
kehrsinvestitionen deutlich angehoben. Die Investitionen 
in die Verkehrsinfrastruktur werden im Jahr 2018 voraus¬ 
sichtlich auf 14,2 Milliarden Euro steigen und in den Folge¬ 
jahren auf hohem Niveau fortgeführt. 

27. Neben öffentlichen Mitteln sind für die Stärkung der 
Verkehrsinfrastruktur auch Beiträge der Nutzer von Bedeu¬ 
tung. Im Jahr 2016 beliefen sich die Einnahmen aus der 
Lkw-Maut auf rund 4,6 Milliarden Euro. Durch die ab dem 
1. Juli 2018 vorgesehene Ausweitung der Lkw-Maut auf alle 
Bundesstraßen werden die Einnahmen künftig steigen. Es 
werden zusätzliche Mauteinnahmen in Höhe von bis zu 
zwei Milliarden Euro pro Jahr erwartet (vgl. Tabelle lfd. 

Nr. 8). Auch die geplante Infrastrukturabgabe (Pkw-Maut) 
soll zukünftig zur Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur 
beitragen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 9). Private Investoren werden 
bei einzelnen Projekten einbezogen. 

28. Die Planungsverfahren für die Realisierung der Infra¬ 
strukturinvestitionen sind zukünftig schneller und effizi¬ 
enter zu gestalten. Ein wichtiger Schritt ist die Reform der 
Bundesfernstraßenverwaltung als Teil der Neuregelung des 
bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems ab 2020 (vgl. 

Tz 19). Der Bund erhält ab dem 1. Januar 2021 die alleinige 
Verantwortung für Planung, Bau, Betrieb, Erhaltung, ver¬ 


mögensmäßige Verwaltung und Finanzierung der Bundes¬ 
autobahnen. Zur Erledigung der Aufgaben wird der Bund 
eine Infrastrukturgesellschaft für Autobahnen und andere 
Bundesfernstraßen in der Rechtsform einer GmbH grün¬ 
den. Hoheitliche Tätigkeiten - insbesondere die Planfest¬ 
stellung - werden künftig überwiegend durch das neu zu 
errichtende Fernstraßen-Bundesamt ausgeübt (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 10). 

29. Um den „Masterplan Schienengüterverkehr“ umzuset¬ 
zen und den Schienengüterverkehr zu beleben, wird ein 
mehrjähriges Förderkonzept zur Reduzierung der Trassen- 
preise erarbeitet, das im Finanzplan bis 2021 finanziell 
unterlegt wird. Dies leistet einen wichtigen Beitrag zur 
umweltfreundlichen Verlagerung von Verkehren von der 
Straße auf die Schiene. 


Chancen der Digitalisierung genutzt 

30. Wie der Sachverständigenrat (vgl. JG Tz 59) begreift die 
Bundesregierung die Digitalisierung als Chance. Zukünftig 
rücken dabei neue technologische Trends wie die künstli¬ 
che Intelligenz, virtuelle Realität/3D und Blockchain in den 
Blickpunkt, die große wirtschaftliche Potenziale eröffnen. 
Gleichzeitig gilt es, die Grundlagen für die Gigabitgesell- 
schaft zu schaffen. Zudem müssen Querschnittsthemen wie 
zum Beispiel IT-Sicherheit und Datenschutz, Weiterbildung 
und Qualifizierung oder ein moderner digitaler Ordnungs¬ 
rahmen in geeigneter Form aufgegriffen, begleitet und fort¬ 
entwickelt werden. 

31. Die Bundesregierung hat im April 2017 den Legislatur¬ 
bericht „Digitale Agenda 2014- 2017“ verabschiedet. Mit der 
Digitalen Agenda hat die Bundesregierung Meilensteine in 
der Digitalpolitik rund um die drei Kernziele Wachstum 
und Beschäftigung, Zugang und Teilhabe sowie Vertrauen 
und Sicherheit definiert. Die Bundesregierung begleitet den 
digitalen Strukturwandel mit der Umsetzung der Digitalen 
Agenda aktiv und hat Rahmenbedingungen für das Leben, 
Lernen, Arbeiten und Wirtschaften in der digitalen Welt 
gesetzt, um möglichst vielen Menschen die Teilhabe am 
digitalen Wandel zu ermöglichen. 

32. Im Mittelpunkt der Digitalen Agenda stehen insbeson¬ 
dere der Ausbau der digitalen Infrastruktur, die Begleitung 
der Wirtschaft auf dem Weg in die Industrie 4.0, die Unter¬ 
stützung des Mittelstandes und junger, innovativer Unter¬ 
nehmen, die Förderung einer attraktiven und wettbewerbs¬ 
fähigen Berufsbildung 4.0, die Stärkung der Cybersicherheit 
in Deutschland sowie die Änderung des Telemediengesetzes, 
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das die Haftungsregelungen für WLAN-Anbieter klarstellt 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 11). Um die digitale Transformation des 
Mittelstands zu unterstützen, wurden 2017 die Mittel¬ 
stand 4.0-Kompetenzzentren weiter ausgebaut (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 12). Um die IT-Sicherheitskompetenz in Deutsch¬ 
land nachhaltig auszubauen, hat die Bundesregierung eine 
Verstetigung der Kompetenzzentren für die IT-Sicherheits- 
forschung eingeleitet und unterstützt gezielt Unterneh¬ 
mensgründungen aus diesem Bereich. 

33. Gleichzeitig hat die Bundesregierung die Entwicklung 
digitaler Technologien durch die Förderung von Forschungs¬ 
und Entwicklungsprojekten im vorwettbewerblichen Be¬ 
reich vorangebracht. Ziel der Förderung ist es, Zukunftsthe¬ 
men der Digitalisierung frühzeitig aufzugreifen und den 
Transfer von wissenschaftlichen Ergebnissen hin zu markt¬ 
orientierten Spitzentechnologien mit hohem Anwendungs¬ 
potenzial zu beschleunigen. Das weit gefächerte Spektrum 
der Fördervorhaben reicht von der Entwicklung und Erpro¬ 
bung eines intelligenten IKT-basierten Energiesystems der 
Zukunft über internetbasierte Wissensinfrastrukturen für 
die Gestaltung neuer elektronischer Dienstleistungen 
(Internet der Dienste) bis hin zur internetbasierten Vernet¬ 
zung von intelligenten Objekten, sowohl für industrielle 
und öffentliche infrastrukturelle Anwendungen als auch 
im privaten Bereich (Internet der Dinge). Herausragende 
Bedeutung für die technologische und wirtschaftliche 
Umsetzung der Digitalisierung haben Start-ups, die daher 
mit verschiedenen Instrumenten unterstützt werden (vgl. 
Tz 58 ff.). Um die Zusammenarbeit von Start-ups, etablier¬ 
ter Wirtschaft und Wissenschaft zu unterstützen, hat die 
Bundesregierung unter anderem die Digital Hub Initiative 
gestartet. Die zwölf Hub-Standorte sollen die nationale Ver¬ 
netzung untereinander sowie eine stärkere internationale 
Verflechtung ermöglichen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 13). 

34. Auch in einer digitalisierten Welt schafft Wettbewerb 
den größtmöglichen Raum zur Entfaltung von Innovatio¬ 
nen und Wachstum. Die Offenhaltung der Märkte der digi¬ 
talen Wirtschaft erfordert einen passgenauen Ordnungs¬ 
rahmen, der die Marktchancen innovativer Ideen und 
Geschäftsmodelle gewährleistet und die Ausnutzung von 
Marktmacht wirksam verhindert. Eine proaktive Wettbe¬ 
werbspolitik in der Plattformökonomie muss frühzeitig 
und schnell ineffizienten Monopolisierungstendenzen ent¬ 
gegenwirken können. Die Bundesregierung hat deswegen 
die Entwicklung eines modernen Ordnungsrahmens für 
die digitale Welt vorangetrieben. So wurde das Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen an die Besonderheiten 
der Märkte der digitalen Wirtschaft angepasst (vgl. Tz 64). 
Ferner wurden im März 2017 mit dem Weißbuch „Digitale 


Plattformen. Ordnungspolitik für Wachstum, Innovation, 
Wettbewerb und Teilhabe“ Impulse für die politische Dis¬ 
kussion zur Fortentwicklung des Wettbewerbs- und Regu¬ 
lierungsrahmens für die digitale Wirtschaft gesetzt. Zuvor 
wurde im November 2016 als weiterer Diskussionsimpuls 
für einen modernen Ordnungsrahmen das Weißbuch 
„Arbeiten 4.0“ veröffentlicht (vgl. Tz 76). 

35. Damit die Potenziale der Digitalisierung in Unterricht 
und Wissenschaft besser ausgeschöpft werden, hat die Bun¬ 
desregierung mit dem Gesetz zur Angleichung des Urheber¬ 
rechts an die aktuellen Erfordernisse der Wissensgesellschaft 
(UrhWissG) die sogenannte „Bildungs- und Wissenschafts¬ 
schranke“ eingeführt. Damit wird neu geregelt, welche urhe¬ 
berrechtlichen Nutzungshandlungen im Bereich Bildung 
und Wissenschaft gesetzlich erlaubt sind, ohne dass es einer 
Zustimmung der Urheber und sonstiger Rechtsinhaber 
bedarf. Erstmals enthält das deutsche Recht künftig eine 
Regelung zum Text- und Data-Mining. Um den berechtigten 
Interessen der wissenschaftlichen Autoren und ihrer Ver¬ 
lage Rechnung zu tragen, koppelt das Gesetz die erlaubten 
Nutzungen in der Regel an einen gesetzlichen Anspruch auf 
angemessene Vergütung. Die Reform tritt am 1. März 2018 
für eine Dauer von fünf Jahren in Kraft. 

36. Um die Chancen der Digitalisierung zu nutzen, ist nicht 
zuletzt eine leistungsfähige und flächendeckende Infrastruk¬ 
tur erforderlich. Für die Unterstützung des Breitbandausbaus 
in der Bundesrepublik Deutschland wurden im Jahr 2017 
weitere 400 Millionen Euro bereitgestellt. Damit stellt die 
Bundesregierung bisher 4,4 Milliarden Euro für den Ausbau 
zukunftsfähiger Breitbandnetze zur Verfügung. Gefördert 
werden nur Gebiete, die derzeit nicht durch ein Netz der 
nächsten Generation versorgt sind und in denen in den 
kommenden drei Jahren von privaten Investoren kein ent¬ 
sprechendes Netz errichtet wird. Mit dem Sonderprogramm 
Gewerbe wird außerdem der Aufbau hochleistungsfähiger 
Gigabitnetze in unterversorgten Gewerbe- und Industrie¬ 
gebieten sowie in Häfen unterstützt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 14). 

Die Bundesregierung hat mit der „Zukunftsoffensive Giga¬ 
bit-Deutschland“ sowie der „Digitalen Strategie 2025“ fach¬ 
liche Diskussionsentwürfe für eine künftige Entwicklung 
der Digitalisierungspolitik vorgelegt, die unter anderem einen 
flächendeckenden Ausbau von Gigabitnetzen in Deutsch¬ 
land anstrebt. 

37. Die nächste Mobilfunkgeneration 5G wird zentraler 
Bestandteil der Gigabitnetze der Zukunft sein und neue 
Architekturen bei Informations- und Kommunikations¬ 
technologien erfordern. Dafür legt die Forschungsförderung 
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zum künftigen Mobilfunkstandard 5G innerhalb der For¬ 
schungsinitiative „Industrielle Kommunikation der Zukunft“ 
die Basis. Ziel der Bundesregierung ist es, Deutschland als 
Leitmarkt für 5G-Anwendungen zu positionieren und eine 
schnelle und erfolgreiche Einführung der 5G-Technologie 
zu unterstützen. Mit der „5G-Strategie für Deutschland“ hat 
die Bundesregierung politische Ziele und umfassende Maß¬ 
nahmenpakete zur Erreichung eines effizienten 5G-Netz- 
rollouts vorgelegt. Im Jahr 2018 sollen die Maßnahmen ver¬ 
stärkt umgesetzt und bereits laufende Aktivitäten intensiviert 
werden. Bis 2025 sollen 5G-Konnektivität erreicht und zu¬ 
gleich die Mobilfunkkapazitäten in zentralen Orten und in 
ländlichen Räumen substanziell ausgebaut sein (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 15). 


Industrielle Basis gestärkt, Rohstoffversorgung und 
Ressourceneffizienz verbessert 

38. Die Industrie ist eine wesentliche Grundlage der wirt¬ 
schaftlichen Stärke Deutschlands. Der Anteil des Verarbei¬ 
tenden Gewerbes an der Bruttowertschöpfung in Deutsch¬ 
land ist in den vergangenen zwanzig Jahren weitgehend 
stabil geblieben und lag 2016 bei rund 23 Prozent. Im Gegen¬ 
satz dazu ist der Anteil der industriellen Wertschöpfung in 
diesem Zeitraum in anderen großen europäischen Volks¬ 
wirtschaften deutlich gesunken. Die starke industrielle Basis 
in Deutschland trägt zur Diversifizierung der Wirtschafts¬ 
struktur bei und leistet einen wichtigen Beitrag zum Wachs¬ 
tum und Erhalt von Arbeitsplätzen. Die Robustheit des 
Wirtschaftsstandortes Deutschlands hat gezeigt, dass es gut 
war, auf eine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Indus¬ 
trie zu setzen. 

39. Die deutsche Industrie ist stark, weil sie breit aufgestellt 
ist: Ihr Mix aus kleinen, mittleren und großen Unterneh¬ 
men, ihre weitgehend intakten Wertschöpfungsketten, ihre 
regionale Verankerung, ihre Verbindung von etablierten 
und neuen Akteuren und Branchen und ihre enge Koope¬ 
ration mit den Forschungsinstitutionen sorgen für eine 
hohe internationale Wettbewerbsfähigkeit bei gleichzeitig 
großer sozialer Verantwortungsbereitschaft. Diese Stärken 
der Industrie müssen gesichert und ausgebaut werden. 

40. Die Industrie ist auch ein elementarer Teil der wirtschaft¬ 
lichen, technologischen und gesellschaftlichen Zukunft 
Europas. Das spiegelt sich im europäischen Ziel wider, den 
Anteil der Industrieproduktion am BIP der EU bis 2020 
wieder auf 20 Prozent anzuheben. Vor diesem Hintergrund 
begrüßt die Bundesregierung die Vorlage einer industrie¬ 
politischen Strategie durch die Europäische Kommission 


vom 13. September 2017 als eine gute Grundlage für die 
weiteren Arbeiten. Die Bundesregierung setzt sich in der 
EU für eine längerfristig ausgerichtete, mit anderen Politik¬ 
feldern kohärente Industriepolitik mit konkreten Maßnah¬ 
men zur nachhaltigen Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Industrie ein. Regulatorische Anforde¬ 
rungen an die Industrieunternehmen müssen mit Augen¬ 
maß erfolgen. Hierzu gehört auch die Etablierung konkre¬ 
ter sektoraler Bürokratieabbauziele auf EU-Ebene in den 
die Wirtschaft besonders belastenden Bereichen (vgl. Tz 69). 
Eine einmal infolge zu hoher Belastungen abgewanderte 
Industrie ist nur sehr schwer zurückzugewinnen. 

41. Ein wichtiger Faktor für den dauerhaften Erfolg einer 
Industriegesellschaft ist auch die Fähigkeit, Schlüsselkom¬ 
petenzen für die Leitmärkte der Zukunft aufzubauen. Ins¬ 
besondere der globale Wettbewerb, ambitionierte Umwelt- 
und Klimaziele und die Digitalisierung erfordern die 
kontinuierliche Erneuerung der Produktion, der Mobilität 
und der Energieversorgung. 

42. Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die Digi¬ 
talisierung der Industrie weiter voranzubringen. Industrie 
4.0 ist dabei die zentrale Gestaltungsaufgabe der kommenden 
Jahre. Jeder Bereich der industriellen Wertschöpfung wird 
betroffen sein. Die Chancen sind enorm. Insbesondere bei 
kleinen und mittleren Unternehmen, dem Rückgrat der 
deutschen Wirtschaft, muss die flächendeckende Anwen¬ 
dung von Industrie 4.0 gelingen. Diesen Transformations¬ 
prozess unterstützt die Bundesregierung insbesondere mit 
der Plattform Industrie 4.0, unter anderem in einem neu 
eingerichteten „Transfernetzwerk Industrie 4.0“. In einem 
weiteren Schritt geht es um eine Unterstützung des digita¬ 
len Wandels durch Künstliche Intelligenz und Maschinelles 
Lernen. Mit der Einrichtung der Plattform Lernende Systeme 
hat die Bundesregierung auch hierzu erste Maßnahmen 
eingeleitet. 

43. Die Bundesregierung gestaltet die internationalen Rah¬ 
menbedingungen für die Digitalisierung der Industrie aktiv 
mit. International einheitliche oder zumindest kompatible 
Standards, Anforderungen an die IT-Sicherheit und regu¬ 
latorische Rahmenbedingungen sind notwendig, damit 
digitale industrielle Wertschöpfungsketten global entste¬ 
hen können. Um diese Entwicklung zu unterstützen, hat 
Deutschland bilaterale Kooperationen mit China, Japan, 
Italien, Frankreich, der Tschechischen Republik, Australien 
und dem in den USA ansässigen Industrial Internet Con- 
sortium im Bereich Industrie 4.0 vereinbart. Die Bundesre¬ 
gierung unterstützt auch die Digitalisierung der Industrie 
auf EU- und G20-Ebene aktiv. 
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44. Die Mikroelektronik ist ein wichtiger Innovationstreiber 
der Digitalisierung. Deshalb hat die Bundesregierung die 
forschungsintensive Mikroelektronik im vergangenen Jahr 
massiv gestärkt. So wurde beschlossen, Investitionen in die 
Mikroelektronik im Rahmen eines „wichtigen Vorhabens 
von gemeinsamem europäischem Interesse“ mit einer Mil¬ 
liarde Euro zu fördern. Die Förderung steht allerdings noch 
unter dem Vorbehalt der beihilferechtlichen Genehmigung 
durch die Europäische Kommission. Damit wird die indust¬ 
rielle Wertschöpfung in Deutschland und Europa weit über 
die Mikroelektronik hinaus gestärkt. Parallel werden mit der 
„Forschungsfabrik Mikroelektronik“ erstmals bundesweit 
die Forschungskapazitäten in der Mikroelektronik vernetzt, 
gebündelt und erweitert (vgl. Tabelle lfd. Nr. 16). Dafür wer¬ 
den außeruniversitäre Forschungseinrichtungen und Hoch¬ 
schulen für rund 400 Millionen Euro mit modernster Technik 
ausgestattet. Ziel ist es, Deutschland als Mikroelektronik¬ 
standort für Wissenschaft und Wirtschaft international 
mehr Gewicht zu verleihen. 

45. Eine sichere und nachhaltige Rohstoffgewinnung und 
-Versorgung ist entscheidend für die industrielle Produktion 
in Deutschland. Neue technologische Entwicklungen im 
Zuge von Digitalisierung, Energiewende und Elektromobi- 
lität verändern den Rohstoffbedarf. Bestimmten Metallen 
und Industriemineralen kommt dabei eine entscheidende 
Bedeutung zu. Mit der integrierten Rohstoffstrategie der 
Bundesregierung sollen die Rahmenbedingungen für Recy¬ 
cling, Ressourceneffizienz und heimische Rohstoffgewin¬ 
nung verbessert werden. Zudem setzt sich die Bundesregie¬ 
rung dafür ein, die sozialen und ökologischen Bedingungen 
in den rohstoffexportierenden Ländern zu verbessern. So 
werden mit der „Initiative für Transparenz in der Rohstoff¬ 
wirtschaft“ (EITI) Entwicklungs- und Schwellenländer im 
gemeinsamen Kampf gegen Korruption im Rohstoffsektor 
unterstützt. Die Bundesregierung setzt EITI auch selbst um 
und hat hierzu im August 2017 den ersten deutschen 
EITI-Bericht vorgelegt. 

46. Ein weiteres Ziel der Bundesregierung ist es, die Inan¬ 
spruchnahme natürlicher Ressourcen stärker von der wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung zu entkoppeln, das heißt insbe¬ 
sondere den spezifischen Materialaufwand fortlaufend zu 
senken. Deutschland soll zu einer der effizientesten und 
umweltschonendsten Volkswirtschaften weltweit werden. 
Hierzu kann auch der Leichtbau beitragen. Das Deutsche 
Ressourceneffizienzprogramm (ProgRess) dient insbesondere 
dem Ziel, Ressourceneffizienz und Recycling zu verbessern. 
Mit dem Programm wird auch die Bioökonomiestrategie 
unterstützt. Aktuell wird der zweite Fortschrittsbericht für 
den Zeitraum 2016 bis 2020 vorbereitet, unter anderem in 


Workshops mit Fachexperten. Zudem dienen Netzwerke 
von KMU und Verbänden der gegenseitigen Information 
und Vernetzung zu ressourcenschonender Produktion, 
Produkten und Management. 

47. Die Bundesregierung sieht die Arbeiten zum Europä¬ 
ischen Verteidigungsfonds mit seinem Forschungs- und 
Fähigkeitenfenster als sehr wichtig an, um die Wettbe¬ 
werbsfähigkeit der europäischen Verteidigungsindustrie zu 
stärken und um eine Grundlage zu einer verstärkten euro¬ 
päischen Zusammenarbeit in der europäischen Sicherheits¬ 
und Verteidigungsindustrie zu legen. 

Nachhaltige und moderne Mobilität 

48. Die Bundesregierung will Mobilität nachhaltig und 
klimaschonend gestalten. Dabei soll der Automobilverkehr 
möglichst ohne Fahrverbote auskommen. Gleichzeitig sind 
Gesundheitsgefahren zu minimieren. Um auf anhaltende 
Grenzwertüberschreitungen bei Stickstoffoxid (NO x )-Im- 
missionen in Innenstädten zu reagieren, hat die Bundes¬ 
regierung im Dialog mit der Automobilindustrie, Ländern 
und Kommunen eine Reihe von Maßnahmen entwickelt, 
die bis zum Jahr 2020 umgesetzt werden sollen. So wurde 
im August 2017 der Fonds „Nachhaltige Mobilität für die 
Stadt“ ins Leben gerufen, an dem sich auch die Automobil¬ 
industrie beteiligt. Der Fonds ist im „Sofortprogramm Sau¬ 
bere Luft 2017-2020“ aufgegangen, mit dem die Umsetzung 
von Maßnahmen in den von N0 2 -Grenzwertüberschreitung 
betroffenen Kommunen finanziert werden soll (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 17). Mit dem Programm soll ein Beitrag zur Reduk¬ 
tion der N0 2 -Immissionen geleistet werden, um eine Grenz¬ 
werteinhaltung zu erreichen. Schwerpunkte des Programms 
sind die Elektrifizierung von urbanen Flotten (zum Beispiel 
Taxis sowie Busse des Öffentlichen Personennahverkehrs) 
einschließlich des Ausbaus der Ladeinfrastruktur sowie Maß¬ 
nahmen zur Netzstabilisierung, die emissionsmindernde 
Nachrüstung von Diesel-Bussen, eine verbesserte Verkehrs¬ 
lenkung sowie die Digitalisierung kommunaler Verkehrs¬ 
systeme. 

49. Seit Januar 2018 ist eine Änderung des Energie- und 
Stromsteuergesetzes in Kraft. Dieses sieht unter anderem 
vor, die Steuerbegünstigung für Erdgas bis einschließlich 
2026 und für Autogas/Flüssiggas bis einschließlich 2022 
fortzuführen. Diese Steuervergünstigung ist ein Anreiz für 
einen NO x -freien und C0 2 -ärmeren öffentlichen und indi¬ 
viduellen Verkehr in Innenstädten. Das Gesetz setzt ferner 
EU-Vorgaben des Beihilferechts und zur Elektromobilität 
um (vgl. Tabelle lfd. Nr. 18). 
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Elektrisch betriebene Fahrzeuge sind ein Schlüssel für eine 
nachhaltige und langfristig klimaneutrale Mobilität. Sie 
können auf Batterie- ebenso wie auf Brennstoffzellenfahr¬ 
zeugen basieren, die an Bord Wasserstoff in elektrische 
Energie umwandeln. Erforderlich ist aber auch die Schaffung 
eines bedarfsgerechten Ladeinfrastrukturnetzes für batterie¬ 
elektrische Fahrzeuge sowie von Wasserstofftankstellen für 
Brennstoffzellenfahrzeuge. Ziel ist es, Deutschland zum Leit¬ 
markt und Leitanbieter für Elektromobilität zu machen und 
dabei die gesamte Wertschöpfungskette am Standort anzu¬ 
siedeln. Nach Änderung der Ladesäulenverordnung können 
Nutzerinnen und Nutzer mit einem gängigen webbasierten 
Zahlungsmittel an allen öffentlich zugänglichen Ladepunk¬ 
ten Strom beziehen und bezahlen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 19). 
Im Zeitraum 2017 bis 2020 stellt der Bund 300 Millionen 
Euro für den Ausbau von mindestens 15 Tausend Ladestati¬ 
onen zur Verfügung (vgl. Tabelle lfd. Nr. 20). Ferner wird der 
Umweltbonus als Maßnahme zur Förderung des Absatzes 
elektrisch betriebener Fahrzeuge bis längstens 2019 gewährt, 
wofür insgesamt 600 Millionen Euro zur Verfügung stehen. 
Einen Beitrag für eine C0 2 -arme Mobilität können in den 
nächsten Jahren konventionelle Biokraftstoffe und auch 
fortschrittliche Biokraftstoffe aus Rest- und Abfallstoffen 
leisten. Die Nutzungskonkurrenzen zwischen den verschie¬ 
denen Sektoren müssen dabei berücksichtigt werden. 

50. Die Mobilität der Zukunft ist nachhaltig, vernetzt und 
zunehmend energieeffizient. Voraussetzung für einen Spit¬ 
zenplatz im Bereich Elektromobilität ist dabei die Batterie¬ 
technik. Die Bundesregierung unterstützt Bestrebungen 
der Wirtschaft, eine eigene Batterieproduktion aufzubauen. 
Begleitet werden muss dies durch eine Stärkung der Batte¬ 
rie- und Brennstoffzellenforschung. Nach dem Klimaschutz¬ 
plan 2050 muss auch der Verkehrsbereich einen erheblichen 
Beitrag zur C0 2 -Einsparung leisten. Die Bundesregierung 
setzt sich deshalb auf EU-Ebene dafür ein, dass die C0 2 - 
Flottenregulierung für neue Pkw und leichte Nutzfahr¬ 
zeuge für die Zeit nach 2020 ambitioniert, aber realistisch 
weiterentwickelt wird. Ebenso wird die geplante erstmalige 
Einführung eines Standards für C0 2 -Emissionen und Kraft¬ 
stoffverbrauch von schweren Nutzfahrzeugen begrüßt. Die 
mit Strom aus erneuerbaren Energien hergestellten Kraft¬ 
stoffe sollen unter anderem langfristig - insbesondere im 
Luft- und Seeverkehr - im Rahmen von Quoten für die 
Anbieter von Kraftstoffen gefördert werden. 

51. Automatisiertes und vernetztes Fahren ist eine Zukunfts¬ 
technologie an der Schnittstelle von Mobilität und digitalem 
Fortschritt, die einerseits zur Erhöhung der Verkehrssicher¬ 
heit und -effizienz sowie zur Reduktion von mobilitätsbe¬ 
dingten Emissionen beiträgt und aus der andererseits neue 


Geschäftsfelder in der Service- und Mobilitätswirtschaft 
entstehen können. Im Rahmen der „Strategie automatisier¬ 
tes und vernetztes Fahren“ hat die Bundesregierung Maß¬ 
nahmen in den Handlungsfeldern Infrastruktur, Recht, 
Innovation, Vernetzung, IT-Sicherheit und Datenschutz 
sowie gesellschaftlicher Dialog umgesetzt. Dazu gehört das 
Achte Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 21), das nicht nur für Verbraucher, son¬ 
dern auch für die Industrie mehr Rechtssicherheit für 
zukünftige Innovationen im Bereich der hoch- und vollau¬ 
tomatisierten Fahrfunktionen schafft. Auf Grundlage der 
von der Ethik-Kommission „Automatisiertes und Vernetz¬ 
tes Fahren“ vorgelegten Empfehlungen hat die Bundesre¬ 
gierung zudem einen Maßnahmenplan zur Schaffung von 
Ethikregeln für Fahrcomputer beschlossen (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 22). 

Aufgrund des Potenzials von automatisiertem und vernetz¬ 
tem Fahren für die Entwicklung neuer Geschäftsfelder und 
Innovationen sind im internationalen Bereich einheitliche 
rechtliche und technische Standards von Bedeutung. Die 
Bundesregierung wird sich auch weiterhin für einheitliche 
Regelungen sowie faire und transparente Marktzugänge für 
die auf Basis der einheitlichen Regelungen entwickelten 
Innovationen einsetzen. 


Forschung und Innovation vorangetrieben 

52. Die Bundesregierung hat im Rahmen ihrer Hightech- 
Strategie auch im Jahr 2017 zahlreiche Impulse für Forschung 
und Entwicklung gegeben (vgl. Tabelle lfd. Nr. 23 bis 40). 
Schwerpunktbereiche sind Digitale Wirtschaft und Gesell¬ 
schaft (vgl. Tz 33), nachhaltiges Wirtschaften und Energie, 
innovative Arbeitswelt, gesundes Leben, intelligente Mobi¬ 
lität und zivile Sicherheit. Das Hightech-Forum hat die 
Bundesregierung als unabhängiges Gremium aus Wissen¬ 
schaft, Wirtschaft und Gesellschaft beraten und die Fortset¬ 
zung der ressortübergreifenden Hightech-Strategie emp¬ 
fohlen. Mit deutlich gestiegenen Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung hat die Bundesregierung im Jahr 2017 
weiterhin dazu beigetragen, das Ziel, drei Prozent des Brut¬ 
toinlandsprodukts für Forschung und Entwicklung auszu¬ 
geben, zu erreichen. 

53. Insbesondere kleinere und mittlere Unternehmen sind 
zur Verbesserung ihrer Wettbewerbsfähigkeit auf Innova¬ 
tionen angewiesen. Um ihre Innovationstätigkeit zu stärken, 
hat die Bundesregierung die innovationspolitische Strategie 
„Von der Idee in den Markt“ mit einer Reihe von bedarfs¬ 
gerechten technologieoffenen Förderprogrammen für den 



Drucksache 19/580 


- 18- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Mittelstand weiterentwickelt und budgetär verstärkt. Das 
Zehn-Punkte-Programm „Vorfahrt für den Mittelstand“, 
mit dem die Bundesregierung KMU den Zugang zur Förde¬ 
rung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben erleich¬ 
tert, ist mit neuen Förderansätzen weiter umgesetzt wor¬ 
den (vgl. Tabelle lfd. Nr. 41 und 42). 

54. Um den Technologietransfer von der Forschung in markt¬ 
fähige Produkte zu beschleunigen, werden vor allem For¬ 
schungskooperationen gefördert, so zum Beispiel im techno¬ 
logieoffenen Zentralen Innovationsprogramm Mittelstand 
(ZIM) oder der Industriellen Gemeinschaftsforschung (IGF) 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 43 und 44). Im ZIM wurden neue inter¬ 
nationale Ausschreibungen veröffentlicht, gemeinsam mit 
Finnland, Frankreich, Israel und Brasilien sowie erstmalig 
mit Japan, Kanada und Spanien. Einen weiteren Schwer¬ 
punkt bilden technologiespezifische Forschungsprogramme, 
an denen sich alle Unternehmen und Forschungseinrich¬ 
tungen beteiligen können. Im zurückliegenden Jahr wurde 
ein neues Konzept entwickelt, um auch nichttechnische 
Innovationen zu unterstützen. 

55. Flankiert werden die Förderprogramme durch Maßnah¬ 
men zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Inno¬ 
vationen in Deutschland. So wurden zum Beispiel die Bedin¬ 
gungen für Investitionen in Wagniskapital verbessert (vgl. 
Tz 60), die öffentliche Beschaffung von Innovationen erleich¬ 
tert und zahlreiche Maßnahmen zur Unterstützung der Re¬ 
krutierung von Fachkräften in die Wege geleitet (vgl. Tz 81). 

56. Infolge eines Beschlusses des Deutschen Bundestags 
vom März 2017 wurden ferner unterschiedliche Modelle 
einer steuerlichen Förderung von Forschung und Entwick¬ 
lung geprüft. Die steuerliche Förderung von Forschung und 
Entwicklung für den Mittelstand sollte dabei die für den 
Technologietransfer wichtige Projektförderung ergänzen. 

D. Gute Rahmenbedingungen für private 
Investitionen und Wettbewerbsbedingungen 

57. Über die Entwicklung eines modernen Ordnungsrah¬ 
mens für die digitale Welt (vgl. Tz 34) und steuerliche 
Erleichterungen (vgl. Tz 15 f.) hinaus hat die Bundesregie¬ 
rung im Rahmen ihrer Investitionsstrategie weitere Maß¬ 
nahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
private Investitionen ergriffen. Dies ist angesichts ihres 
hohen Anteils von rund 90 Prozent an den gesamten Inves¬ 
titionen besonders wichtig. Zu den Verbesserungen zählen 
insbesondere die Weiterentwicklung der Wettbewerbsord¬ 
nung vor dem Hintergrund der Digitalisierung, weitere 


Entlastungen von Bürokratie sowie Maßnahmen zur För¬ 
derung von Unternehmensgründungen. Denn insbeson¬ 
dere junge, innovative Unternehmen schaffen mit Ideen 
für neue Produkte und Dienstleistungen die Grundlagen 
für zukünftigen wirtschaftlichen Wohlstand. 

Verbesserte Voraussetzungen für Start-ups und junge 
Unternehmen 

58. In Deutschland hat sich in den letzten Jahren eine dyna¬ 
mische Start-up-Szene entwickelt. Als Treiber des digitalen 
Fortschritts sind junge Technologieunternehmen und 
Start-ups unverzichtbar beim Umbau der deutschen Wirt¬ 
schaft hin zu einer digitalen Ökonomie. Damit Deutschland 
beim Start-up-Geschehen im internationalen Wettbewerb 
mithalten kann, ist eine ausreichende Finanzierung über 
alle Phasen der Unternehmensentwicklung unerlässlich. 
Über viele Jahre war es für Start-ups in Deutschland schwie¬ 
rig, überhaupt eine Anschubfinanzierung zu erhalten. Denn 
jungen innovativen Unternehmen, die nur mit einer Idee 
starten, stehen klassische Kreditfinanzierungen in aller 
Regel nicht zur Verfügung. Inzwischen hat sich in der Früh¬ 
phase einiges zum Besseren entwickelt. 

59. Der High-Tech Gründerfonds ist - mit bislang über 480 
finanzierten Unternehmen - als aktivster Seedfonds Euro¬ 
pas weiterhin das zentrale Instrument bei der Finanzierung 
innovativer Start-ups. Im Jahr 2017 wurde der High-Tech 
Gründerfonds III mit einem Volumen von rund 310 Millio¬ 
nen Euro aufgelegt. Rund 100 Millionen hiervon sind priva¬ 
tes Kapital, das der Bund zusammen mit der KfW von rund 
30 etablierten Unternehmen eingeworben hat. Die Vernet¬ 
zung mit dem privaten Sektor hilft den finanzierten Start- 
ups nicht nur finanziell. Sie trägt auch dazu bei, wichtige 
Absatzmärkte zu erschließen und gegebenenfalls potenzielle 
Käufer für die Start-ups zu finden. 

Darüber hinaus wurde das INVEST-Programm, welches die 
Gründung von jungen Unternehmen durch Zuschüsse für 
Wagniskapital fördert, zu Beginn des Jahres 2017 deutlich 
aufgestockt und ausgeweitet. Die förderfähige Investitions¬ 
summe wurde auf 500 Tausend Euro pro Jahr verdoppelt 
und ein zusätzlicher Exitzuschuss zur pauschalen Kompen¬ 
sation der zu zahlenden Steuern auf Veräußerungsgewinne 
eingeführt. Durch die Steuerfreistellung der INVEST-Zu- 
schüsse werden junge innovative Unternehmen noch stär¬ 
ker bei der Suche nach einem privaten Kapitalgeber für das 
benötigte Startkapital unterstützt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 45). 
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60. Eine Angebotslücke besteht dagegen vor allem bei der 
Wachstumsfinanzierung durch Wagniskapital. Erst mit einer 
ausreichenden Wachstumsfinanzierung kann es den Unter¬ 
nehmen gelingen, sich im Markt zu behaupten und sich 
gegebenenfalls zum Marktführer zu entwickeln. Der in die¬ 
sem Marktsegment bestehende, nicht bediente Finanzie¬ 
rungsbedarf wird von der KfW-Bankengruppe in Deutsch¬ 
land noch immer auf rund 500 bis 600 Millionen Euro 
jährlich geschätzt. Um diese Wachstumsbremse zu lösen, 
bedarf es einer weiteren Ausweitung des Wagniskapitalvo¬ 
lumens in Deutschland durch Privatwirtschaft, Bund, KfW 
und unter Einbeziehung europäischer Finanzpartner in 
den kommenden Jahren. 

61. Ein weiteres wichtiges Element ist das wachsende Enga¬ 
gement der KfW in der Beteiligungsfinanzierung. 2015 ist 
das Programm der ERP-VC-Fondsinvestments gestartet, im 
Rahmen dessen die KfW als Investor für Wagniskapital-Fonds 
mit dem ERP-Sondervermögen als Risikoträger in den Markt 
zurückgekehrt ist. Das ERP-Sondervermögen und die KfW 
haben zudem im Jahr 2016 den Ko-Investitionsfonds copa- 
rion neu aufgelegt, der sich zusammen mit privaten Lead¬ 
investoren an jungen, innovativen Unternehmen beteiligt. 
Darüber hinaus wurde 2017 die Neugründung einer eigen¬ 
ständigen KfW-Beteiligungsgesellschaft beschlossen, mit 
der das KfW-Beteiligungsgeschäft substanziell ausgebaut 
und gleichzeitig das Förderpotenzial des ERP-Sonderver- 
mögens besser ausgenutzt wird (vgl. Tabelle lfd. Nr. 46). 

62. Insgesamt gehören die ERP-Programme mit ihren zins¬ 
günstigen Krediten und Beteiligungen zu den wichtigsten 
Instrumenten der deutschen Wirtschaftsförderung und 
schaffen eine verlässliche Unterstützung für den Mittelstand. 
Vom veranschlagten Gesamtvolumen der ERP-Förderung 
2017 von 6,8 Milliarden Euro entfallen allein 3,8 Milliarden 
Euro auf die Förderung von Neugründungen und Übernah¬ 
men kleiner und mittlerer Unternehmen. Auch im Jahr 2018 
wird die breite Unterstützung von Investitionen für Grün¬ 
dung und Wachstum junger Unternehmen über das ERP- 
Sondervermögen kontinuierlich fortgeführt (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 47). 

63. Um Impulse für einen breiten gesellschaftlichen Grün¬ 
dergeist zu setzen, gibt es darüber hinaus eine Vielzahl von 
Maßnahmen und Programmen, insbesondere für Frauen 
und für Menschen mit Migrations- oder Fluchthintergrund 
sowie für die Gründung von Sozialunternehmen. Mit der 
Initiative „Neue Gründerzeit“ gibt die Bundesregierung 
Unternehmensgründungen neuen Schub. Dazu zählen bei¬ 
spielsweise Informations- und Beratungsangebote zu den 
Themenbereichen Digitalisierung und Vernetzung ebenso 


wie Akzeleratoren-Programme sowie Maßnahmen, die Un¬ 
ternehmensgründungen durch Migrantinnen und Migran¬ 
ten in den Blick nehmen. Das 2017 gestartete Pilotprojekt 
„Start-up Your Future“ unterstützt Geflüchtete durch Paten¬ 
schaften erfahrener Unternehmerinnen und Unternehmer 
und soll ihnen die Selbstständigkeit als Erwerbsoption 
eröffnen. Die Initiative „Young Entrepreneurs in Science“ 
soll dazu beitragen, Forschende und Studierende frühzeitig 
für eine Unternehmensgründung zu sensibilisieren, damit 
sie diese als eine Option zur Verwertung wissenschaftlicher 
Ergebnisse verstärkt in Betracht ziehen. Darüber hinaus 
werden neue Verfahren entwickelt, um die für eine unter¬ 
nehmerische Selbstständigkeit notwendigen Kompetenzen 
zu vermitteln (vgl. Tabelle lfd. Nr. 48). 

Proaktive Fortentwicklung des Wettbewerbs- und 
Vergaberechts 

64. Damit das Wettbewerbsrecht die Marktteilnehmer vor 
Beeinträchtigungen des Wettbewerbs wirkungsvoll schüt¬ 
zen kann, muss es die Entwicklungen auf den Märkten 
zeitgemäß widerspiegeln. Das Gesetz gegen Wettbewerbs¬ 
beschränkungen (GWB) wurde in der Vergangenheit daher 
wiederholt an veränderte Marktverhältnisse angepasst. Im 
Juni 2017 ist die 9. GWB-Novelle in Kraft getreten, die das 
Wettbewerbsrecht vor dem Hintergrund der zunehmenden 
Digitalisierung der Märkte weiterentwickelt. So sieht das 
GWB nun bestimmte Faktoren vor, die im digitalen, inter¬ 
netbasierten Umfeld - beispielsweise bei sogenannten mehr¬ 
seitigen Märkten und Netzwerken - besondere Bedeutung 
haben und bei der Bestimmung der Marktstellung eines 
Unternehmens eine entscheidende Rolle spielen können. 
Die Vorschriften der Novelle werden in den nächsten Jahren 
evaluiert, unter anderem im Hinblick auf die Wirkungen 
der neuen transaktionswertabhängigen Aufgreifschwelle in 
der Fusionskontrolle (Fusionskontrollverfahren ab einem 
Transaktionswert eines Unternehmenszusammenschlusses 
von mehr als 400 Millionen Euro). 

Der Gesetzgeber hat in der 9. GWB-Novelle eine Evaluierung 
der neuen gesetzlichen Kriterien für die Bestimmung der 
Marktstellung von Unternehmen vorgesehen. Vor diesem 
Hintergrund wird die Bundesregierung prüfen, ob sich die 
mit Blick auf die Besonderheiten der Märkte der digitalen 
Wirtschaft geschaffenen Regelungen bewährt haben und 
ob gegebenenfalls weiterer Anpassungsbedarf im GWB 
besteht. Die Bundesregierung prüft zudem, welche Mög¬ 
lichkeiten für eine Verfahrensbeschleunigung bestehen. Die 
Wirksamkeit des Wettbewerbsrechts wird maßgeblich auch 
durch die Möglichkeiten bestimmt, die die rechtsanwen- 
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denden Wettbewerbsbehörden besitzen. Die Bundesregie¬ 
rung wird weiter an den laufenden Beratungen in Rat und 
EU-Parlament zum Richtlinienvorschlag der Europäischen 
Kommission zur Stärkung der Durchsetzungsbefugnisse der 
nationalen Wettbewerbsbehörden (ECN Plus) teilnehmen. 

65. Durch die im April 2016 in Kraft getretene Vergabe¬ 
rechtsreform wurde erstmals ein umfassender, moderner 
und flexibler Rahmen für die öffentliche Auftragsvergabe 
oberhalb der EU-Schwellenwerte geschaffen. Der weit über¬ 
wiegende Teil der Vergabeverfahren bewegt sich aber im 
Bereich der kleineren Aufträge unterhalb der EU-Schwel¬ 
lenwerte. Um die neuen und flexibleren Vorschriften der 
Reform auch hierauf zu übertragen, hat die Bundesregie¬ 
rung gemeinsam mit den Ländern die Unterschwellenver¬ 
gabeordnung (UVgO) erarbeitet (vgl. Tabelle lfd. Nr. 49). Für 
den Bund ist die UVgO bereits im September 2017 in Kraft 
getreten. Da die Wirtschaft ein berechtigtes Interesse daran 
hat, in jedem Land auf möglichst gleichlautende Regelun¬ 
gen zur öffentlichen Auftragsvergabe zu treffen, wird sich 
die Bundesregierung weiterhin intensiv für eine möglichst 
rasche Einführung der UVgO in allen Ländern einsetzen. 

66. Unternehmen, die gravierende Wirtschaftsdelikte bege¬ 
hen, sollen nicht von öffentlichen Aufträgen und Konzes¬ 
sionen profitieren. Um öffentlichen Auftraggebern Informa¬ 
tionen über das Vorliegen von Ausschlussgründen - etwa 
über Fälle von Bestechungen, Nichtabführen von Sozial¬ 
versicherungsbeiträgen oder Kartellrechtsverstößen - zu 
verschaffen, hat der Gesetzgeber im Sommer 2017 das Wett¬ 
bewerbsregistergesetz verabschiedet (vgl. Tabelle lfd. Nr. 50). 
Die Bundesregierung wird die Einzelheiten zur Meldung 
von Wirtschaftsdelikten an das Register und zum Abruf von 
Informationen aus dem Register in einer Rechtsverordnung 
regeln. Mit Inkrafttreten der Rechtsverordnung wird die 
Abfrage des Wettbewerbsregisters vor Auftragserteilung ver¬ 
pflichtend. 

67. Verlässliche Daten zu den Beschaffungsaktivitäten der 
öffentlichen Hand auf Bundes-, Landes- und Kommunal¬ 
ebene werden für eine strategische Bedarfs- und Einkaufs¬ 
planung immer wichtiger. Die Durchführung öffentlicher 
Investitionen, etwa von Infrastrukturprojekten, muss sich 
auf eine solide Datengrundlage stützen. Die Bundesregie¬ 
rung hat daher im Rahmen der Vergaberechtsreform mit 
der Vergabestatistikverordnung erstmals auch die Grund¬ 
lage für den Aufbau einer bundesweiten umfassenden Ver¬ 
gabestatistik geschaffen. Sie wird in enger Zusammenarbeit 
mit dem Statistischen Bundesamt entwickelt und von die¬ 
sem betrieben. 


68. Für die Schaffung einer validen Datengrundlage setzt 
sich auch die EU-Kommission in ihrem „Vergabepaket" von 
Oktober 2017 ein. Darüber hinaus mahnt sie die Mitglied¬ 
staaten zu größerem Engagement insbesondere bei der 
Digitalisierung, Zentralisierung und Professionalisierung 
der Vergabeprozesse. Sie betrachtet öffentliche Aufträge 
ferner stärker gesamtwirtschaftlich im Hinblick auf das 
Volumen - in Deutschland mindestens 280 Milliarden Euro 
jährlich - und die damit verbundene strategische Bedeutung. 
Die Bundesregierung teilt diesen Ansatz im Grundsatz; 
jedoch muss den Vergabestellen in Bund, Ländern und 
Kommunen auch Zeit und Raum gegeben werden, die 
eigene Vergabepraxis an den neuen Rechtsrahmen anzu¬ 
passen, um dessen Potenziale für die effiziente Beschaffung 
in Gänze zu nutzen. 


Bürokratieabbau 

69. Bürokratie kann private Investitionen und wirtschaft¬ 
liche Dynamik bremsen - auch und gerade zu Lasten klei¬ 
ner und mittlerer Unternehmen. In der 18. Legislaturperiode 
hat die Bundesregierung deshalb zahlreiche Maßnahmen 
zum Abbau von Bürokratie und zur besseren Rechtsetzung 
ergriffen. Das Zweite Bürokratieentlastungsgesetz sorgt 
neben Erleichterungen im Steuerrecht unter anderem für 
Vereinfachungen bei der Berechnung der Sozialversiche¬ 
rungsbeiträge sowie der Abrechnung von Pflegedienstleis¬ 
tungen. Es senkt den Erfüllungsaufwand für Unternehmen 
deutlich; die Schätzungen der Entlastungswirkung liegen 
zwischen 135 und 360 Millionen Euro pro Jahr (aufgrund 
von Unsicherheiten bei der Schätzung wird eine zeitnahe 
Nachmessung stattfinden). Von der Senkung des Erfüllungs¬ 
aufwands profitieren vor allem die rund 3,6 Millionen klei¬ 
nen und mittleren Unternehmen. Auch die Einführung der 
elektronischen Vergabe in der Unterschwellenvergabeord¬ 
nung (vgl. Tz 65) wird zu einer erheblichen Entlastung der 
Wirtschaft und der öffentlichen Hand führen. 

70. Nach dem Prinzip „One in, one out“ müssen die Bun¬ 
desministerien seit 2015 neu eingeführte Belastungen für 
die Wirtschaft an anderer Stelle durch entlastende Rege¬ 
lungen ausgleichen, um den Anstieg des Erfüllungsauf¬ 
wands zu begrenzen. Das Ergebnis der Sonderbilanz zur 
Anwendung der Bürokratiebremse vom Oktober 2017 ist 
sehr positiv: Der unter die Bürokratiebremse fallende lau¬ 
fende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft hat sich seit 
deren Einführung um rund 1,5 Milliarden Euro jährlich 
verringert. 
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71. Die 2014 und 2016 beschlossenen Arbeitsprogramme 
zur besseren Rechtsetzung wurden ebenfalls erfolgreich 
angegangen. Nahezu alle der darin enthaltenen 80 Maß¬ 
nahmen und Vorhaben sind seitdem umgesetzt oder auf 
dem Wege konsequenter Umsetzung. Beispielsweise wird 
mit dem im Aufbau befindlichen Marktstammdatenregis¬ 
ter die Datengrundlage für die Energiewirtschaft deutlich 
verbessert. 

72. Deutschland hat unter anderem durch das E-Govern- 
ment-Gesetz bereits erhebliche Fortschritte dabei gemacht, 
Bürgern und Unternehmen einen einfachen und sicheren 
Zugang zur Verwaltung zu gewähren und Verwaltungsan¬ 
gelegenheiten abschließend über das Internet elektronisch 
zu erledigen. Durch das Onlinezugangsgesetz werden der 
Bund und die Länder verpflichtet, ihre Verwaltungsleistun¬ 
gen bis 2022 über eigene Verwaltungsportale auch online 
zugänglich zu machen. Jedes Verwaltungsportal wird Zugang 
zu allen Verwaltungsleistungen in Deutschland - egal ob 
auf kommunaler, Landes- oder Bundesebene - bieten. Mit 
den in diesem Portalverbund vorgesehenen Nutzerkonten 
können sich Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen 
künftig einfach und sicher gegenüber der Verwaltung iden¬ 
tifizieren. 

Die elektronische Rechnung soll zukünftig die vorherr¬ 
schende Abrechnungsgrundlage in Deutschland werden. Zu 
diesem Zweck hat die Bundesregierung die E-Rechnungs- 
verordnung des Bundes beschlossen. Rechnungen sollen 
künftig nicht mehr ausgedruckt, kuvertiert und frankiert, 
sondern mit nur wenigen Klicks über ein webbasiertes 
Rechnungsportal des Bundes digital hochgeladen und an 
den Empfänger gesendet werden können. 

E. Zeitgemäße und faire Gestaltung der 
Arbeitswelt und der sozialen Sicherung 

73. Der Arbeitsmarkt präsentiert sich insgesamt in der besten 
Verfassung seit der Wiedervereinigung. Erwerbstätigkeit und 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind im Jahr 
2017 gegenüber dem Vorjahr noch einmal deutlich gestiegen, 
während sich die Arbeitslosigkeit einschließlich der Langzeit¬ 
arbeitslosigkeit weiter verringert hat. Die Beschäftigten haben 
in den vergangenen Jahren spürbare Reallohnzuwächse 
erfahren. Die Integration und Beteiligung aller am Arbeits¬ 
und Sozialleben sowie die wirtschaftliche Situation der 
Beschäftigten sind damit ein gutes Stück vorangekommen. 
Die Beschlüsse der letzten Bundesregierung haben diese 
insgesamt positive Entwicklung unterstützt und damit ein 
inklusives Wachstum befördert. Es wurden Zugänge zum 


Arbeitsmarkt und zu „guter Arbeit“ geschaffen. Auch bei 
den sozialen Sicherungssystemen wurden im Bereich Rente 
und Pflege zentrale Reformen auf den Weg gebracht. 

Erhöhung der Erwerbsbeteiligung 

74. Im Jahr 2017 gingen in Deutschland nach vorläufigen 
Angaben des Statistischen Bundesamtes rund 44,3 Millionen 
Menschen einer Erwerbstätigkeit nach, davon zum Stichtag 
30. Juni 2017 rund 32,2 Millionen in einem sozialversiche¬ 
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis. Auch das Arbeits¬ 
volumen hat sich positiv entwickelt; es ist im Jahr 2017 zum 
vierten Mal in Folge deutlich gestiegen (vgl. Schaubild 2). 
Dazu hat auch die Zunahme der durchschnittlichen Arbeits¬ 
zeit von Teilzeitbeschäftigten beigetragen. Im Jahresdurch¬ 
schnitt 2017 lag die Arbeitslosenquote bei 5,7 Prozent. Die 
Zahl der Langzeitarbeitslosen ist im Jahresdurchschnitt 
gegenüber dem Vorjahr um 9,3 Prozent auf 901 Tausend 
Personen gesunken. Trotz guter Arbeitsmarktentwicklung 
bestehen insbesondere für Geringqualifizierte, Langzeitar¬ 
beitslose, ältere und behinderte Menschen sowie Menschen 
mit Migrationshintergrund nach wie vor große Herausfor¬ 
derungen, sich adäquat in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Die Bundesregierung hat daher ihre Anstrengungen zur 
weiteren Stärkung der Erwerbsbeteiligung fortgesetzt. Qua¬ 
lifizierung und Weiterbildung sind, insbesondere für Perso¬ 
nen ohne Berufsabschluss, von großer Bedeutung, um die 
durch den raschen Strukturwandel erforderlichen Anpas¬ 
sungen auf dem Arbeitsmarkt so zu begleiten, dass ein hohes 
Beschäftigungsniveau mit hochwertigen Arbeitsplätzen 
gesichert werden kann. 

75. Anreize zur Arbeitsaufnahme oder Aufstockung für 
Zweitverdiener wurden im vergangenen Jahr mit dem 
Gesetz zur Bekämpfung der Steuerumgehung und zur 
Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften gestärkt: Ab 
dem Jahr 2018 wird durch das Gesetz die Steuerklassen¬ 
kombination IV/IV bei Eheschließung zum Regelfall und 
ein Wechsel von der Wahlkombination III/V zu IV/IV ist 
auf Antrag nur eines Ehegatten möglich. 

76. Gute Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf leisten einen wesentlichen Beitrag zur 
Aktivierung des Fachkräftepotenzials und zu einer nach¬ 
haltig erfolgreichen wirtschaftlichen Entwicklung. Seit Ein¬ 
führung des Elterngelds, des ElterngeldPlus sowie dem 
Ausbau der Kindertagesbetreuung hat sich die Erwerbsbe¬ 
teiligung von Frauen mit Betreuungsverpflichtungen wei¬ 
ter erhöht. Der Bund hat Länder und Kommunen beim 
quantitativen und qualitativen Ausbau, beim Betrieb und 
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bei der Verbesserung der Kindertagesbetreuung sowie 
durch Bundesprogramme für sprachliche Bildung allein 
in der letzten Legislaturperiode mit über sechs Milliarden 
Euro unterstützt. Zuletzt wurden ab 2017 die Mittel zur 
Sprachförderung um 150 Millionen Euro aufgestockt und 
das neue Investitionsprogramm 2017-2020 aufgelegt, das 
im ersten Jahr mit 226 Millionen Euro ausgestattet ist (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 51). 

Die Digitalisierung kann Chancen eröffnen, die Vereinbar¬ 
keit von Familie und Beruf durch mehr räumliche und zeit¬ 
liche Flexibilität zu verbessern. Eltern mit minderjährigen 
Kindern, die Home-Office-Angebote nutzen, berichten fast 
durchgängig, dass ihnen die Verbindung beider Lebensbe¬ 
reiche gut gelingt. Insgesamt können sich 30 Prozent der 
Eltern vorstellen, solche Arbeitsformen zu nutzen. Nur 
sechs Prozent dieser Eltern haben heute aber die Möglich¬ 
keit, auch von zu Hause aus zu arbeiten. Die Bundesregie¬ 
rung setzt sich mit dem Unternehmensprogramm „Erfolgs¬ 
faktor Familie“ für eine familienfreundliche Arbeitswelt 
ein, die auch die Digitalisierung für die Vereinbarkeit nutzt. 
In der Diskussion um das Arbeitszeitrecht stehen bei den 
Sozialpartnern mehr Flexibilität für Arbeitgeber und mehr 
Souveränität für Beschäftigte besonders im Fokus: Wäh¬ 
rend die Arbeitgeberseite die Regelungen des Arbeitszeit¬ 
rechts hinsichtlich der Höchstarbeitszeit und der Ruhezei¬ 


ten öffnen möchte, setzen sich Arbeitnehmervertretungen 
für mehr Rechte für Beschäftigte bei der Wahl der Lage der 
Arbeitszeit, bei der Telearbeit oder im Hinblick auf ihre 
Nichterreichbarkeit ein. Das Arbeitszeitgesetz ist bereits 
heute flexibel ausgestaltet und neue Arbeitszeitmodelle 
werden in der Praxis bereits in vielen Fällen genutzt oder 
getestet. Gleichwohl bestehen bei der Arbeitszeitgestaltung 
neue Gestaltungsaufgaben, die die Flexibilitätsbedarfe von 
Arbeitgebern und Beschäftigten bei gleichzeitiger Aufrecht¬ 
erhaltung des Arbeitsschutzes austarieren. Das ist eines der 
Ergebnisse des Ende 2016 erstellten Diskussionsentwurfs 
des Weißbuchs „Arbeiten 4.0“. 

77. Für alleinerziehende Mütter und Väter beziehungsweise 
ihre Kinder wurde der Unterhaltsvorschuss zum 1. Juli 2017 
grundlegend ausgebaut. Er wird nun dauerhaft für minder¬ 
jährige Kinder gezahlt, die nur bei einem Elternteil leben 
und vom anderen keinen, keinen regelmäßigen oder nur 
teilweise Unterhalt erhalten (vgl. Tabelle lfd. Nr. 52). Die 
neue Regelung soll es Alleinerziehenden erleichtern, durch 
eigene Einkünfte dauerhaft unabhängig von SGB II-Leis- 
tungen ihren Bedarf zu decken, und zudem — für Alleiner¬ 
ziehende mit Kindern zwischen 12 und 18 Jahren — einen 
Anreiz schaffen, für den Lebensunterhalt selbst zu sorgen. 
Darüber hinaus wurden mit Inkrafttreten der Reform des 
Mutterschutzgesetzes zum 1. Januar 2018 die beruflichen 


Schaubild 2: Entwicklung des Arbeitsvolumens und der Zahl der Erwerbstätigen 
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Chancen abhängig beschäftigter Frauen verbessert (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 53). Zudem konnte mit der Überarbeitung 
des Versicherungsvertragsgesetzes die finanzielle Absiche¬ 
rung privat krankenversicherter selbstständiger Frauen 
während der Schutzfristen deutlich verbessert werden. 

78. Ältere Beschäftigte sind mit ihrer Erfahrung und ihrem 
Potenzial unverzichtbar in der Arbeitswelt. Mit dem Gesetz 
zur Flexibilisierung des Übergangs vom Erwerbsleben in 
den Ruhestand und zur Stärkung von Prävention und Reha¬ 
bilitation im Erwerbsleben („Flexirentengesetz“) sind in 
Deutschland noch bessere Möglichkeiten geschaffen wor¬ 
den, den Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand 
flexibel, selbstbestimmt und gemäß den individuellen 
Lebensentwürfen der Beschäftigten zu gestalten. Zudem 
wurden mit diesem Gesetz verschiedene Maßnahmen ge¬ 
troffen, um die von der Rentenversicherung für ihre Versi¬ 
cherten bereitgestellten Leistungen zur Prävention, Reha¬ 
bilitation und Nachsorge zu stärken. Diese tragen auch 
dazu bei, die Erwerbsfähigkeit der Versicherten im Alter 
länger zu erhalten (vgl. Tabelle lfd. Nr. 54). 

79. Trotz sichtbarer Erfolge bleibt die Reduzierung der Lang¬ 
zeitarbeitslosigkeit ein Schwerpunktthema der Arbeitsmarkt¬ 
politik der Bundesregierung. Mit dem Konzept „Chancen 
eröffnen - soziale Teilhabe sichern“ wurden nachhaltige 
Impulse zum Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit gesetzt. 
Ziel ist es, durch „Netzwerke für Aktivierung, Beratung und 
Chancen“ in den Jobcentern möglichst flächendeckend 
eine optimierte Betreuung langzeitarbeitsloser Menschen 
zu erreichen und soziale Teilhabe zu ermöglichen. Mit dem 
„ESF-Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeits¬ 
loser SGB II-Leistungsberechtigter auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt“ können arbeitsmarktferne Langzeitarbeits¬ 
lose umfassend unterstützt werden. Das Bundesprogramm 
„Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ richtet sich an sehr 
arbeitsmarktferne Langzeitarbeitslose, die voraussichtlich 
nicht unmittelbar in den allgemeinen Arbeitsmarkt vermit¬ 
telt werden können. Ziel des Programms ist, Teilhabemög¬ 
lichkeiten auf dem Zweiten Arbeitsmarkt zu schaffen, um 
so auch die mittel- bis langfristigen Chancen auf eine 
Beschäftigung am allgemeinen Arbeitsmarkt zu verbessern. 

80. Im Jahr 2017 kamen bis Ende November 173 Tausend 
Menschen auf der Suche nach Schutz vor Krieg und Verfol¬ 
gung nach Deutschland. Die Integration der Geflüchteten, 
die auf absehbare Zeit in Deutschland bleiben, ist eine der 
großen Herausforderungen der nächsten Jahre. Aufbauend 
auf den umfassenden Anstrengungen der vergangenen 
Jahre (vgl. Broschüre „Darstellung der Maßnahmen der 
Bundesregierung für die Sprachförderung und Integration 


von Flüchtlingen“) hat die Bundesregierung im Jahr 2017 
eine Reihe weiterer Maßnahmen ergriffen, um zur erfolg¬ 
reichen Integration der Geflüchteten in die Gesellschaft 
und den Arbeitsmarkt beizutragen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 55 
bis 57). Da der Großteil der Geflüchteten jung ist, bietet das 
System der dualen Ausbildung für diese Personengruppe 
einen guten Weg in den deutschen Arbeitsmarkt. Die Maß¬ 
nahmen der Bundesregierung zur Arbeitsmarktintegration 
der Geflüchteten sowie zum Abbau der Langzeitarbeitslo¬ 
sigkeit (vgl. Tz 79) entsprechen auch den Forderungen des 
Sachverständigenrates, auf diese Gruppen besonderes 
Augenmerk zu legen (vgl. JG Tz 7). 

Aus- und Weiterbildung für eine solide Fachkräftebasis, 
qualifizierte Zuwanderung, faire Gestaltung des 
Arbeitsmarkts 

81. Die anhaltende Stärke der deutschen Wirtschaft und 
des deutschen Arbeitsmarktes schlägt sich in einer hohen 
Fachkräftenachfrage nieder. Für Arbeitgeber wird es in vie¬ 
len Branchen und Regionen zunehmend schwierig, die 
offenen Stellen in ihrem Unternehmen erfolgreich zu be¬ 
setzen. Im Dezember 2017 waren rund 761 Tausend offene 
Arbeitsstellen bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldet, 
15,6 Prozent mehr als im Vorjahresmonat. Neben der Stär¬ 
kung der Erwerbsbeteiligung sind Investitionen in Aus- 
und Weiterbildung zentrale Bausteine für die Fachkräfte¬ 
sicherung. Einige Regionen stehen hierbei aufgrund von 
sinkenden Jahrgangsgrößen, hohen Anteilen an Schulab¬ 
gängern ohne Abschluss und Bildungsabwanderung vor 
besonderen Herausforderungen. 

In der Allianz für Aus- und Weiterbildung haben der Bund 
und seine Partner vereinbart, die duale Berufsausbildung in 
Deutschland zu stärken und für die Gleichwertigkeit der 
betrieblichen und akademischen Ausbildung zu werben 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 58). Mit dem von der Allianz für Aus- 
und Weiterbildung initiierten Instrument der Assistierten 
Ausbildung sollen auch leistungsschwächere Jugendliche 
und deren Ausbildungsbetriebe vor und während der Aus¬ 
bildung Unterstützung erhalten. 

Der digitale und demografische Wandel wird sowohl die 
Arbeitskräftenachfrage als auch das Arbeitskräfteangebot 
mit einer hohen Dynamik verändern. Daher besteht eine 
wesentliche Herausforderung darin, Kompetenzen und 
Qualifikationen der Erwerbstätigen einer sich wandelnden 
Nachfrage entsprechend kontinuierlich anzupassen. Bildung 
für den digitalen Wandel wird zur Voraussetzung für den 
Erfolg des Einzelnen am Arbeitsmarkt und für die Wettbe- 
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werbsfähigkeit der Unternehmen. Im Rahmen der Strategie 
„Bildungsoffensive für die digitale Wissensgesellschaft“ 
werden die Länder bei der Vermittlung digitaler Kompetenz 
unterstützt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 59). Auch in der „Qualitätsof¬ 
fensive Lehrerbildung“ legt die Bundesregierung einen 
Schwerpunkt auf die Potenziale digitaler Medien beim Leh¬ 
ren und Lernen. Mit dem Forschungsschwerpunkt „Digitale 
Hochschulbildung“ unterstützt die Bundesregierung die Ent¬ 
wicklung digitaler Lehr- und Lernformate an Hochschulen 
und die hochschulinterne Infrastruktur (vgl. Tabelle lfd. 

Nr. 60). Darüber hinaus soll das Programm „Digitale Medien 
in der beruflichen Bildung“ die Nutzung digitaler Medien 
in der beruflichen Aus- und Weiterbildung fördern und in 
die Breite tragen. Um die duale Ausbildung auf die Erforder¬ 
nisse einer digitalen Wirtschaft auszurichten, werden die 
Ausbildungsordnungen regelmäßig zusammen mit den 
Sozialpartnern mit Blick auf technologische Anforderungen 
überprüft. Die Bundesregierung hat unter dem Dach der 
Initiative „Berufsbildung 4.0“ eine Reihe weiterer Maßnah¬ 
men ergriffen, um dieser Herausforderung zu begegnen 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 61 und 62). 

82. Um darüber hinaus die Attraktivität des Arbeitsorts 
Deutschlands auch für Fachkräfte aus dem Ausland zu erhö¬ 
hen, stellt sich Deutschland dem globalen Wettbewerb mit 
klassischen Einwanderungsländern wie Kanada, Schweden 
oder Neuseeland um internationale Fachkräfte. So bündelt das 
zentrale Informationsportal www.make-it-in-germany.com 
für interessierte Fachkräfte aus dem Ausland Informationen 
über Leben und Arbeiten in Deutschland. Die Anerkennung 
ausländischer Berufsqualifikationen ist ein wichtiger Hebel 
für die Zuwanderung und Integration qualifizierter Fachkräfte. 
Eine Evaluation des „Anerkennungsgesetzes“ im Jahr 2017 
belegt dessen positive Wirkung am Arbeitsmarkt (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 63). 

83. Für eine faire Gestaltung des Arbeitsmarktes hat die 
Bundesregierung auch nach der Einführung des Mindest¬ 
lohns eine Reihe weiterer Gesetze auf den Weg gebracht. So 
wirkt das Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlas¬ 
sungsgesetzes und anderer Gesetze, das am 1. April 2017 in 
Kraft getreten ist, der missbräuchlichen Verwendung von 
Werkverträgen entgegen, orientiert die Leiharbeit auf ihre 
Kernfunktion hin und stärkt die rechtliche Stellung von Leih¬ 
arbeitskräften. Das Gesetz zur Förderung der Transparenz 
von Entgeltstrukturen macht Lohnunterschiede zwischen 
Frauen und Männern sichtbar und setzt dadurch das Prin¬ 
zip „Gleicher Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit“ in 
der Praxis besser durch (vgl. Tabelle lfd. Nr. 64). Über die 
Umsetzung des Gesetzes wird Mitte 2019 ein Bericht veröf¬ 
fentlicht. 


Im Hinblick auf die Gleichstellung von Männern und Frauen 
zeigt darüber hinaus das Gesetz für die gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen und Männern in der Privatwirtschaft 
und im öffentlichen Dienst bereits Wirkung. Der Frauenan¬ 
teil in den Aufsichtsräten der Unternehmen, die unter die 
feste Quote fallen, ist im Geschäftsjahr 2015 von 25,0 Pro¬ 
zent auf 27,3 Prozent gestiegen. In den Unternehmen, die 
nicht unter die feste Quote fallen, stieg der Frauenanteil von 
19,5 Prozent auf 21,2 Prozent. Ziel sind 30 Prozent Frauen 
in den Aufsichtsräten der börsennotierten und voll mit¬ 
bestimmten Unternehmen bis 2030 (vgl. Tabelle lfd. Nr. 65). 

Zukunftsorientierte Gestaltung der sozialen Sicherung 
im Alter 

84. Nach dem Rentenpaket aus dem Jahr 2014 mit der ab¬ 
schlagsfreien Altersrente für besonders langjährig Versicherte 
ab 63 Jahren und der verbesserten Anrechnung von Kinder¬ 
erziehungszeiten für vor 1992 geborene Kinder (sogenannte 
Mütterrente) wurden zum Ende der vergangenen Legislatur¬ 
periode im Bereich der Alterssicherung weitere wichtige 
Änderungen beschlossen. Mit dem Gesetz über den Abschluss 
der Rentenüberleitung werden die bisher zwischen Ost- und 
Westdeutschland noch abweichenden Rechengrößen für 
die Rentenberechnung schrittweise angeglichen. Dazu wer¬ 
den der aktuelle Rentenwert (Ost), die Beitragsbemessungs¬ 
grenzen (Ost) und die Bezugsgröße (Ost) auf die jeweiligen 
Westwerte schrittweise angehoben und die bisherige Hoch¬ 
wertung der Verdienste im Beitrittsgebiet entsprechend 
abgesenkt. Ab 2025 wird dann die Rente in ganz Deutsch¬ 
land einheitlich berechnet (vgl. Tabelle lfd. Nr. 66). Darüber 
hinaus wurde die Absicherung für erwerbsgeminderte 
Menschen in der gesetzlichen Rentenversicherung weiter 
verbessert. Beginnend mit dem Jahr 2018 wird die Zurech¬ 
nungszeit bis 2024 für zukünftige Erwerbsminderungsrent- 
nerinnen und -rentner stufenweise um drei Jahre auf 65 
Jahre verlängert. Dies bedeutet eine zielgerichtete und 
deutliche Erhöhung der Ansprüche für Neurentnerinnen 
und -rentner (vgl. Tabelle lfd. Nr. 67). Zudem wurden mit 
dem Betriebsrentenstärkungsgesetz zahlreiche Verbesse¬ 
rungen für eine stärkere Verbreitung der betrieblichen 
Altersversorgung beschlossen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 68). Auch 
zusätzliche Altersvorsorge insgesamt wird mit dem Gesetz 
attraktiver gestaltet, indem zum Beispiel ein Freibetrag für 
zusätzliche Altersvorsorge in der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung eingeführt wird. Damit wird 
ein klares Signal gegeben, dass sich individuelle Vorsorge 
für das Alter in jeder Lebenslage lohnt. Zusätzlich wird die 
Riester-Rente attraktiver, da zum Beispiel die Grundzulage 
angehoben wird. Zudem unterliegen Leistungen aus der 
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betrieblichen Riester-Rente in der Auszahlungsphase künf¬ 
tig nicht mehr der Beitragspflicht in der gesetzlichen Kran¬ 
ken- und Pflegeversicherung. 

Die positive Beschäftigungssituation schlägt sich auch in 
der gesetzlichen Rentenversicherung nieder. So konnte der 
Beitragssatz zu Beginn des laufenden Jahres von 18,7 Pro¬ 
zent auf 18,6 Prozent gesenkt werden. Der aktuelle Renten¬ 
versicherungsbericht geht davon aus, dass dieses Niveau bis 
2022 gehalten werden kann. Mit der Rentenanpassung stie¬ 
gen die Renten zum 1. Juli 2017 um 1,9 Prozent (West) 
beziehungsweise 3,59 Prozent (Ost). Aus derzeitiger Sicht 
zeichnet sich auch für das Jahr 2018 ein deutlicher Anstieg 
der Renten ab. 


Modernes Gesundheitswesen im demografischen Wandel 

85. Eine moderne Gesundheitsversorgung wird ganz 
wesentlich von gut und modern ausgebildeten Fachkräften 
getragen. Um diese für die mit dem demografischen Wan¬ 
del verbundenen Herausforderungen angemessen zu rüs¬ 
ten, hat die Bundesregierung die Ausbildungen für Pflege 
und Medizin bedarfsorientiert und zukunftsgerecht weiter¬ 
entwickelt. Mit dem Pflegeberufereformgesetz werden die 
bisherigen Ausbildungen in der Gesundheits- und Kran¬ 
kenpflege, der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege und 
der Altenpflege ab dem 1. Januar 2020 zu einer generalisti- 
schen Ausbildung für alle Versorgungsbereiche zusammen¬ 
geführt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 69). Darüber hinaus wird durch 
den Masterplan Medizinstudium 2020 das Medizinstudium 
in Struktur und Inhalten stärker auf bedarfsorientierte Ver¬ 
sorgung ausgerichtet und zur Gewinnung von mehr Nach¬ 
wuchs für eine flächendeckende hausärztliche Versorgung 
den Ländern die Einführung einer Landarztquote ermög¬ 
licht (vgl. Tabelle lfd. Nr. 70). 

Auch die in der vergangenen Legislaturperiode beschlosse¬ 
nen Pflegestärkungsgesetze, mit denen die Pflege umfassend 
reformiert wurde, haben die Rahmenbedingungen für die 
Sicherung des Personalbedarfs in der Pflege deutlich verbes¬ 
sert (vgl. Tabelle lfd. Nr. 71). Bereits in den letzten Jahren ge¬ 
hörte die Pflege zu den Dienstleistungsbranchen mit beson¬ 
ders stark steigender Beschäftigung. Die Ausweitung der 
Leistungsbeiträge durch die Pflegestärkungsgesetze 1 und 2 
wird die Nachfrage nach professioneller Unterstützung 
weiterhin erhöhen und zu einem weiteren Beschäftigungs¬ 
zuwachs im Pflegebereich führen. Darüber hinaus hat die 
Bundesregierung zahlreiche Maßnahmen ergriffen, um die 
Pflegesituation in den Krankenhäusern dauerhaft zu ver¬ 
bessern (vgl. Tabelle lfd. Nr. 72). 


86. Mit dem in der vergangenen Legislaturperiode einge¬ 
richteten Innovationsfonds können wichtige Impulse für 
die Weiterentwicklung der Versorgung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) gegeben werden. In den Jahren 
2016 bis 2019 stehen jährlich 300 Millionen Euro zur Verfü¬ 
gung, die von der GKV getragen werden. Durch das bereits 
Ende 2015 in Kraft getretene E-Health-Gesetz und die För¬ 
derinitiative zur Medizininformatik sind zudem Fortschritte 
bei der Digitalisierung des Gesundheitswesens erzielt wor¬ 
den (vgl. Tabelle lfd. Nr. 73 und 74). Die von der Bundesre¬ 
gierung ergriffenen Maßnahmen adressieren somit bereits 
Forderungen des Sachverständigenrates, Effizienzpotenziale 
in der Gesundheitsversorgung zu heben - unter anderem 
durch die Stärkung sektorenübergreifender Ansätze in der 
Versorgung sowie die Digitalisierung des Gesundheitswesens 
(vgl. JG Tz 54 ff.). Auch im stationären Sektor entfalten die 
in der abgelaufenen Legislaturperiode ergriffenen Maßnah¬ 
men bereits Wirkung: So zeigt die Inanspruchnahme des 
Krankenhausstrukturfonds zum Umbau der Krankenhaus¬ 
kapazitäten erste Tendenzen hin zu einer bedarfsgerechten 
Anpassung der Krankenhauskapazitäten. 

Deutschland nimmt in der pharmazeutischen Forschung 
und Entwicklung weltweit eine führende Position ein. Die¬ 
sen Standortvorteil gilt es im internationalen Wettbewerb 
zu sichern und auszubauen. Zugleich muss es auch weiter¬ 
hin eine gute Balance zwischen Innovationsfreundlichkeit 
auf der einen und Finanzierbarkeit auf der anderen Seite 
geben. Das Gesetz zur Stärkung der Arzneimittelversorgung 
in der GKV (AMVSG), das in wesentlichen Teilen 2017 in 
Kraft getreten ist, sichert die Qualität der Versorgung mit 
Arzneimitteln, insbesondere den schnellen Zugang zu inno¬ 
vativen Arzneimitteln, und die nachhaltige Finanzierbarkeit 
der GKV (vgl. Tabelle lfd. Nr. 75). 

Bezahlbarer bedarfsgerechter Wohnraum und soziale 
Stadtentwicklung 

87. In den letzten Jahren hat sich die angespannte Lage auf 
den Wohnungsmärkten in einer Reihe von Städten und 
Regionen weiter verschärft. Dort sind Wohnungsmarkteng¬ 
pässe mit steigenden Mieten und Preisen und zum Teil hohe 
Wohnkostenbelastungen zu verzeichnen. Versorgungseng¬ 
pässe betreffen nicht nur einkommensschwache Haushalte, 
sondern zunehmend auch Haushalte mit mittleren Einkom¬ 
men. In ihrem im Jahr 2017 erschienenen Fünften Armuts¬ 
und Reichtumsbericht stellt die Bundesregierung zudem 
eine Zunahme der Zahl der Wohnungslosen fest, die sie auf 
eine Vielzahl von Gründen zurückführt, unter anderem auf 
eine Verknappung von Wohnraum in bestimmten Regionen 
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und Marktsegmenten. Zentrales Instrument für die Inten¬ 
sivierung des Wohnungsbaus ist das „Bündnis für bezahl¬ 
bares Wohnen und Bauen“, das Bund, Länder, Kommunen, 
die Wohnungs- und Bauwirtschaft, Gewerkschaften sowie 
weitere relevante gesellschaftliche Akteure zusammen¬ 
bringt, um die Herausforderungen am Wohnungsmarkt zu 
bewältigen. 

Für die Förderung des Städtebaus im Rahmen der Initiative 
„Nationale Stadtentwicklungspolitik“ standen im Jahr 2017 
allein für die Städtebauförderung Programmmittel in Höhe 
von 790 Millionen Euro zur Verfügung, gegenüber 455 Mil¬ 
lionen Euro noch im Jahr 2013 (vgl. Tabelle lfd. Nr. 76). Dazu 
kommen weitere Programmmittel in Höhe von 200 Millio¬ 
nen Euro für den Investitionspakt „Soziale Integration im 
Quartier“ (vgl. Tabelle lfd. Nr. 77) und 75 Millionen Euro für 
das Programm „Nationale Projekte des Städtebaus“. Beson¬ 
deres Augenmerk lag in der letzten Legislaturperiode auf 
der sozialen Stadtentwicklung zur Verbesserung der Lebens¬ 
qualität und der Stärkung von Integration und sozialem 
Zusammenhalt vor Ort. Dies fand insbesondere in der 
Erhöhung der Mittel für die Programme Stadtumbau und 
Soziale Stadt und in der Einführung der ressortübergrei- 
fenden Strategie „Soziale Stadt: Nachbarschaften stärken, 


Miteinander im Quartier“ seinen Ausdruck (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 78). 

88. Durch die steigende Zahl älterer Menschen mit Mobili¬ 
tätseinschränkungen und Menschen mit Behinderungen 
wird der Bedarf an altersgerechtem Wohnraum weiter stei¬ 
gen. Der altersgerechte Umbau von Wohngebäuden und 
-quartieren sorgt dafür, dass diese Menschen möglichst 
lange selbstbestimmt in ihrer vertrauten Umgebung leben 
können. Die Bundesregierung hat daher die Mittel für die 
Zuschussförderung im KfW-Programm „Altersgerecht 
Umbauen“ von ihrer Wiedereinführung im Jahr 2014 bis 
2017 aufgestockt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 79). 

F. Moderne, wettbewerbliche und umwelt¬ 
verträgliche Energiepolitik; effektiver 
Klimaschutz 

89. Die Energiewende stellt eines der zentralen Projekte der 
Bundesregierung dar und trägt dazu bei, Deutschlands 
Klimaschutzziele zu erreichen. Die Bundesregierung hat 
die Energiepolitik in der 18. Legislaturperiode grundlegend 
erneuert, wettbewerblicher ausgestaltet und europäisch ein- 


Schaubild 3: Bruttostromerzeugung in Deutschland 2017 in Terawattstunden (TWh)* 


Erdgas 
13,1 % 



* vorläufige Zahlen, z.T. geschätzt 
** regenerativer Anteil 
Bruttostromerzeugung insgesamt: 654,2 TWh. 

Geothermie aufgrund der geringen Menge in Photovoltaik. 


Quelle: AG Energiebilanzen; Stand: Dezember 2017. 
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gebettet. Fast alle Vorhaben aus der 10-Punkte-Energie- 
Agenda vom Beginn der Legislaturperiode sind umgesetzt. 
Diese beinhaltet wichtige Reformen für den Strommarkt, 
das Fördersystem der erneuerbaren Energien, den Netzaus¬ 
bau und die Energieeffizienz. 

90. Auf dem Weg zu einer sicheren, bezahlbaren und um¬ 
weltverträglichen Energieversorgung hat die Bundesregie¬ 
rung damit schon vieles erreicht. So sind die erneuerbaren 
Energien mittlerweile die wichtigste Stromquelle in Deutsch¬ 
land: Ihr Anteil an der Bruttostromerzeugung liegt bei rund 
einem Drittel (vgl. Schaubild 3). Gleichzeitig ist die deutsche 
Energieversorgung eine der sichersten weltweit. Auch in 
Zeiten der günstigen wirtschaftlichen Entwicklung setzt 
sich der Entkopplungsprozess zwischen Energieverbrauch 
und Bruttoinlandsprodukt grundsätzlich fort. Allerdings 
müssen für eine erfolgreiche Umsetzung der Energiewende 
und die Erreichung der Klimaschutzziele in den kommen¬ 
den Jahren deutliche Fortschritte bei der Steigerung der 
Energieeffizienz und der Verringerung der Treibhausgas¬ 
emissionen in allen Sektoren erzielt werden. Mit dem von 
der Bundesregierung beschlossenen Monitoring-Prozess 
„Energie der Zukunft“ wird der Stand der Umsetzung regel¬ 
mäßig überprüft, um bei Bedarf nachsteuern zu können. 

91. Um das langfristige Ziel einer nahezu C0 2 -freien Energie¬ 
versorgung zu erreichen, wird es verstärkt auf Anstrengun¬ 
gen ankommen, den gesamten Energiebedarf sektorüber- 
greifend weiter zu reduzieren (Prinzip „Efficiency First“) 
und das Stromsystem noch flexibler zu gestalten. Dabei sollte 
auch die sogenannte Sektorkopplung, d.h. der effiziente 
Einsatz von erneuerbarem Strom für Wärme, Verkehr und 
Industrie, einen wichtigen Beitrag zur Dekarbonisierung 
leisten. Es ist zu prüfen, wie insbesondere eine haushalts¬ 
neutrale Überarbeitung der Struktur von Steuern, Abgaben 
und Umlagen im Einklang mit den Zielen des Energiekon¬ 
zepts, der Energiewende und des Klimaschutzplans 2050 
dies maßgeblich unterstützen kann. 

92. Auch auf europäischer Ebene setzt sich die Bundesre¬ 
gierung für eine ambitionierte Energie- und Klimapolitik 
mit dem Ziel einer robusten Energieunion und der verläss¬ 
lichen Erreichung der EU-Energie- und -Klimaziele für 
2030 ein. Mit dem von der EU-Kommission Ende 2016 vor¬ 
gelegten Legislativpaket „Saubere Energie für alle Europäer“ 
soll der europäische Energierahmen neu gestaltet werden 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 80). Zentrale Elemente sind die Vor¬ 
schläge für ein Governance-System der Energieunion, zum 
neuen EU-Strommarktdesign und zur Überarbeitung der 
Richtlinien für erneuerbare Energien und Energieeffizienz. 
Im Rahmen der neuen Governance-Verordnung muss 


jeder Mitgliedstaat der EU-Kommission laut aktuellem Ver¬ 
handlungsstand bis Ende 2018 den Entwurf eines nationa¬ 
len Energie- und Klimaplans für die Jahre 2021 bis 2030 
vorlegen. In der internationalen Zusammenarbeit hat die 
Bundesregierung weitere bilaterale Energiepartnerschaften 
mit den Vereinigten Arabischen Emiraten und Australien 
geschlossen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 81). 

Wettbewerb bei erneuerbaren Energien 

93. Seit Anfang 2017 wird auf Grundlage des Erneuerbare- 
Energien-Gesetzes (EEG) 2017 die Vergütung für Neuanla¬ 
gen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien größ¬ 
tenteils durch technologiespezifische Ausschreibungen am 
Markt ermittelt. Dieser Paradigmenwechsel hin zu wettbe¬ 
werblich ermittelten Fördersätzen und einer mengen-, statt 
preisbasierten Förderung führt zu einem deutlich kostenef¬ 
fizienteren Ausbau der erneuerbaren Energien. Die Bundes¬ 
regierung begleitet diesen Prozess in einer laufenden Eva¬ 
luierung, um den dynamischen Ausbau der erneuerbaren 
Energien fortzusetzen. Um die Akteursvielfalt zu sichern, 
erhalten kleine Anlagen auch weiterhin eine Festvergütung. 
In Regionen, in denen sich Engpässe im Übertragungsnetz 
verstärkt zeigen, wird der Ausbau von Windenergieanlagen 
vorübergehend begrenzt. 

94. Die Ergebnisse der durchgeführten Ausschreibungen 
für Photovoltaik (PV)-Freiflächenanlagen (seit April 2015) 
und für Windenergie (seit Mai 2017) zeigen, dass die Aus¬ 
schreibungen zu deutlich sinkenden Preisen geführt haben. 
So sind die durchschnittlichen Fördersätze für PV-Freiflä- 
chenanlagen um mehr als 45 Prozent auf zuletzt unter fünf 
Cent pro Kilowattstunde gesunken (vgl. Schaubild 4). Bei 
Windenergieanlagen an Land wurden drei Ausschreibungs¬ 
runden durchgeführt, bei denen die durchschnittlichen 
Fördersätze um 33 Prozent gesunken sind. Alle Ausschrei¬ 
bungen waren von einer hohen Wettbewerbsintensität ge¬ 
kennzeichnet: Die Gebotsmenge war jeweils mehrfach über¬ 
zeichnet. Der weit überwiegende Anteil der Zuschläge für 
Windenergieanlagen an Land ging an Bürgerenergiegesell¬ 
schaften und Projekte mit einer längeren Realisierungsfrist. 
Der Gesetzgeber hat darauf reagiert und die für Bürger- 
energiegesellschaften geltenden Sonderregelungen vorü¬ 
bergehend angepasst. In einem Bericht zum EEG 2017 wer¬ 
den die Erfahrungen mit den Ausschreibungen dargelegt. 

95. Zudem will die Bundesregierung praktische Erfahrungen 
mit technologieübergreifenden Ausschreibungen sammeln. 
Ab 2018 wird es für eine dreijährige Pilotphase gemeinsame 
Ausschreibungen von Windenergieanlagen an Land und 
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Solaranlagen geben (vgl. Tabelle lfd. Nr. 82). Um die europä¬ 
ische Dimension der Energiewende zu stärken, wird es 
zudem in einem begrenzten Umfang sogenannte geöffnete 
Ausschreibungen geben, bei denen auch Projekte an Stand¬ 
orten in anderen Mitgliedstaaten den Zuschlag erhalten 
können. 2017 hat die Bundesregierung diese Möglichkeit 
der geöffneten Ausschreibungen neben PV-Freiflächenan- 
lagen auch für Windenergieanlagen an Land eingeführt 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 83). 

96. Außerdem hat die Bundesregierung die Energiewende 
in die Städte gebracht. Mit dem im Juli 2017 in Kraft getre¬ 
tenen Mieterstromgesetz sollen Mieter direkt an der Ener¬ 
giewende beteiligt werden (vgl. Tabelle lfd. Nr. 84). Vermie¬ 
ter können den Strom aus ihren Photovoltaik-Anlagen an 
ihre Mieter verkaufen und erhalten dafür eine Vergütung 
nach dem EEG. Gleichzeitig schafft das Gesetz die Rahmen¬ 
bedingungen dafür, dass der Mieter tatsächlich profitiert 
und seinen Stromanbieter weiterhin frei wählen kann. Das 
Potenzial für Mieterstrom umfasst geschätzt bis zu 3,8 Mil¬ 
lionen Wohnungen. 


Verlässliche Energieversorgung und Infrastruktur 

97. Die Stromversorgung in Deutschland muss auch bei 
einem weiter steigenden Anteil erneuerbarer Energien ver¬ 
lässlich bleiben. Voraussetzung dafür sind nicht zuletzt ein 
flexibles Stromsystem, ein zügiger Ausbau der Netze sowie 
eine Verstärkung und Optimierung bestehender Netze. 
Denn ein bedarfsgerechtes und modernes Stromnetz ist das 
Rückgrat einer erfolgreichen Energiewende. Bleibt das 
Stromnetz hinter diesen Anforderungen zurück, drohen 
weiter steigende Kosten für die Nachsteuerung von kon¬ 
ventionellen Kraftwerken beziehungsweise die Abregelung 
von Erneuerbare-Energien-Anlagen. Entscheidend ist es 
daher, die Planungs- und Genehmigungsverfahren für alle 
Netzverstärkungs- und -neubaumaßnahmen zügig voran¬ 
zubringen. Entsprechendes gilt für Netzoptimierungsmaß¬ 
nahmen, auch durch den Einsatz moderner Technologien. 
Zum Ende des dritten Quartals 2017 waren von den 1.800 
benötigten Kilometern nach Energieleitungsausbaugesetz 
(EnLAG) 750 Kilometer und von den 5.900 Kilometern 
Netzverstärkungs- und -neubaumaßnahmen nach dem 
Bundesbedarfsplangesetz (BBP1G) 150 Kilometer realisiert. 


Schaubild 4: Durchschnittliche Zuschlagswerte der Ausschreibungsergebnisse für Photovoltaik-Freiflächenanlagen 



I Pilotausschreibungen 


□ EEG 2017 


Quelle: BMWi. 
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98. Beim Netzausbau und -betrieb ist auch eine faire Ver¬ 
teilung der Kosten wichtig. Mit dem Gesetz zur Moderni¬ 
sierung der Netzentgeltstruktur (NEMoG) von Juli 2017 
sollen die Übertragungsnetzentgelte in Deutschland bis 
2023 vereinheitlicht und regionale Unterschiede schritt¬ 
weise beseitigt werden. Zudem werden die sogenannten 
vermiedenen Netzentgelte abgeschmolzen. Die Abschmel¬ 
zung führt 2018 zu einer Dämpfung der Verteilernetzkos¬ 
ten und trägt somit zur Stabilisierung der Strompreise bei 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 85). 

99. Um die Einheitlichkeit der deutschen Stromgebotszone 
zu wahren, hat das Bundeskabinett im November 2017 eine 
Änderung der Stromnetzzugangsverordnung beschlossen. 
Sie ist nach Zustimmung des Bundesrates Ende 2017 in Kraft 
getreten (vgl. Tabelle lfd. Nr. 86). Damit kann die deutsche 
Stromgebotszone nicht einseitig durch die Übertragungs¬ 
netzbetreiber geteilt werden. 

100. Im August 2017 ist die Änderung der Gasnetzzugangs¬ 
verordnung in Kraft getreten. Ziel ist es, den Zugang zum 
deutschen Gasmarkt zu verbessern und die beiden Gas¬ 
marktgebiete bis April 2022 zusammenzulegen (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 87). Das erhöht die Liquidität, verbessert die Versor¬ 
gungssicherheit und bereitet den deutschen Gasmarkt auf 
künftige europäische Entwicklungen vor. 

101. Die Netze an der Grenze zwischen Deutschland, Öster¬ 
reich, Polen und Tschechien sind besonders stark ausgelastet. 
Daher werden Deutschland und Österreich ab Oktober 2018 
eine Engpassbewirtschaftung durchführen (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 88). Das stärkt die Versorgungssicherheit und reduziert 
die nötigen Ausgleichsmaßnahmen der Netzbetreiber, womit 
deutsche Stromkunden entlastet werden. 

102. Die Förderung von Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK) wurde zuletzt beihilferechtlich abgesichert und auf 
eine neue Grundlage gestellt. So wurde mit der KWK-Aus- 
schreibungsverordnung die Förderung von Anlagen im 
Segment zwischen einem und 50 Megawatt (MW) auf Aus¬ 
schreibungen umgestellt; im Dezember 2017 fand die erste 
Ausschreibungsrunde statt. Zusätzliche Ausschreibungen 
für innovative KWK-Systeme fördern darüber hinaus beson¬ 
ders flexible und emissionssparende KWK-Systeme, die 
Wärme aus erneuerbaren Energien in ihren Betrieb integ¬ 
rieren (vgl. Tabelle lfd. Nr. 89). 

103. Bis Juni 2018 soll die Bundesregierung prüfen, ob die 
C0 2 -Einsparungen aus der schrittweisen Überführung der 
Braunkohlekraftwerke in die Sicherheitsbereitschaft bis 
2020 tatsächlich zusätzlich 12,5 Millionen Tonnen C0 2 


betragen werden (vgl. Tabelle lfd. Nr. 90). Soweit dieses Ziel 
verfehlt wird, müssen die Kraftwerksbetreiber bis Dezem¬ 
ber 2018 einen Vorschlag über zusätzliche Maßnahmen zur 
Einsparung von bis zu 1,5 Millionen Tonnen CÖ 2 vorlegen. 

104. Um den Strukturwandel in den Braunkohleregionen 
zu unterstützen, hat die Bundesregierung im Klimaschutz¬ 
plan 2050 beschlossen, eine Kommission „Wachstum, Struk¬ 
turwandel und Regionalentwicklung“ einzusetzen. Diese 
soll einen Instrumentenmix Vorschlägen, der wirtschaftli¬ 
che Entwicklung, Strukturwandel, Sozialverträglichkeit 
und Klimaschutz zusammenbringt. Die Bundesregierung 
bereitet diese Kommission umfassend durch Gutachten 
und Gespräche mit den betroffenen Akteuren vor. Zudem 
hat sie im Juni 2017 das Förderprogramm „Unternehmen 
Revier“ gestartet. Über dieses Programm werden Ideen- und 
Projektwettbewerbe für die Strukturentwicklung der vier 
deutschen Braunkohleregionen mit jährlich vier Millionen 
Euro aus dem Energie- und Klimafonds gefördert. 

Verbesserte Energieeffizienz und innovative 
Energietechnologien 

105. Energieeffizienz ist eine tragende Säule der Energie¬ 
wende. Die Bundesregierung hat mit dem „Grünbuch 
Energieeffizienz“ einen Konsultationsprozess zur Weiter¬ 
entwicklung der Energieeffizienzpolitik durchgeführt. Das 
Prinzip „Efficiency First“ soll zukünftig als strategisches 
Leitprinzip der Energiepolitik etabliert werden. Im nächs¬ 
ten Schritt sollen Handlungsoptionen für eine mittel- bis 
langfristige Effizienzstrategie der Bundesregierung im 
„Weißbuch Energieeffizienz“ konkretisiert werden (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 91). Dies ist auch im Klimaschutzplan 2050 
verankert. 

106. Seit Juli 2017 gibt es mit dem individuellen Sanie¬ 
rungsfahrplan ein neues standardisiertes Instrument für 
die Energieberatung im Gebäudebereich (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 92). Damit bekommen Eigentümer eine transparente, 
maßgeschneiderte Strategie zur energetischen Sanierung 
ihres Gebäudes. Darüber hinaus strebt die Bundesregierung 
eine Vereinfachung und Entbürokratisierung von Förder¬ 
programmen an (vgl. Tabelle lfd. Nr. 93). Mit der „Förder¬ 
strategie Energieeffizienz und Wärme aus erneuerbaren 
Energien“ wurde hierfür bereits eine wichtige Grundlage 
geschaffen. Weiterhin wurde das Förderangebot im Jahr 
2017 durch das Förderprogramm „Modellvorhaben Wärme¬ 
netzsysteme 4.0“ erweitert, mit dem innovative Wärme- 
Infrastrukturen auf Basis erneuerbarer Energien am Markt 
eingeführt werden (vgl. Tabelle lfd. Nr. 94). Schließlich wurde 
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die Attraktivität von Investitionen zur industriellen Abwär¬ 
menutzung nochmals deutlich gesteigert (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 95). 

107. Auf europäischer Ebene hat sich die Bundesregierung 
stark für eine Reform der Rahmenverordnung zur EU- 
Energieverbrauchskennzeichnung und der einzelnen Pro¬ 
duktverordnungen eingesetzt. Ziel ist es, den Verbraucher 
noch klarer über den Energieverbrauch der einzelnen Pro¬ 
dukte zu informieren (vgl. Tabelle lfd. Nr. 96). 

108. Energieforschung ist der Schlüssel für eine erfolgrei¬ 
che Energiewende. Das Energieforschungsprogramm der 
Bundesregierung legt Schwerpunkte auf erneuerbare Ener¬ 
gien, Energieeffizienz und Energiesystemtechnologien. 

2018 soll das Programm in seiner siebten Auflage fortge¬ 
schrieben werden. Die Konsultation dazu ist abgeschlossen 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 97). Die Fördermaßnahmen des Pro¬ 
gramms werden im jährlichen Bundesbericht Energiefor¬ 
schung dargestellt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 98). 

109. Mit dem zweiten Modul der Förderinitiative „Solares 
Bauen/Energieeffiziente Stadt“ stellt die Bundesregierung 
seit Oktober 2017 in den nächsten fünf Jahren bis zu 
100 Millionen Euro für Forschung, Entwicklung und Inno¬ 
vation im Bereich nachhaltige Stadtentwicklung bereit 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 99). Mit dem Förderprogramm „Schau¬ 
fenster intelligente Energie - Digitale Agenda für die Ener¬ 
giewende“ (SINTEG) werden in fünf Modellregionen Lösun¬ 
gen für technische, wirtschaftliche und regulatorische 
Herausforderungen der Energiewende entwickelt. Die im 
Mai 2017 von der Bundesregierung auf den Weg gebrachte 
SINTEG-Verordnung schafft zeitlich befristete Experimen¬ 
tierklauseln (vgl. Tabelle lfd. Nr. 100). Damit können Pro¬ 
jektteilnehmer ohne wirtschaftliche Nachteile neue Tech¬ 
nologien, Verfahren und Geschäftsmodelle testen. 

110. Weitere Forschungsinitiativen beschäftigen sich unter 
anderem mit der Energiewende im Verkehrssektor, Lösun¬ 
gen zum Umbau des Energiesystems und der Umwandlung 
von Hüttengasen in Grundstoffe der chemischen Industrie 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 101 bis 103). 

Fortschritt beim Klimaschutz 

111. Mit dem Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 hat die 
Bundesregierung einen Katalog von Maßnahmen für alle 
Sektoren verabschiedet, um das nationale Klimaschutzziel 
für 2020 (minus 40 Prozent gegenüber 1990) zu erreichen. 
Die Bundesregierung legt in einem jährlichen Klimaschutz¬ 


bericht den Stand der Zielerreichung beim Klimaschutz dar 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 104). 

112. Ziel der Bundesregierung ist es, die Treibhausgasemis¬ 
sionen bis 2030 um mindestens 55 Prozent gegenüber 1990 
zu senken, um in Übereinstimmung mit dem Abkommen 
von Paris bis 2050 weitgehende Treibhausgasneutralität zu 
erreichen (minus 80 bis 95 Prozent gegenüber 1990). Die 
Bundesregierung setzt dabei auf Technologieneutralität 
und Innovationsoffenheit. Sie teilt die Auffassung des Sach¬ 
verständigenrates, dass weitere Anstrengungen nötig sind, 
um neben dem Stromsektor auch die Sektoren Verkehr 
und Wärme stärker in die klimapolitische Verantwortung 
zu nehmen (vgl. JG Tz 79). Mit dem Klimaschutzplan 2050 
wurden daher erstmals für das Jahr 2030 Zielkorridore für 
alle Sektoren beschlossen. Die Bundesregierung wird ein 
quantifiziertes Maßnahmenprogramm vorlegen, das sicher¬ 
stellen soll, dass die 2030er Ziele erreicht werden können 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 105). Dabei werden auch Vorschläge des 
Sachverständigenrates zu einem für alle Sektoren einheitli¬ 
chen C0 2 -Preis (vgl. JG Tz 80) und der generellen Überarbei¬ 
tung der Struktur von Steuern, Abgaben und Umlagen mit 
Blick auf die Lastenverteilung zwischen verschiedenen Sek¬ 
toren (vgl. JG Tz 79) geprüft. Bisher sind fossile Brennstoffe 
für Verkehr und Wärme für Verbraucher kostengünstiger 
als Strom, weil Strom mit Umlagen, Steuern und Abgaben 
stärker zur Finanzierung der Energiewende beiträgt. Dabei 
sind die Belastungen für private Haushalte durch Energie¬ 
kosten oder bei der Finanzierung energetischer Sanierung 
und für die im internationalen Wettbewerb stehenden, ins¬ 
besondere energieintensiven Industrien zu berücksichtigen. 

113. Auf europäischer Ebene wurde im November 2017 eine 
Einigung über die Reform des EU-Emissionshandels erzielt 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 106). Dabei steht die Verknappung des 
Zertifikateangebots in einem ausgewogenen Verhältnis zur 
Sicherstellung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Industrie. Mit der Einigung wurden zentrale 
Anliegen der Bundesregierung umgesetzt: Zum einen wird 
der bestehende Zertifikateüberschuss deutlich schneller 
vom Markt genommen und auch in der Marktstabilitätsre¬ 
serve wird die Anzahl der Zertifikate begrenzt. Damit wird 
der Emissionshandel gestärkt, wie auch der Sachverständi¬ 
genrat fordert (vgl. JG Tz 81 f.). Zum anderen soll die energie¬ 
intensive und im internationalen Wettbewerb stehende 
Industrie weiterhin vor unfairem Wettbewerb durch Unter¬ 
nehmen in Ländern mit geringeren Klimaschutzanforde¬ 
rungen geschützt und so Emissionsverlagerungen ins 
EU-Ausland verhindert werden, da bislang global in Bezug 
auf Klimaschutzanforderungen noch keine gleichen Wett¬ 
bewerbsbedingungen geschaffen wurden. Hierfür werden 
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die Regeln zur kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifi¬ 
katen und zur Strompreiskompensation grundsätzlich wei¬ 
tergeführt, angepasst an den technologischen Fortschritt. 
Auch wird ein Innovationsfonds zur Förderung von Techno¬ 
logien eingerichtet, die langfristig zu einer klimafreundli¬ 
chen Transformation der Wirtschaft beitragen sollen. Dabei 
werden auch innovative Industrietechnologien förderfähig 
sein. 

114. Für die Sektoren außerhalb des Emissionshandels (ins¬ 
besondere Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft, Abfall) haben 
die Mitgliedstaaten mit Europäischem Parlament und EU- 
Kommission eine Einigung über eine Zielverteilungsver¬ 
ordnung in Brüssel erzielt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 107 und 108). 
Darin ist bis 2030 eine EU-weite Minderung der Treibhaus¬ 
gasemissionen um 30 Prozent gegenüber 2005 vorgesehen. 
Die Minderungsverpflichtung der einzelnen Mitgliedstaaten 
für diesen Zeitraum liegt zwischen null und 40 Prozent. 

Für Deutschland ist ein nationales Klimaziel von minus 

38 Prozent gegenüber 2005 außerhalb des Emissionshandels 
vorgesehen. Die Mitgliedstaaten können die ihnen zuge¬ 
ordneten jährlichen Emissionszuteilungen in begrenztem 
Umfang handeln. 

115. Ein international abgestimmtes Vorgehen ist entschei¬ 
dend für den Klimaschutz. So haben die Staats- und Regie¬ 
rungschefs der G20-Staaten im Juli 2017 unter deutschem 
Vorsitz die wirtschaftlichen Chancen für Innovation und 
Wachstum von Investitionen in Klimaschutz betont. Dabei 
haben sie, mit Ausnahme der USA, das Paris-Abkommen 
für unumkehrbar erklärt und einen G20-Aktionsplan zu 
Klima und Energie für Wachstum beschlossen (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 109). Darin bekennen sie sich zu einer uneinge¬ 
schränkten Umsetzung des Paris-Abkommens und der 
Ziele der Agenda 2030 zur nachhaltigen Entwicklung und 
einer damit verbundenen effizienten Transformation der 
Energiesysteme. Dabei spielen die Steigerung der Energie¬ 
effizienz und der Nutzung erneuerbarer Energien sowie die 
Ausrichtung von Finanzflüssen an den Zielen des Paris-Ab¬ 
kommens mit entsprechenden Investitionen in kohlen¬ 
stoffarme Technologien und zukunftsfähige Infrastruktur 
eine herausragende Rolle. 

116. Die 23. Weltklimakonferenz (COP 23) im November 
2017 in Bonn sendete an die internationale Gemeinschaft 
ein deutliches Signal für den Klimaschutz und bekannte 
sich eindeutig zum Paris-Abkommen. Die für die COP 23 
gesetzten Verhandlungsziele wurden erreicht. Im Zentrum 
der Verhandlungen stand die Umsetzung der technischen 
Regelungen zum Abkommen von Paris. Dazu zählen bei¬ 
spielsweise Transparenzregelungen für die national festge¬ 


legten Klimaschutzbeiträge der Staaten (NDCs), die Ausge¬ 
staltung des Talanoa-Dialogs als Probelauf für die erste 
globale Bestandsaufnahme 2023, die erneute Mitteilung 
oder Aktualisierung der NDCs im Jahr 2020 sowie neue 
Regelungen für Marktmechanismen. 

G. Vertrauen in ein starkes Europa und in stabile 
Finanzmärkte 

117. Der breite wirtschaftliche Aufschwung in der Europäi¬ 
schen Union hat sich im Jahr 2017 noch einmal beschleunigt 
und alle Mitgliedstaaten erreicht. Das Wachstum ist das 
höchste der letzten zehn Jahre. Gleichzeitig steht die EU 
weiter vor großen Herausforderungen, sei es der Kampf 
gegen Terrorismus, die Bewältigung der Migration, die 
Digitalisierung, die Verstetigung des Wachstums unter ande¬ 
rem durch Strukturreformen und Investitionen oder der 
Klimawandel. Um Beschäftigung und nachhaltiges Wirt¬ 
schaftswachstum in ganz Europa zu erreichen, hat sich die 
Bundesregierung dafür eingesetzt, die Wettbewerbsfähig¬ 
keit zu steigern und das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger zurückzugewinnen, sowie dafür, dass Strukturrefor¬ 
men und Investitionen Hand in Hand gehen. 

Zukunftsfestes und wettbewerbsfähiges Europa 

118. Die Bundesregierung setzt sich gemeinsam mit ihren 
europäischen Partnern dafür ein, Europa für die Herausfor¬ 
derungen der Zukunft stark zu machen. Der Präsident des 
Europäischen Rates hat im Oktober 2017 eine Agenda vor¬ 
gelegt, die den Rahmen für den weiteren Reformprozess 
vorgibt. Die Leitlinien für die Weiterentwicklung Europas 
haben die Staats- und Regierungschefs bereits in den Erklä¬ 
rungen von Bratislava und Rom gemeinsam formuliert. 
Diesen Weg wird die Bundesregierung entschlossen weiter 
beschreiten, um ein Europa zu sichern, das anhaltendes und 
nachhaltiges Wachstum fördert. Der Zusammenhalt inner¬ 
halb der EU ist für diese Ziele von zentraler Bedeutung, 
genauso wie die Einhaltung des europäischen Versprechens 
einer demokratischen und friedlichen Zukunft. Beim Euro¬ 
gipfel im Dezember 2017 haben sich die Staats- und Regie¬ 
rungschefs zur Fortentwicklung der Wirtschafts- und Wäh¬ 
rungsunion (WWU) ausgetauscht und über weitere Arbeiten 
gesprochen. Gemeinsames Ziel ist dabei, die Krisenpräven¬ 
tion und Widerstandsfähigkeit der WWU insgesamt zu 
stärken. In diesem Rahmen wird eine Vielzahl an Vorschlä¬ 
gen diskutiert, unter anderem die Vollendung der Banken¬ 
union und die Weiterentwicklung des Europäischen Stabi¬ 
litätsmechanismus (ESM), der neue Aufgaben übernehmen 
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könnte. Mit ihren konkreten Vorschlägen vom 6. Dezember 
2017 leistet die Europäische Kommission ebenfalls einen 
Beitrag zur Debatte. Eine krisenfeste und zukunftssichere 
Wirtschafts- und Währungsunion liegt auch im Interesse 
der deutschen Wirtschaft, die überdurchschnittlich von 
einer Verstetigung des in der Breite zu beobachtenden Auf¬ 
schwungs profitiert. So müssen die aktuell guten wirtschaft¬ 
lichen Zeiten für Investitionen, Reformen und den Aufbau 
von fiskalischen Puffern genutzt werden, um Vorsorge für 
die Zukunft zu treffen. Dies schafft Vertrauen und bildet 
die Grundlage für mögliche weitere Integrationsschritte. 

Die Bundesregierung wird sich konstruktiv in die nun not¬ 
wendigen Ausgestaltungsprozesse einbringen und setzt 
sich dafür ein, den bisherigen Ansatz von Solidarität und 
Solidität, bei dem Haftung und Kontrolle auf einer Ebene 
liegen, fortzuführen. Neben Offenheit für eine institutio¬ 
nelle Weiterentwicklung zählen hierzu auch verbesserte 
Krisenprävention und Widerstandsfähigkeit, die Eigenver¬ 
antwortung der Mitgliedstaaten ebenso wie eine Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit. 

119. Zudem haben die Europäische Kommission, das Euro¬ 
päische Parlament und der Rat der Europäischen Union am 
17. November in Göteborg eine interinstitutionelle Prokla¬ 
mation der Europäischen Säule sozialer Rechte unterzeich¬ 
net. Die Prinzipien dieser Säule sind rechtlich nicht verbind¬ 
lich. Die Proklamation soll eine soziale Aufwärtskonvergenz 
unter den Mitgliedstaaten herbeiführen und im Bereich der 
Beschäftigungs- und Sozialpolitik als gemeinsamer Kompass 
für ein stärker koordiniertes Vorgehen auf den jeweils zu¬ 
ständigen Ebenen dienen. Bei der Umsetzung der Europäi¬ 
schen Säule sozialer Rechte wird es nun darauf ankommen, 
dass Initiativen im Rahmen der geltenden Kompetenzord¬ 
nung entwickelt werden, die konkrete, greifbare Wirkungen 
zur Verbesserung der sozialen Verhältnisse entfalten können. 
Das weitere Vorgehen muss im Einklang mit den Grundsät¬ 
zen der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit erfolgen. 
Dabei muss den unterschiedlichen nationalen Rahmen¬ 
bedingungen und Systemen, einschließlich der Rolle der 
Sozialpartner, Rechnung getragen werden. 

Wachstumspotenzial erhöhen: starker Binnenmarkt 
und Investitionen 

120. Für eine Stärkung der Wachstumskräfte sind Innova¬ 
tionskraft und Produktivität zentral. Neben Strukturrefor¬ 
men kommt auch Investitionen eine wichtige Rolle zu, um 
nachhaltiges Wachstum der EU-Mitgliedstaaten zu festigen. 
Die Bundesregierung begrüßt daher die Ende vergangenen 
Jahres beschlossene Verlängerung der Laufzeit bis Ende 


2020 und deutliche Erweiterung des Europäischen Fonds 
für Strategische Investitionen (EFSI). Durch die Erhöhung 
der EFSI-Garantie auf 26 Milliarden Euro und des Eigenbei¬ 
trags der Europäischen Investitionsbank auf 7,5 Milliarden 
Euro sollen Investitionen von bis zu 500 Milliarden Euro 
mobilisiert werden. Im Fokus stehen Projekte, die aufgrund 
eines erhöhten Risikos ohne den EFSI keine oder keine 
adäquate Finanzierung fänden. Aus Sicht der Bundesregie¬ 
rung sollten dabei Vorhaben in den Bereichen Innovation, 
Forschung und Entwicklung sowie kleine und mittlere 
Unternehmen im Mittelpunkt der Förderung stehen. Dabei 
ist darauf zu achten, dass keine direkte Förderkonkurrenz 
zu den Europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI- 
Fonds) entsteht. Die ESI-Fonds dienen dem Ziel, Regionen 
mit Entwicklungsrückständen und Strukturproblemen zu 
unterstützen und damit Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung zu schaffen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 110). Aus 
den ESI-Fonds erhält Deutschland in der Förderperiode 
2014 bis 2020 insgesamt etwa 28,8 Milliarden Euro. In der 
Diskussion um die Ausgestaltung der ESI-Fonds nach 2020 
hat die Bundesregierung mit den Ländern eine gemeinsame 
Stellungnahme abgestimmt. Bund und Länder fordern, auch 
künftig alle Regionen differenziert nach ihrer strukturellen 
Entwicklung und entsprechend ihren regionalen Bedürfnis¬ 
sen durch die Kohäsionspolitik zu berücksichtigen. Dabei 
soll die Kohäsionspolitik im Rahmen der fondsspezifischen 
Ziele Wachstum und Beschäftigung fördern sowie erforder¬ 
liche Strukturreformen in den Mitgliedstaaten besser 
unterstützen. Die Regelungen zur Verwaltung der ESI- 
Fonds müssen umfassend vereinfacht werden. 

121. Um den europäischen Binnenmarkt für Dienstleistun¬ 
gen zu stärken, hat die Europäische Kommission im Januar 
2017 Vorschläge für ein EU-Dienstleistungspaket veröffent¬ 
licht (vgl. Tabelle lfd. Nr. 111). Die Bundesregierung hat sich 
in der Diskussion der Entwürfe aktiv für unbürokratische 
und praxisnahe Lösungen im Sinne des Binnenmarkts ein¬ 
gesetzt. Derzeit wird auf europäischer Ebene unter anderem 
ein Verhältnismäßigkeitstest verhandelt, durch den neue 
oder geänderte Berufsregulierungen überprüft werden sol¬ 
len. Außerdem wird die Einführung einer elektronischen 
Dienstleistungskarte diskutiert, die administrative Hürden 
bei der grenzüberschreitenden Erbringung von Dienstleis¬ 
tungen abbauen soll. Die Bundesregierung setzt sich dabei 
für eine Lösung ein, bei der die bestehenden nationalen 
Regelungen und qualitätssichernden Anforderungen nicht 
unterlaufen werden. Das System der Notifizierung neuer 
Regulierungen soll außerdem reformiert werden, um sicher¬ 
zustellen, dass EU-weit nur geeignete und verhältnismäßige 
Regelungen Anwendung finden können. 
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122. Die Bundesregierung unterstützt aktiv und konstruk¬ 
tiv die Digitale Binnenmarktstrategie der Europäischen 
Kommission. Mit dem Abschluss aller Einzelvorhaben der 
Strategie Ende 2018 (vgl. Tabelle lfd. Nr. 112) sollen zentrale 
Zielsetzungen wie ein besserer Online-Zugang zu Waren 
und Dienstleistungen in ganz Europa, die Schaffung fairer 
Bedingungen für digitale Netze und innovative Dienste, die 
Modernisierung des Urheberrechts sowie neue Anreize für 
Investitionen in eine leistungsfähige Breitband-Infrastruk- 
tur erreicht werden. Die Abschaffung der Roaming-Gebüh- 
ren im vergangenen Jahr hat den Europäerinnen und Euro¬ 
päern bereits Erfolge der Strategie im Alltag verdeutlicht 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 113). Weitere Fortschritte auf dem Weg 
zu einem digitalen Binnenmarkt wird unter anderem das 
Verbot der ungerechtfertigten Diskriminierung von Kun¬ 
dinnen und Kunden aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit 
oder ihres Wohnsitzes (Geoblocking) zur zweiten Jahres¬ 
hälfte 2018 mit sich bringen. 

123. Mit der Kapitalmarktunion sollen die europäischen 
Finanzmärkte weiter integriert und so die Finanzierungs¬ 
möglichkeiten für die Unternehmen der Realwirtschaft 
weiter verbessert werden. Insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen werden damit zusätzliche Möglichkeiten 
erhalten, ihre Finanzierungsquellen zu diversifizieren. Im 
Juni 2017 berichtete die Europäische Kommission in ihrer 
Halbzeitbilanz von 20 umgesetzten Maßnahmen, die insbe¬ 
sondere in den Bankbilanzen Kapazitäten für zusätzliche 
Finanzierungsmittel freimachen und Investitionen in KMU 
erleichtern sollen. So wurden unter anderem Erleichterun¬ 
gen im Prospektrecht, für Wagniskapitalfinanzierung (vgl. 
Tz 59 bis 60) und bei der Finanzierung von Infrastrukturin¬ 
vestitionen durch Versicherungsunternehmen durchge¬ 
setzt. Darüber hinaus hat die Europäische Kommission mit 
der Halbzeitbilanz eine Adjustierung des Aktionsplans vor¬ 
genommen und neue Maßnahmen unter anderem im 
Bereich FinTech angekündigt. Die Bundesregierung setzt 
sich weiterhin dafür ein, dass die Kapitalmarktunion zu 
einer nachhaltigen Marktbelebung beiträgt, aber keine 
neuen Risiken für die Finanzmarktstabilität entstehen. 
Auch der Sachverständigenrat betont, dass der Ausbau der 
Kapitalmarktfinanzierung die Widerstandsfähigkeit des 
Finanzsystems erhöhen kann (vgl. JG Tz 119). 

Fortschritte bei der Bankenunion und größere 
Finanzstabilität 

124. Die Errichtung der Bankenunion trägt dazu bei, die Sta¬ 
bilität im europäischen Finanzsektor zu erhöhen. Funda¬ 
ment der Bankenunion sind die gemeinsamen europäischen 


Regeln, die in den vergangenen Jahren von der Bundesre¬ 
gierung in nationales Recht umgesetzt wurden. Dies betrifft 
Vorgaben zur Eigenmittel- und Liquiditätsausstattung von 
Banken (Capital Requirements Directive, CRD IV, und die 
dazu gehörende Capital Requirements Regulation, CRR), zur 
Sanierung und Abwicklung von Banken (Bank Recovery 
and Resolution Directive, BRRD) sowie zu den nationalen 
Einlagensicherungssystemen (Deposit Guarantee Scheme 
Directive, DGSD). Diese Maßnahmen werden ergänzt durch 
den Einheitlichen Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory 
Mechanism, SSM) und den Einheitlichen Abwicklungs¬ 
mechanismus (Single Resolution Mechanism, SRM). 

In ihrer Mitteilung zur Vollendung der Bankenunion vom 
11. Oktober 2017 hat die Europäische Kommission modifi¬ 
zierte Vorschläge zur Vollendung der Bankenunion durch 
eine mögliche gemeinsame europäische Einlagensicherung 
(European Deposit Insurance Scheme, EDIS) vorgelegt. Der 
Rat Wirtschaft und Finanzen (ECOFIN-Rat) hatte zuvor 
vereinbart, dass eine politische Diskussion über weitere 
Risikoteilung erst dann möglich ist, wenn ausreichende 
Fortschritte bei den Maßnahmen zur Risikoreduzierung, 
inklusive einer angemessenen Regulierung von Staatsanlei¬ 
hen, erreicht wurden. Diese sogenannte ECOFIN-Roadmap 
von Juni 2016 gilt weiter. Die Vorschläge der Europäischen 
Kommission greifen die Forderungen nach Risikoreduktion 
nur teilweise auf und müssen daher substanziell nachgebes¬ 
sert und auch effektiv umgesetzt sowie angewandt werden. 
Dies entspricht auch der Einschätzung des Sachverständi¬ 
genrates (vgl. JG Tz 108). Die Bundesregierung unterstützt 
das Ziel, spätestens bis zum Abschluss der sogenannten 
Übergangsphase Ende 2023 eine Letztsicherung für den 
Bankenabwicklungsfonds (Backstop) einzuführen. Dieser 
muss - wie in der ECOFIN-Roadmap vereinbart - mittel¬ 
fristig fiskalisch neutral sein. 

125. Der Risikoabbau im Bankensektor kommt voran, bedarf 
jedoch weiterer Fortschritte. Auch der Sachverständigenrat 
hebt hervor (vgl. JG Tz 109), dass im vergangenen Jahr Risiken 
im Bankensystem dadurch gesunken sind, dass die Bestände 
an ausfallgefährdeten Krediten (Non-performing loans, NPL) 
in Europa verringert wurden. Der Wert dieser NPL reduzierte 
sich bis Mitte 2017 um 16 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
auf das weiterhin hohe Volumen von 893 Milliarden Euro. 
Für den Risikoabbau und die wirtschaftliche Erholung in 
einigen europäischen Ländern sind weitere signifikante 
Fortschritte bei der Bilanzbereinigung einiger Banken erfor¬ 
derlich. Ein nachhaltiger Abbau dieser Risiken muss daher 
hohe Priorität haben. Der ECOFIN-Rat hat in diesem Zusam¬ 
menhang im Juli 2017 einen Aktionsplan vorgestellt, der 
unterschiedliche Maßnahmen mit dem Ziel der beschleu- 
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nigten Bilanzbereinigung vorsieht. Die konsequente und 
fristgerechte Umsetzung dieser Maßnahmen ist nun ange¬ 
zeigt. 

Das Abwicklungs- und Insolvenzregime bedarf ebenso 
einer Fortentwicklung. Auch wenn die in den Vorjahren 
eingeführten Regeln zur Abwicklung von Banken bereits 
erfolgreich angewandt wurden, ist ein weiterer Aufbau von 
qualitativ hochwertigen Verlustpuffern nötig, um die Ab¬ 
wicklung mit Gläubigerbeteiligung noch besser praktisch 
realisierbar zu machen. Der Sachverständigenrat fordert 
hier weitere Reformen, um die Glaubwürdigkeit des neuen 
Regelwerks zu stärken (vgl. JG Tz 432). Außerdem müssen 
Schritte zur Harmonisierung des Insolvenzrechts sowie im 
Rahmen der Überarbeitung der CRR/CRD-Regeln und im 
Einklang mit internationalen Vereinbarungen die Einfüh¬ 
rung einer Verschuldungsquote (Leverage Ratio) vorange¬ 
trieben werden (vgl. JG Tz 439 f.). 

126. Auch die sich gegenseitig beeinflussenden Risiken aus 
der Verbindung zwischen Banken und Staaten müssen wei¬ 
ter begrenzt werden. Derzeit werden Staatsschulden in 
hohem Maße von den Banken des jeweiligen EU-Mitglied- 
staates gehalten. Dies ist zum Teil darauf zurückzuführen, 
dass Staatsschulden in der Bankenregulierung privilegiert 
sind, etwa durch die Ausnahme von Großkreditgrenzen 
sowie von der Pflicht, Eigenkapital als Verlustpuffer vorzu¬ 
halten. Ausufernde Staatsschulden können jedoch die Sta¬ 
bilität des jeweiligen Bankensektors gefährden, wenn ihre 
Rückzahlung in Frage steht. Gleichzeitig können Schief¬ 
lagen im Bankensektor negative Rückkopplungseffekte auf 
den Staat haben. Im vergangenen Jahr hat sich die Bundes¬ 
regierung deshalb, wie auch vom Sachverständigenrat 
befürwortet (vgl. JG Tz 111,168 und 560), auf internationaler 
und europäischer Ebene dafür eingesetzt, regulatorische 
Ausnahmen für Staatsanleihen in Bankbilanzen abzubauen. 
Dadurch würde eine direkte Übertragung von Verlustrisi¬ 
ken aus Staatsschulden auf das jeweilige Bankensystem des 
Mitgliedstaates abgemildert. Außerdem würden dadurch 
Anreize für den Schuldenabbau gesetzt und verlässliche 
Regelungen für unter Umständen notwendige Restruktu¬ 
rierungen von öffentlichen Schulden ermöglicht werden. 
Die derzeitigen Überlegungen der Europäischen Kommis¬ 
sion zu mit Staatsanleihen besicherten Wertpapieren (SBBS) 
als Ersatz für die angemessene regulatorische Behandlung 
von Staatsanleihen in Bankbilanzen sind nach Ansicht der 
Bundesregierung nicht zielführend. Die Etablierung eines 
neuen strukturierten Produkts kann auch zur Schaffung 
neuer Risiken führen. 


127. Stabile, funktionierende Finanzmärkte sind notwendig, 
um die Finanzierung der Wirtschaft nachhaltig zu gewähr¬ 
leisten. Der Sachverständigenrat weist darauf hin (vgl. JG 
Tz 471), dass die anhaltend expansive Geldpolitik der Euro¬ 
päischen Zentralbank in Verbindung mit der andauernden 
Niedrigzinsphase die Risiken im Finanzsystem weiter habe 
ansteigen lassen; bei vielen Vermögenswerten bestehe die 
Gefahr von Preiskorrekturen. Um die Finanzstabilität zu 
sichern, traten im vergangenen Jahr Gesetze in Kraft, um 
mögliche Gefahren für die Finanzstabilität zielgenau be¬ 
kämpfen zu können und die Transparenz von Finanz¬ 
märkten und Finanzprodukten zu erhöhen (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. 114 bis 117). Hier ist unter anderem die Einführung 
neuer makroprudenzieller Instrumente durch das Finanz¬ 
aufsichtsrechtergänzungsgesetz zu nennen, die auf eine 
Empfehlung des Ausschusses für Finanzstabilität zurück¬ 
geht. Mit dem Gesetz erhält die Bundesanstalt für Finanz¬ 
dienstleistungsaufsicht neue Befugnisse, um einer mögli¬ 
chen Gefahr für die Finanzstabilität entgegenwirken zu 
können, die sich im Zusammenhang mit Überbewertungen 
auf Wohnimmobilienmärkten, nachlassenden Kreditver¬ 
gabestandards sowie einer übermäßigen Expansion der 
Kreditvergabe ergeben können. 

H. Gegen Protektionismus, für moderne 

Handelsregeln und nachhaltige Entwicklung 

128. Auf internationaler Ebene setzt sich die Bundesregie¬ 
rung dafür ein, die Globalisierung aktiv zu gestalten und 
Protektionismus entschlossen entgegenzutreten. Wie kaum 
ein anderes Land ist Deutschland mit seiner exportorien¬ 
tierten Industrie eng mit der Weltwirtschaft verflochten. 
Gute internationale Wirtschaftsbeziehungen sind für die 
deutsche Volkswirtschaft deshalb von großer Bedeutung. 
Freier und regelbasierter Handel, offene Märkte und nach¬ 
haltige Entwicklung sind die Voraussetzung für Wohl¬ 
fahrtsgewinne, inklusives Wirtschaftswachstum und den 
Abbau von Armut. 


Vernetzte Welt 

129. Deutschland hatte 2017 die Präsidentschaft der G20 
inne. Unter dem Motto „Eine vernetzte Welt gestalten“ 
gaben die G20-Staaten beim Gipfel in Hamburg ein klares 
Bekenntnis zum Multilateralismus ab und verabredeten 
gemeinsames Handeln, um globale Herausforderungen 
anzugehen (vgl. Kasten 1). Sie setzten dabei unter anderem 
ein Signal für regelbasierten Handel, offene Märkte, nach¬ 
haltige Entwicklung und gegen Abschottung. Auch die 
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G7-Agenda unter italienischer Präsidentschaft wies zahl¬ 
reiche Anknüpfungspunkte zur deutschen G20-Präsident- 
schaft auf. 


130. Um die Digitalisierung weltweit voranzubringen, hat 
die Bundesregierung im Kreis der G20 auch die erste Digi¬ 
talministerkonferenz ausgerichtet. Dabei wurde ein kon- 


Kasten 1: Zentrale Ergebnisse der G7- und G20-Gipfel im Jahr 2017 

G20-Gipfel vom 7. bis 8. Juli 2017 in Hamburg 

— Die G20 verabredete gemeinsames Handeln, um globale Herausforderungen anzugehen. 

— Sie bekannte sich zu einem regelbasierten Handelssystem ohne Protektionismus und zu offenen Märkten mit einer 
gestärkten WTO. 

— Die Intensivierung der Zusammenarbeit gegen Überkapazitäten in der Stahlindustrie wurde vereinbart, insbes. im 
Rahmen des G20 Globalen Forums. 

— Zudem betonte die G20 wirtschaftliche Chancen für Innovation und Wachstum von Investitionen in Klimaschutz 
und erklärte - mit Ausnahme der USA - das Pariser Klimaschutzabkommen für unumkehrbar und bekannte sich 
mit dem G20-Klima- und Energieaktionsplan nachdrücklich zu dessen zügiger Umsetzung. 

— Zudem begründete die G20 eine Partnerschaft mit Afrika mit dem Kernelement langfristig angelegter Investitions¬ 
partnerschaften im Rahmen der „Compact with Africa“-Initiative. 

— Die G20 vereinbarte eine Aktualisierung des G20-Aktionsplans zur Umsetzung der „Agenda 2030 für nachhaltige Ent¬ 
wicklung“. Die G20 initiierte einen Dialogprozess zu Ressourceneffizienz und einen Aktionsplan gegen die Meeres- 
vermüllung. 

— Die G20 verabschiedete den Hamburg-Aktionsplan, der die G20-Strategie für starkes, nachhaltiges und inklusives 
Wachstum darlegt. Eine besondere Rolle spielt dabei die Stärkung der Widerstandsfähigkeit der G20-Volkswirtschaf- 
ten. Die G20 vereinbarte, dass es keine Abstriche bei der internationalen Finanzmarktregulierung geben wird und die 
Arbeit für ein weltweit faires und modernes internationales Steuersystem fortgesetzt wird. 

— Die G20 verständigte sich im Bereich Digitalisierung auf einen Fahrplan mit elf Handlungsfeldern und bekannte sich 
zu einer proaktiven Gestaltung der Zukunft der Arbeitswelt unter besonderer Berücksichtigung notwendiger Maß¬ 
nahmen für Aus- und Weiterbildung sowie Qualifizierung. 

— Die G20 betonte die Bedeutung nachhaltiger und inklusiver globaler Lieferketten für ein ausgewogenes Wirtschafts¬ 
wachstum und verpflichtete sich, die Umsetzung von Arbeits-, Sozial- und Umweltstandards sowie die Durchsetzung 
der Menschenrechte zu fördern (vgl. Tz 145). 

G7-Gipfel vom 26. bis 28. Mai 2017 in Taormina, Italien 

— Die G7 betonte ihre Absicht, wirtschaftliche Chancen von Industrie 4.0 zu nutzen, und verabschiedete zu diesem 
Zweck einen Aktionsplan. 

— Die G7 verpflichtete sich, Mädchen und Frauen im Wirtschaftsleben zu fördern, sprach sich für freien, fairen Handel 
und gegen Protektionismus aus und verpflichtete sich zu engerer Kooperation mit Afrika. 

— Die G7 mit Ausnahme der USA bekräftigte ihr nachdrückliches Bekenntnis zur Umsetzung des Abkommens von 
Paris. 
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kreter Fahrplan für die weitere G20-Arbeit „A Roadmap for 
Digitalisation - Policies for a Digital Future“ mit prioritären 
Zielen und Maßnahmen vereinbart. Die argentinische G20- 
Präsidentschaft hat angekündigt, 2018 auf diesen Ergebnis¬ 
sen aufzubauen. Deutschland will das Thema Digitalisierung 
auch im globalen Rahmen mit Vertretern von Wirtschaft, 
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und technischer Community 
vertiefen und hat sich um die Ausrichtung des Internet 
Governance Forums 2019 beworben (vgl. Tabelle lfd. Nr. 118). 

Moderne Handelspolitik zum Vorteil aller 

131. Die Bundesregierung verfolgt eine moderne Handels¬ 
und Investitionspolitik. Kernelemente sind ein verbesserter 
Marktzugang, der Abbau von Handels- und Investitions¬ 
hemmnissen und ein grundlegend modernisierter Investi¬ 
tionsschutz. Gleichzeitig werden hohe Verbraucherschutz-, 
Arbeits- und Umweltstandards gesichert und Wettbewerbs¬ 
gleichheit für in- und ausländische Anbieter gefördert. 
Hiervon profitiert insbesondere der exportorientierte deut¬ 
sche Mittelstand. Durch flankierende Politiken, unter ande¬ 
rem in den Bereichen Bildung, Steuern, soziale Sicherheit, 
werden unterschiedliche Auswirkungen der Globalisierung 
auf Bürger, Regionen und Sektoren adressiert. Auch der 
Sachverständigenrat spricht sich dafür aus, protektionisti¬ 
schen Tendenzen entgegenzutreten (vgl. JG Tz 704). 

132. Für die Bundesregierung steht das multilaterale Han¬ 
delssystem der Welthandelsorganisation (WTO) als Ord¬ 
nungsrahmen für einen offenen und regelbasierten Welt¬ 
handel im Zentrum. Das multilaterale Handelssystem muss 
gestärkt werden. Hier können Maßnahmen zur Regelung 
und Begrenzung handelsverzerrender Praktiken am wir¬ 
kungsvollsten vereinbart werden. Multilaterale Regeln gel¬ 
ten für alle: Industrieländer und Entwicklungsländer, große 
und kleine Unternehmen profitieren davon gleichermaßen. 
Trotz eines deutlichen Bekenntnisses der WTO-Mitglieder 
für das multilaterale System konnten bei der 11. WTO- 
Ministerkonferenz in Buenos Aires im Dezember 2017 keine 
zufriedenstellenden Ergebnisse erzielt werden. Insgesamt 
befindet sich die WTO-Verhandlungssäule damit in einer 
schwierigen Lage, welche jedoch auch eine Chance bieten 
könnte für eine offene Debatte über zukünftige Verhand¬ 
lungen im WTO-Rahmen. Die Bundesregierung wird sich 
auch weiterhin für die Relevanz der WTO-Verhandlungs- 
säule einsetzen. Darüber hinaus unterstützt die Bundesre¬ 
gierung die Initiative der EU-Kommission für einen multi¬ 
lateralen Investitionsgerichtshof. 


133. Ergänzend unterstützt die Bundesregierung ehrgeizige 
und umfassende bilaterale Freihandelsabkommen der EU. 
Das Abkommen mit Kanada (CETA) setzt neue Maßstäbe 
beim Abbau von Handelshemmnissen bei gleichzeitiger 
Sicherung hoher Standards und dient als Vorbild für künf¬ 
tige Abkommen. Die Verhandlungen für das Freihandelsab¬ 
kommen mit Japan konnten im Dezember 2017 bis auf das 
Thema Investitionsschutz abgeschlossen werden. Abkom¬ 
men mit Singapur und Vietnam sind ausverhandelt. Auch 
die Verhandlungen mit Mexiko und MERCOSUR befinden 
sich auf der Zielgeraden. Zudem unterstützt die Bundesre¬ 
gierung die Verhandlungen zur Modernisierung des Frei¬ 
handelsabkommens mit Chile sowie die Aufnahme von 
Verhandlungen über Freihandelsabkommen mit Australien 
und Neuseeland. Die Bundesregierung unterstützt weiter¬ 
hin die Verhandlungen mit China über ein Investitionsab¬ 
kommen, eine Wiederaufnahme der Verhandlungen eines 
Freihandelsabkommens mit Indien so rasch wie möglich 
sowie eine weitere Vertiefung der transatlantischen Wirt¬ 
schaftsbeziehungen. 

134. Der weltweite Marktzugang für europäische Unterneh¬ 
men soll auch im Bereich der öffentlichen Aufträge verbes¬ 
sert werden. Vor diesem Hintergrund unterstützt die Bun¬ 
desregierung ambitionierte Freihandelsabkommen mit 
Verpflichtungen zum Marktzugang zu öffentlichen Aufträ¬ 
gen. Darüber hinaus hat die EU-Kommission einen Vorschlag 
für ein Instrument zum internationalen Beschaffungswesen 
vorgelegt, der derzeit im Rat der EU beraten wird und den 
die Bundesregierung weiterhin prüfen wird. Nach diesem 
Vorschlag könnte der Zugang von Bietern aus bestimmten 
Drittstaaten zu den europäischen Beschaffungsmärkten 
nach vorangegangener öffentlicher Untersuchung durch 
die EU-Kommission und nach Konsultation mit dem be¬ 
troffenen Drittstaat beschränkt werden, wenn europäischen 
Bietern in diesen Drittstaaten kein reziproker Marktzugang 
gewährt wird. Im Rahmen der weiteren Beratung des Vor¬ 
schlags wird es wichtig sein, alle Akteure, wie die Kommu¬ 
nen und die Wirtschaft, eng zu beteiligen. 

Unterstützung von Unternehmen auf Auslandsmärkten 

135. Die Erschließung von Drittmärkten hat für die export¬ 
orientierte deutsche Wirtschaft große Bedeutung. Die Bun¬ 
desregierung unterstützt diesen Weg mit einem breiten 
Instrumentarium der Außenwirtschaftsförderung und auf 
Basis des weltweiten Netzwerks aus Auslandshandelskam¬ 
mern, Germany Trade & Invest, Botschaften und General¬ 
konsulaten. 
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136. Exportkreditgarantien bieten deutschen Unternehmen 
umfangreichen Schutz gegen wirtschaftlich und politisch 
bedingte Forderungsausfälle. 2017 hat der Bund Lieferun¬ 
gen und Leistungen deutscher Exporteure im Wert von 
16,9 Milliarden Euro mit Exportkreditgarantien abgesichert. 
Dabei lag der Schwerpunkt auf Geschäften mit Schwellen- 
und Entwicklungsländern. 

137. Investitionsgarantien sichern deutsche Direktinvesti¬ 
tionen in Entwicklungs-, Schwellen- und ehemaligen 
Transformationsländern gegen politische Risiken ab. Im 
Jahr 2017 hat der Bund Investitionsgarantien für Projekte 
in Höhe von 1,1 Milliarden Euro übernommen. Wesentli¬ 
che Zielregionen waren wie im Vorjahr Asien und (Ost-) 
Europa. 

138. Dieses Instrumentarium hat sich grundsätzlich bewährt. 
Allerdings stehen deutsche Unternehmen zunehmend im 
Wettbewerb, unter anderem mit asiatischen Konkurrenten, 
die durch ihre Regierungen finanziell und politisch unter¬ 
stützt werden. Daher will die Bundesregierung Auslands¬ 
projekte, die im strategischen deutschen Interesse liegen, 
stärker begleiten. Dazu hat die Bundesregierung ein Strate¬ 
giepapier verabschiedet, einen Koordinator ernannt und 
die Geschäftsstelle für Strategische Auslandsprojekte einge¬ 
richtet. Mit der Geschäftsstelle intensiviert die Bundesre¬ 
gierung die politische Begleitung von Auslandsprojekten. 
Auch sollen strategische Auslandsprojekte in Einzelfällen 
durch erweiterte Finanzierungsinstrumente unterstützt 
werden, die auf die jeweilige Wettbewerbssituation abstellen. 

Kontrolle und Transparenz in der Rüstungsexportpolitik 

139. Begrenzung und Kontrolle des internationalen Waffen¬ 
handels leisten einen wichtigen Beitrag zur Sicherheitspoli¬ 
tik. Die Bundesregierung stärkt mit schnellen und umfas¬ 
senden Informationen über Ausfuhrgenehmigungen für 
Rüstungsgüter weiter die Transparenz in diesem sensiblen 
Bereich. Die Bundesregierung hat den Rüstungsexportbe¬ 
richt für 2016 und parallel den Zwischenbericht für die ers¬ 
ten vier Monate 2017 bereits im Juni 2017 veröffentlicht. 

140. Die Bundesregierung hält an den strengen Regeln der 
Exportkontrolle für Rüstungsgüter fest. Die sogenannten 
Kleinwaffengrundsätze aus dem Jahr 2015 setzen für den 
Export von kleinen und leichten Waffen besonders hohe 
Maßstäbe. 2017 wurden die ersten beiden Vor-Ort-Kontrollen 
von aus Deutschland exportierten Kleinwaffen durchgeführt. 
Hierbei wird - zunächst im Rahmen von Pilotprüfungen - 


kontrolliert, ob die gelieferten Waffen im Empfängerland 
noch bei dem angegebenen Endverwender vorhanden 
sind. 


Verbesserte und europäisch verzahnte 
Investitionsprüfungen 

141. Für den Industriestandort Deutschland sind auslän¬ 
dische Direktinvestitionen ein wesentlicher Impulsgeber 
für Wachstum und Arbeitsplätze. Staatliche Eingriffe bei 
ausländischen Direktinvestitionen bedürfen deshalb einer 
besonderen Rechtfertigung. Die Bundesregierung teilt 
daher die Einschätzung des Sachverständigenrates, dass 
eine allgemeine Genehmigungspflicht für ausländische 
Investitionen abzulehnen ist (vgl. JG Tz 22). Seit vielen Jah¬ 
ren konnten mit den Regelungen zur Investitionsprüfung 
im Außenwirtschaftsgesetz (AWG) und in der Außenwirt¬ 
schaftsverordnung (AWV) immer wieder sinnvolle Lösun¬ 
gen gefunden werden, die die Anliegen von Investoren und 
die Gewährleistung der öffentlichen Ordnung und Sicher¬ 
heit angemessen ausgleichen. Die Investitionsprüfung hat 
bislang in keinem Fall dazu geführt, dass ein Erwerb durch 
die Bundesregierung untersagt wurde. 

142. In den letzten Jahren sind die prüfungsrelevanten 
Vorgänge aber zahlreicher und komplexer geworden. Das 
vorhandene Instrumentarium ist hierdurch an seine Gren¬ 
zen gestoßen. Daher hat sich die Bundesregierung im Juli 
2017 auf eine Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
verständigt (vgl. Tabelle lfd. Nr. 119). Gegenstand der Anpas¬ 
sung sind insbesondere Verlängerungen von Prüffristen 
und neue Meldepflichten für Beteiligungen an Betreibern 
kritischer Infrastrukturen. Zudem wird vermieden, dass die 
Investitionsprüfung durch missbräuchliche vertragliche 
Gestaltungen ausgehebelt werden kann. 

143. Auch die geänderte Investitionsprüfung kann jedoch 
wichtige Aspekte wie geostrategische Vorgaben anderer 
Staaten nicht angemessen berücksichtigen. Vor diesem 
Hintergrund sind Deutschland, Frankreich und Italien an 
die Europäische Kommission herangetreten. Diese hat im 
September 2017 einen Verordnungsvorschlag zur Schaf¬ 
fung eines Rahmens für die Überprüfung ausländischer 
Direktinvestitionen in der Europäischen Union vorgelegt. 
Der Vorschlag beinhaltet einen einheitlichen, am Kriterium 
einer Gefährdung der öffentlichen Ordnung oder Sicher¬ 
heit orientierten Rechtsrahmen für die Durchführung von 
Investitionsprüfungen in den Mitgliedstaaten. Anders als 
vom Sachverständigenrat angedeutet (vgl. JG Tz 137) fordert 
der Vorschlag gerade keine allgemeine Genehmigungspflicht 
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für ausländische Investitionen. Er definiert kritische Infra¬ 
strukturen und Technologien, Versorgungssicherheit und 
Zugang zu sensitiven Informationen ausdrücklich als Aspekte 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit. Die Entscheidung 
über Eingriffe in Erwerbsvorgänge bleibt den Mitgliedstaa¬ 
ten Vorbehalten. Mitbetroffene Mitgliedstaaten und die 
Europäische Kommission können aber Stellungnahmen 
abgeben, die im Prüfverfahren zu berücksichtigen sind. 

Nachhaltige Entwicklung weltweit, Zusammenarbeit mit 
Entwicklungs- und Schwellenländern 

144. Die „Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ der 
Vereinten Nationen (VN) ist der zentrale internationale 
Orientierungsrahmen für nachhaltige Entwicklung welt¬ 
weit. Mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie hat die 
Bundesregierung den nationalen Rahmen zur Umsetzung 
der Agenda 2030 gesetzt und sich dafür konkrete Ziele 
gesteckt (vgl. Kasten 2). Auch unterstützt die Bundesregie¬ 
rung auf EU-Ebene einen strategischen Rahmen zur 
Umsetzung der Agenda 2030-Ziele in den einschlägigen 
Politikbereichen mit EU-Zuständigkeit. 

145. Im Rahmen der deutschen G20-Präsidentschaft hat sich 
Deutschland auch dafür eingesetzt, globale Lieferketten 
nachhaltig zu gestalten (vgl. Kasten 1). Dazu verpflichtet sich 
die G20, die Umsetzung von Arbeits-, Sozial- und Umwelt¬ 
standards sowie die Durchsetzung der Menschenrechte zu 


fördern. Zudem betont die G20, dass eine gerechte, ange¬ 
messene Entlohnung und sozialer Dialog wesentliche 
Bestandteile nachhaltiger, inklusiver globaler Lieferketten 
sind. Die G20 unterstützt den Zugang zu Abhilfe und, wo 
einschlägig, außergerichtliche Beschwerdemechanismen. 
Dazu gehören die nationalen Kontaktstellen für die OECD- 
Leitsätze (vgl. Tz 148). Die G20 begrüßt den Vision Zero 
Fund zur Verhinderung schwerer und tödlicher Arbeitsun¬ 
fälle und ermutigt Unternehmen und andere Akteure, sich 
anzuschließen. Auch wird die Verantwortung von Unterneh¬ 
men betont, ihrer Sorgfaltspflicht nachzukommen; hierfür 
bildet der Nationale Aktionsplan Wirtschaft und Menschen¬ 
rechte einen wichtigen Rahmen (vgl. Tz 147). 

146. Die Bundesregierung richtet ihre Politik zur gesellschaft¬ 
lichen Verantwortung von Unternehmen (CSR) zunehmend 
international aus. Ein Meilenstein auf diesem Weg war die 
Umsetzung der sogenannten CSR-Richtlinie in nationales 
Recht. Weitere Beispiele sind die Dreigliedrige Grundsatz¬ 
erklärung über multinationale Unternehmen und Sozial¬ 
politik der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), die 
VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
(vgl. Tz 147) und die OECD-Leitsätze für multinationale 
Unternehmen (vgl. Tz 148). Das Nationale CSR-Forum berät 
die Bundesregierung bei der Entwicklung und Umsetzung 
der CSR-Strategie, wobei unterschiedliche gesellschaftliche 
Akteure beteiligt sind. Im Rahmen der ILO hat sich Deutsch¬ 
land stark in die Verhandlungen zur Überarbeitung der Drei¬ 
gliedrigen Grundsatzerklärung eingebracht. Diese wurde 


Kasten 2; Umsetzung der Agenda 2030 durch die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 

Mit der „Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ der Vereinten Nationen verknüpft die Weltgemeinschaft erstmals 
wirtschaftliche, ökologische und soziale Aspekte von nachhaltiger Entwicklung in einer Agenda. Kernbestandteil sind 
17 globale Ziele für nachhaltige Entwicklung, die sogenannten Sustainable Development Goals (SDGs). Die Bundes¬ 
regierung hat sich dazu verpflichtet, die Agenda 2030 ambitioniert umzusetzen. 

Inklusives Wachstum, mehr Teilhabe und verantwortungsvoller Umgang mit Ressourcen werden im fortschreitenden 
technologischen und gesellschaftlichen Wandel immer wichtigere Säulen unserer Volkswirtschaft. Der ganzheitliche 
Ansatz einer nachhaltigen Entwicklung kann diesen Wandel und eine stärkere Politikkohärenz im Regierungshandeln 
unterstützen. Die gemeinsame internationale Verabredung im Rahmen der VN Agenda 2030 und die daraus folgenden 
Verpflichtungen fordern von öffentlicher Verwaltung, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und den Bürgern mehr Verantwortung. 

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung am 11. Januar 2017 eine Neuauflage der Deutschen Nachhaltigkeits¬ 
strategie beschlossen (vgl. Tabelle lfd. Nr. 120). Diese umfassendste Weiterentwicklung der Strategie seit ihrem erstmali¬ 
gen Beschluss 2002 unterstreicht die Bedeutung von nachhaltiger Entwicklung für die Politik und legt konkrete Ziele 
und Maßnahmen über die gesamte Breite politischer Themen fest. Diese Neuauflage bildet erstmals nationale und 
internationale Maßnahmen der Bundesregierung zur Erreichung aller SDGs ab. Um die Bedeutung von Fragen nachhal¬ 
tiger Entwicklung zu stärken, haben alle Ministerien jeweils einen Ressortkoordinator oder eine Ressortkoordinatorin 
hierfür festgelegt. 
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im März 2017 an aktuelle Entwicklungen angepasst und 
definiert Grundsätze für menschenwürdige Arbeit weltweit. 

147. Mit dem „Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und 
Menschenrechte 2016 - 2020“ (NAP) formuliert die Bundes¬ 
regierung Maßnahmen und Erwartungen zur Umsetzung 
der VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. 121). Der NAP enthält Maßnahmen zur 
Stärkung der staatlichen Schutzpflicht sowie die Erwartung 
an alle Unternehmen zur Einführung der Elemente men¬ 
schenrechtlicher Sorgfaltspflicht in angemessener Weise. 

Ab 2018 wird in jährlichen Erhebungen bei Unternehmen 
mit über 500 Mitarbeitern die Integration der Elemente 
menschenrechtlicher Sorgfalt in ihre Unternehmenspro¬ 
zesse überprüft. Ein neu eingerichteter Interministerieller 
Ausschuss koordiniert und steuert die NAP-Umsetzungsar- 
beiten und berät Empfehlungen der „Arbeitsgruppe Wirt¬ 
schaft und Menschenrechte“ des Nationalen CSR-Forums. 
Die Unterstützungsleistungen für Unternehmen zur NAP- 
Umsetzung werden kontinuierlich ausgebaut. 

148. In den OECD-Leitsätzen für multinationale Unterneh¬ 
men ist festgehalten, welches Verhalten von Unternehmen 
mit Auslandsaktivitäten erwartet wird. Nationale Kontakt¬ 
stellen (NKS) in den Teilnehmerländern machen die OECD- 
Leitsätze bekannt und fördern ihre Einhaltung. Sie dienen 
auch als Beschwerdestelle im Falle einer möglichen Verlet¬ 
zung der OECD-Leitsätze. Die deutsche NKS wurde 2017 
strukturell und personell neu aufgestellt. Zudem hat der 
NAP den Beschwerdemechanismus der NKS gestärkt, indem 
er eine Verbindung zwischen der Nicht-Teilnahme am 
NKS-Beschwerdeverfahren und der Außenwirtschaftsför¬ 
derung geschaffen hat. Zur weiteren Verbesserung ihrer 
Arbeit wird die NKS im Zuge der Überprüfung durch die 
OECD Handlungsempfehlungen erhalten, deren Umset¬ 
zung einer ihrer Arbeitsschwerpunkte 2018 sein wird. 

149. Bereits seit 2015 leistet das Bündnis für nachhaltige 
Textilien einen Beitrag dazu, die Rahmenbedingungen 


entlang der Lieferkette in den Produktionsländern zu ver¬ 
bessern (vgl. Tabelle lfd. Nr. 122). Mit ihrer neuen „Aid for 
Trade“-Strategie richtet die Bundesregierung ihre handels¬ 
bezogene Entwicklungszusammenarbeit zudem konse¬ 
quent auf die globalen Ziele für nachhaltige Entwicklung 
aus (vgl. Tabelle lfd. Nr. 123). Im Rahmen der WTO leistet 
die Bundesregierung verstärkt Unterstützung für Entwick¬ 
lungsländer bei der Wahrnehmung ihrer Rechte bei Han¬ 
delsstreitigkeiten (vgl. Tabelle lfd. Nr. 124). Deutschland ist 
2016 zum weltweit zweitgrößten Geber öffentlicher Ent¬ 
wicklungshilfe nach den USA aufgestiegen. Die deutschen 
Ausgaben für öffentliche Entwicklungshilfe stiegen von 
rund 16 Milliarden Euro 2015 auf gut 22 Milliarden Euro 
2016. 

150. Die Bundesregierung will deutsche Unternehmen bes¬ 
ser dabei unterstützen, die wirtschaftlichen Potenziale in 
Afrika zu nutzen. Gleichzeitig sollen damit die wirtschaftli¬ 
che Entwicklung Afrikas und die Perspektiven der afrikani¬ 
schen Bevölkerung verbessert werden. Eine wirtschaftliche 
Entwicklung, die Arbeitsplätze schafft, ist auch zentral für 
die Stabilität in den verschiedenen Regionen Afrikas. Sie 
kann dazu beitragen, den hohen Migrationsdruck zu mil¬ 
dern und Fluchtursachen zu bekämpfen. Die Bundesregie¬ 
rung hat vor diesem Hintergrund im Juni 2017 Eckpunkte 
zur wirtschaftlichen Entwicklung Afrikas beschlossen (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. 125): Die Instrumente der Außenwirtschafts¬ 
förderung und der Entwicklungszusammenarbeit sollen 
weiter gestärkt, noch besser auf die Gegebenheiten in Afrika 
ausgerichtet und miteinander verzahnt werden. Zudem hat 
sich die Bundesregierung im Rahmen ihrer G20-Präsident- 
schaft für die G20-Initiative „Compact with Africa“ einge¬ 
setzt, die darauf abzielt, die Rahmenbedingungen für private 
Investitionen und Investitionen in Infrastruktur in Afrika 
zu verbessern (vgl. Kasten 1). Die Bundesregierung unter¬ 
stützt diese G20-Initiative über bilaterale Reformpartner¬ 
schaften. 2017 wurden hierzu Abkommen mit Ghana, der 
Elfenbeinküste und Tunesien geschlossen (vgl. Tabelle lfd. 
Nr. 126), eine Ausweitung auf weitere Länder ist geplant. 
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II. Jahresprojektion 2018 der Bundesregierung 


Überblick: Deutsche Wirtschaft in kräftigem 
Aufschwung 

151. Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem kräftigen 
Aufschwung. Mit dem erneut deutlichen Wachstum in die¬ 
sem Jahr nimmt das Bruttoinlandsprodukt bereits das neunte 
Jahr in Folge zu. Der Aufschwung stützt sich mittlerweile 
auf eine breite binnen- und außenwirtschaftlich fundierte 
Basis. Die Beschäftigung, die Einkommen und damit die 
Konsummöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger nehmen 
spürbar zu. Die Unternehmen exportieren lebhafter und 
investieren wieder stärker in Maschinen und Anlagen. Trotz 
Fachkräfteengpässen in einzelnen Berufsfeldern ist derzeit 
kein Ende des Aufschwungs absehbar. 

Mit einem Zuwachs von 2,2 Prozent wurde im vergangenen 
Jahr das höchste Wirtschaftswachstum seit dem Jahr 2011 
verzeichnet. Bereinigt um die geringere Anzahl an Arbeits¬ 
tagen nahm das Bruttoinlandsprodukt mit 2,5 Prozent sogar 
noch etwas mehr zu. Die bereits robuste binnenwirtschaft¬ 


liche Entwicklung wurde zunehmend durch außenwirt¬ 
schaftliche Impulse ergänzt und verstärkt. Denn die Bele¬ 
bung der Weltwirtschaft und die Erholung des Welthandels, 
die Ende des Jahres 2016 einsetzten, setzten sich im Jahr 2017 
fort. Weitere positive Impulse kamen dabei von der Nach¬ 
frage nach Arbeitskräften, aber auch von den niedrigen 
Zinsen. Diese Auftriebskräfte wirken fort und die konjunk¬ 
turellen Perspektiven der Weltwirtschaft dürften sich im 
laufenden Jahr sogar noch weiter aufhellen. Die gute Ent¬ 
wicklung der vorausschauenden Konjunkturindikatoren 
wie der Auftragseingänge oder der Stimmungsindikatoren 
legen eine Fortsetzung der dynamischen Entwicklung in 
der Industrie nahe. Der Aufschwung am Arbeitsmarkt hält 
an. Die wirtschaftlichen Ausgangsbedingungen für das Jahr 
2018 sind gut (vgl. Kasten 3). 

Für das Jahr 2018 erwartet die Bundesregierung eine Zu¬ 
nahme des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts in 
Höhe von 2,4 Prozent (vgl. Schaubild 5 und Übersicht 2). 
Damit setzt sich der Aufschwung kräftig fort. Der Beschäf- 


Schaubild 5: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in Deutschland (preisbereinigt) 
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Linie blau: Verlauf vierteljährlich, in Preisen des Vorjahres, saison- und kalenderbereinigt 

Linien orange: Jahresdurchschnitte, in Preisen des Vorjahres; Veränderungen gegenüber Vorjahr in Prozent 

Balken blau: Veränderungen in Prozent, saison- und kalenderbereinigt 


Quellen: Statistisches Bundesamt, Jahresprojektion der Bundesregierung. 

































Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-41- 


Drucksache 19/580 


Übersicht 2: Eckwerte der Jahresprojektion 2018 


Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 1 

2016 

2017 

Jahresprojektion 

2018 

Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent, soweit nicht anders angegeben 

ENTSTEHUNG des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 

BIP (preisbereinigt) 

1,9 

2,2 

2,4 

Erwerbstätige (im Inland) 

1,3 

1,5 

1,1 

BIP je Erwerbstätigen 

0,6 

0,8 

1,2 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

1,3 

1,0 

1,1 

nachrichtlich: 

Erwerbslosenquote in Prozent (ESVG-Konzept) 2 

3,9 

3,5 

3,2 

Arbeitslosenquote in Prozent (Abgrenzung der BA) 2 

6,1 

5,7 

5,3 

VERWENDUNG des BIP in jeweiligen Preisen (nominal) 

Konsumausgaben 

Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck 

2,7 

3,8 

3,6 

Staat 

4,8 

3,7 

4,1 

Bruttoanlageinvestitionen 

4,3 

4,9 

5,7 

Vorratsveränderungen und Nettozugang an Wertsachen (Mrd. EURO) 

-26,4 

-21,4 

-22,1 

Inlandsnachfrage 

3,3 

4,2 

4,2 

Außenbeitrag (Mrd. EURO) 

250,6 

248,1 

257,7 

Außenbeitrag (in Prozent des BIP) 7 

8,0 

7,6 

7,6 

Bruttoinlandsprodukt (nominal) 

3,3 

3,8 

4,1 

VERWENDUNG des BIP Dreisbereinigt (real) 

Konsumausgaben 

Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck 

2,1 

2,0 

1,9 

Staat 

3,7 

1,4 

1,8 

Bruttoanlageinvestitionen 

3,1 

3,0 

3,8 

Ausrüstungen 

2,2 

3,5 

5,0 

Bauten 

2,7 

2,6 

2,8 

Sonstige Anlagen 

5,5 

3,5 

4,2 

Vorratsveränderung und Nettozugang an Wertsachen (Impuls) 3 

-0,2 

0,1 

0,0 

Inlandsnachfrage 

2,4 

2,2 

2,3 

Exporte 

2,6 

4,7 

5,3 

Importe 

3,9 

5,2 

5,8 

Außenbeitrag (Impuls) 3 

-0,3 

0,2 

0,2 

Bruttoinlandsprodukt (real) 

1,9 

2,2 

2,4 

Preisentwicklung (2010 = 100) 

Konsumausgaben der privaten Haushalte 4 

0,6 

1,7 

1,6 

Inlandsnachfrage 

0,9 

1,9 

1,8 

Bruttoinlandsprodukt 5 

1,3 

1,5 

1,8 

VERTEILUNG des Bruttonationaleinkommens (BNE) 

(Inländerkonzept) 

Arbeitnehmerentgelte 

3,8 

4,3 

4,0 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

2,1 

3,9 

4,7 

Volkseinkommen 

3,2 

4,1 

4,2 

Bruttonationaleinkommen 

3,1 

4,0 

4,1 

nachrichtlich (Inländerkonzept): 

Arbeitnehmer 

1,5 

1,7 

1,3 

Bruttolöhne und -gehälter 

4,0 

4,4 

4,1 

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer 

2,5 

2,7 

2,9 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 

2,9 

3,9 

3,6 

Sparquote in Prozent 6 

9,7 

9,7 

9,7 


1 Bis 2017 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 2018. 

2 Bezogen auf alle Erwerbspersonen. 

3 Absolute Veränderung der Vorräte bzw. des Außenbeitrags in Prozent des BIP des Vorjahres (= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP). 

4 Verbraucherpreisindex; Veränderung gegenüber Vorjahr: 2017:1,8 %; 2018:1,7 %. 

5 Lohnstückkosten je Arbeitnehmer; Veränderung gegenüber Vorjahr: 2017:1,8 %; 2018:1,5 %. 

6 Sparen in Prozent des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte einschl. betrieblicher Versorgungsansprüche. 

Saldo der Leistungsbilanz: 2017: +7,9%; 2018: +7,8%. 


7 
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tigungsaufbau dürfte durch das knapper werdende Arbeits¬ 
kräfteangebot etwas weniger schwungvoll verlaufen. Für 
Arbeitgeber wird es in vielen Branchen und Regionen 
schwieriger, die offenen Stellen in ihren Unternehmen 
erfolgreich zu besetzen. Dies erschwert die Ausweitung der 
Produktion. Deshalb geht die Bundesregierung für dieses 
Jahr mit 2,4 Prozent in kalenderbereinigter Rechnung von 
einer etwas geringeren Zunahme des Bruttoinlandspro¬ 
dukts aus als im abgelaufenen Jahr (vgl. Übersicht 3). Die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung bleibt jedoch robust. 
Der Euroraum, Deutschlands wichtigster Absatzmarkt, steht 
erst am Anfang der zyklischen Erholung. Zudem befindet 
sich die deutsche Wirtschaft nur in einer leichten Überaus¬ 
lastung, sodass kein abrupter Abbruch des konjunkturellen 
Aufschwungs zu befürchten ist. Die Risiken und Chancen 
für die Wirtschaft sind gegenwärtig ausgeglichener als in 
der jüngeren Vergangenheit, auch wenn Unwägbarkeiten 
weiterhin beachtlich bleiben. 

Die Jahresprojektion der Bundesregierung liegt etwas über 
der Prognose des Sachverständigenrates vom November 
2017. Der Rat hat für das Jahr 2018 ein Wachstum in Höhe 
von 2,2 Prozent prognostiziert (vgl. JG Tz 298). Einerseits 
dürfte angesichts der zuletzt volatilen Entwicklung im Ver¬ 
arbeitenden Gewerbe das Wachstum des Bruttoinlandspro¬ 
dukts im Schlussquartal etwas geringer ausfallen als vom 
Sachverständigenrat erwartet. Andererseits wurde das Brut¬ 
toinlandsprodukt für das erste Halbjahr 2017 deutlich nach 
oben revidiert. Diese Informationen lagen dem Rat zum 
Zeitpunkt der Prognoseerstellung noch nicht vor. Insge¬ 
samt war daher das Jahresergebnis 2017 etwas günstiger als 
vom Rat erwartet und damit die Ausgangsbasis für das Jahr 
2018 etwas besser. Zudem haben sich die konjunkturellen 
Perspektiven im Ausland nochmals verbessert. Das Kon¬ 
junkturbild ist in beiden Projektionen in den Grundzügen 


sehr ähnlich. Sowohl in der Jahresprojektion als auch in der 
Prognose des Sachverständigenrates gehen von den priva¬ 
ten Konsumausgaben starke Wachstumsimpulse aus. Die 
Einschätzung des Rates, dass die konjunkturelle Entwick¬ 
lung in Deutschland insbesondere Risiken aus der Welt¬ 
wirtschaft ausgesetzt ist, wird von der Bundesregierung 
geteilt. 

Der Arbeitsmarkt bleibt ein wichtiger Treiber für das deut¬ 
sche Wirtschaftswachstum. Der Beschäftigungsaufbau hält 
nunmehr seit dem Jahr 2005 an und wird sich auch in die¬ 
sem Jahr fortsetzen. Die Beschäftigung wird vor allem in 
den Dienstleistungsbereichen aufgebaut, sie dürfte aber 
auch im Verarbeitenden Gewerbe weiter ausgeweitet wer¬ 
den. Der Anstieg der Beschäftigung im prognostizierten 
Umfang wird durch die Zuwanderung aus anderen EU- 
Staaten erst ermöglicht. Doch angesichts der europaweiten 
konjunkturellen Erholung wird auch in den Herkunftsstaa¬ 
ten der Zuwanderer die Arbeitsnachfrage steigen und somit 
die Arbeitsmigration nach Deutschland weniger attraktiv 
werden. Zudem ist in Deutschland die Partizipation der hei¬ 
mischen Bevölkerung am Arbeitsmarkt im internationalen 
Vergleich bereits sehr hoch, sodass sich die weitere Aktivie¬ 
rung und Ausschöpfung der Stillen Reserve perspektivisch 
verlangsamen dürfte. Die Integration der Geflüchteten in 
den Arbeitsmarkt wird trotz intensiver Integrationsbemü¬ 
hungen und der hohen Nachfrage nach Arbeitskräften 
gemäß vergangenen Erfahrungen nur allmählich gelingen. 

Angesichts der guten Ertragslage der Unternehmen und 
einer zunehmenden Knappheit am Arbeitsmarkt dürften 
die Tarifvertragsparteien deutlichere Lohnsteigerungen als 
in den vergangenen Jahren vereinbaren. Die Bruttolöhne 
und -gehälter je Arbeitnehmer (Effektivverdienste) werden 
in diesem Jahr stärker zunehmen als im Vorjahr. Die zu Jah- 


Übersicht 3: Technische Details zur Wachstumsprojektion des Bruttoinlandsprodukts (in Prozent bzw. Prozentpunkten) 



2016 

2017 

2018 

in Prozent bzw. Prozentpunkten 

Jahresdurchschnittliche BIP-Rate 

1,9 

2,2 

2,4 

Statistischer Überhang am Ende des Jahres 1 

0,6 

0,9 

0,8 

Jahresverlaufsrate 2 

1,9 

2,9 

2,2 

Jahresdurchschnittliche BIP-Rate, arbeitstäglich bereinigt 

1,9 

2,5 

2,4 

Kalendereffekt 3 

0,1 

-0,3 

0,0 

Quellen: Statistisches Bundesamt 2018; eigene Berechnungen. 


1 Saison- und kalenderbereinigter Indexstand im vierten Quartal des Vorjahres in Relation zum kalenderbereinigten Quartalsdurchschnitt des 
Vorjahres. 

2 Jahresveränderungsrate im vierten Quartal, saison- und kalenderbereinigt. 

3 In Prozent des BIP. 
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resbeginn greifenden Senkungen von Steuern und Abgaben 
mildern die Wirkung der kalten Progression, wodurch die 
Nettolöhne ähnlich stark wie die Bruttolöhne steigen dürf¬ 
ten. Die monetären Sozialleistungen werden unter anderem 
wegen der turnusmäßigen Rentenerhöhungen spürbar 
expandieren. 

Insgesamt werden daher die verfügbaren Einkommen auch 
in diesem Jahr deutlich zunehmen. Die Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen werden im Zuge der konjunkturel¬ 
len Erholung geringfügig stärker als die Arbeitnehmerent¬ 
gelte expandieren. Im Ergebnis bleibt die gesamtwirtschaft¬ 
liche Lohnquote in etwa konstant. Die Lohnstückkosten 
nehmen moderat zu. Bedingt durch eine etwas geringere 
Zunahme der Energiepreise dürfte der Anstieg der Verbrau¬ 
cherpreise in diesem Jahr geringfügig niedriger ausfallen 
als im Vorjahr. 

Angesichts der expandierenden realen verfügbaren Einkom¬ 
men und der guten Perspektiven am Arbeitsmarkt werden 
die privaten Haushalte ihre Konsumausgaben kräftig auswei¬ 
ten (vgl. Übersicht 4). Die zusätzlichen Einkommen werden 
auch für Investitionen in private Wohnbauten verwendet. 

Der Staatskonsum wird im Jahr 2018 stärker ansteigen als 
im Vorjahr. Die Dynamik ist auf den stärkeren Zuwachs der 
sozialen Sachleistungen zurückzuführen. Unter der Annahme 
unveränderter Politiken ist im laufenden Jahr ein positiver 
gesamtstaatlicher Finanzierungssaldo zu erwarten. Der 
strukturelle, das heißt um Konjunktur- und Einmaleffekte 


bereinigte, Finanzierungssaldo wird im Jahr 2018 ebenfalls 
positiv sein. 

Die Weltwirtschaft befindet sich in einem breiten Auf¬ 
schwung. In diesem Jahr dürften alle großen Volkswirtschaf¬ 
ten ein spürbares Wachstum aufweisen. In Anlehnung an 
die Prognosen internationaler Organisationen wird in der 
Projektion für das Gesamtjahr 2018 von einem nochmals 
geringfügig stärkeren Wachstum der Weltwirtschaft als im 
vergangenen Jahr ausgegangen. Auch der Welthandel dürfte 
weiter kräftig expandieren. Angesichts der hohen Nachfrage 
aus dem Ausland werden die Exporte, trotz der Aufwertung 
des Euro, nominal und preisbereinigt stärker zunehmen als 
im Vorjahr. Die konjunkturellen Perspektiven für den Euro¬ 
raum haben sich weiter verbessert: Nach der Schwäche¬ 
phase der Vorjahre im Zuge der Schuldenkrise dürfte sich 
die zyklische Erholung in diesem Jahr fortsetzen. 

In Anbetracht der weiter verbesserten Absatzperspektiven, 
anhaltend günstiger Finanzierungsbedingungen sowie der 
überdurchschnittlichen Kapazitätsauslastung werden die 
Unternehmen verstärkt in die Erweiterung ihrer Anlagen 
investieren. Die Investitionsquote wird in diesem Jahr daher 
deutlich zunehmen. Aufgrund der dynamisch anziehenden 
Gesamtnachfrage werden die Importe weiterhin stärker als 
die Exporte zunehmen. Somit dürfte der Leistungsbilanz¬ 
saldo bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt weiter leicht 
auf 7,8 Prozentpunkte reduziert werden. 


Übersicht 4: Wachstumsbeiträge der Projektion des Bruttoinlandsprodukts 



2016 

2017 

2018 

in Prozent bzw. Prozentpunkten 

Wachstumsbeiträge 1 

Bruttoinlandsprodukt (Zuwachs) = (l)+(2)+(3)+(4) 

1,9 

2,2 

2,4 

(1) Privater Konsum 

1,1 

1,1 

1,0 

(2) Staatskonsum 

0,7 

0,3 

0,4 

(3) Bruttoinvestitionen 

0,4 

0,7 

0,8 

(3a) Vorratsveränderungen 

-0,2 

0,1 

0,0 

(3b) Bruttoanlageinvestitionen 

0,6 

0,6 

0,8 

Bauinvestitionen 

0,3 

0,3 

0,3 

Ausrüstungen 

0,1 

0,2 

0,3 

Inlandsnachfrage = (l)+(2)+(3) 

2,2 

2,1 

2,1 

Export von Waren und Dienstleistungen 

1,2 

2,2 

2,5 

Import von Waren und Dienstleistungen 

-1,5 

-2,0 

-2,3 

(4) Außenbeitrag 

-0,3 

0,2 

0,2 

Quellen: Statistisches Bundesamt 2018; eigene Berechnungen. 


1 Abweichungen in den Summen durch Rundungen möglich. 
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152. Der Jahresprojektion 2018 liegen folgende Annahmen 
zugrunde: 

— Der Ölpreis der Sorte Brent wird im Jahresdurchschnitt 
2018 um knapp 22 Prozent auf rund 66 US-Dollar an- 
steigen. Dies ist aus den Terminnotierungen abgeleitet. 

— Die Wechselkurse sind im Projektionszeitraum mit ihren 
jeweiligen Durchschnitten der letzten sechs Wochen vor 
der Prognoseerstellung als konstant angesetzt. Daraus 
ergibt sich ein Kurs des Euro von etwa 1,19 US-Dollar, 
dies entspricht einer Aufwertung um 5,3 Prozent gegen¬ 
über 2017. 

— Der Zinssatz für Hauptrefinanzierungsgeschäfte der 
Europäischen Zentralbank bleibt bis zum Ende des Pro¬ 
jektionszeitraums konstant bei 0,00 Prozent. 

— Im Projektionszeitraum kommt es zu keinen negativen 
Entwicklungen, in deren Folge die Verunsicherung der 
Wirtschaft markant steigt. So bleibt zum Beispiel der 
Finanzsektor stabil und es kommt zu keiner spürbaren 
Zunahme der geopolitischen Risiken. 

— Alle bis zum Abschluss des Jahreswirtschaftsberichts 
beschlossenen wirtschafts- und finanzpolitischen Maß¬ 
nahmen (vgl. Teil I sowie Anhang: Maßnahmen der Bun¬ 
desregierung) sind in der Projektion berücksichtigt. 

153. Aus Sicht der Bundesregierung stellt die Jahresprojek¬ 
tion - unter den gegebenen Rahmenbedingungen - die 
wahrscheinlichste Entwicklung der deutschen Volkswirt¬ 
schaft dar. Dennoch ist diese Einschätzung mit Unsicherheit 
behaftet. Chancen für eine günstigere konjunkturelle Ent¬ 
wicklung liegen im In- und Ausland. Die konjunkturelle 
Erholung in vielen Staaten der Europäischen Union könnte 
zum Beispiel kräftiger ausfallen als angenommen und wei¬ 
tere deutsche Ausfuhren und Investitionen auslösen. Risiken 
liegen vor allem im globalen Umfeld, etwa in einer kon¬ 
junkturellen Abschwächung beispielsweise in China, in den 
Finanzmärkten, in geopolitischen Vorkommnissen oder in 
den Konsequenzen des Brexit. Des Weiteren ist ein Auf¬ 
flammen protektionistischer Handelshemmnisse nicht 
auszuschließen, wenngleich hier die Risiken zuletzt abge¬ 
nommen haben. 


Weltwirtschaft im Aufschwung 

154. Die Weltwirtschaft zeigt sich in guter Verfassung. Das 
globale Wachstum wird von nahezu allen Weltregionen 
getragen. Im laufenden Jahr dürfte sich das durchschnitt¬ 
liche Wachstumstempo nochmals leicht erhöhen. Zudem 
bleibt die Inflation vielerorts niedrig. Weltweit bleibt die 
Geldpolitik expansiv ausgerichtet, der Grad der Expansion 
dürfte allerdings leicht zurückgehen. Risiken im außen¬ 
wirtschaftlichen Umfeld bleiben bestehen, doch die globa¬ 
len Chancen und Risiken stellen sich nun ausgeglichener 
dar als vor wenigen Monaten. 

Die aus deutscher Konjunkturperspektive wichtigsten Regi¬ 
onen, die Vereinigten Staaten und die Europäische Union, 
entwickeln sich dynamisch. Der Zugewinn an globaler kon¬ 
junktureller Dynamik geht auch von den Schwellenländern 
aus. Angesichts sich stabilisierender Rohstoffpreise dürfte 
sich die Konjunktur in einigen großen Schwellenländern 
beschleunigen. In der Jahresprojektion 2018 wird daher nach 
einem Wachstum der Weltwirtschaft von knapp vier Prozent 
im Jahr 2017 von einem preisbereinigten Wachstum in Höhe 
von rund vier Prozent 1 für das Jahr 2018 ausgegangen. Der 
Welthandel, der im Winterhalbjahr 2016/2017 enorm an 
Fahrt aufnahm, dürfte mit rund 4 V 2 Prozent recht kräftig 
expandieren. 

Im Euroraum war im vergangenen Jahr eine wirtschaftliche 
Erholung zu verzeichnen. Alle größeren Staaten wuchsen 
im vergangenen Jahr kräftiger als im Jahr zuvor. Die kon¬ 
junkturelle Dynamik dürfte auch im laufenden Jahr hoch 
bleiben. Die aktuelle Indikatorenlage ist positiv. Dem stei¬ 
genden Economic Sentiment Indicator der Europäischen 
Kommission zufolge hat sich das Konjunkturklima im 
Euroraum deutlich aufgehellt. Auch der Einkaufsmanager¬ 
index von Markit für den Euroraum bewegt sich sowohl 
für das Produzierende Gewerbe als auch für den Dienstleis¬ 
tungsbereich auf hohem Niveau. Die Kapazitätsauslastung 
in der Industrie hat das Vorkrisenniveau fast erreicht. Dies 
dürfte Erweiterungsinvestitionen auslösen und die Nach¬ 
frage nach Fachkräften erhöhen. Trotz des anziehenden 
Wachstums bewegt sich die Inflation weiterhin unterhalb 
der Zielmarke der EZB. Allerdings dürfte der breit angelegte 
Aufschwung den momentan noch moderaten Lohn- und 
Preisdruck tendenziell erhöhen. Durch die gute Konjunktur 
dürfte Aufwärtsdruck auf die Lohnstückkosten entstehen. 
Zu den Risiken des Wachstums im Euroraum gehören wei¬ 
terhin die Konsequenzen des Brexit sowie mögliche nega- 


1 Berechnung des BIP der Weltwirtschaft unter Verwendung von Kaufkraftparitäten. 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-45- 


Drucksache 19/580 


tive Auswirkungen durch die Verschärfung des internatio¬ 
nalen Steuerwettbewerbs im Zuge der amerikanischen 
Steuerreform. 

Die Konjunktur in den Vereinigten Staaten hat sich im ver¬ 
gangenen Jahr spürbar beschleunigt und dürfte im Jahr 2018 
nochmals an Tempo gewinnen. Der Aufschwung ist nun¬ 
mehr geprägt von kräftigen Zuwächsen bei den Investi¬ 
tionen. Der private Konsum wies in den letzten Jahren sta¬ 
bile Wachstumsraten auf und wird gestützt durch eine 
weiterhin sehr solide Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
und niedrige Zinsen. Die Inflation bleibt auch in den Verei¬ 
nigten Staaten moderat. Trotz der drei Zinserhöhungen der 
amerikanischen Zentralbank im Jahr 2017 bleibt das mone¬ 
täre Umfeld günstig. Eine zusätzliche stimulierende Wir¬ 
kung auf die Konjunktur dürfte bereits im laufenden Jahr 
von der Steuerreform ausgehen. Die längerfristigen Aus¬ 
wirkungen auf den internationalen Wettbewerb sind gegen¬ 
wärtig schwierig einzuschätzen. Die Stabilisierung der Öl¬ 
preise dürfte wieder neue Investitionen im Energiesektor 
befördern. 

Das Wachstum der japanischen Wirtschaft beschleunigte 
sich im letzten Jahr. Im laufenden Jahr dürfte es sich in 
etwas abgeschwächtem Tempo fortsetzen. Anziehende 
Exporte stützen die Investitionen im Inland. So deutet der 
Tankan-Index auf eine weitere deutliche Zunahme der 
Unternehmensinvestitionen hin. Im Baugewerbe dürften 
zudem einige Investitionen durch die Olympischen Spiele 
in Tokio 2020 ausgelöst werden. Die privaten Konsumaus¬ 
gaben profitieren von einem weiteren Anstieg der Erwerbs¬ 
tätigkeit bei fallender Arbeitslosigkeit. Dennoch bleibt die 
Lohn- und Inflationsentwicklung schwach. Die expansive 
Fiskal- und Geldpolitik stützen das Wachstum. 

Die Schwellenländer profitieren von der Erholung des 
Welthandels. Die Konjunktur in den rohstoffexportieren¬ 
den Schwellenländern wird zusätzlich durch die wieder 
etwas höheren Rohstoffpreise gestärkt. Die zyklische Erho¬ 
lung in Brasilien dürfte weiter voranschreiten. Russland 
hatte bereits im vorigen Jahr wieder ein deutliches Wachs¬ 
tum verzeichnen können, welches sich in diesem Jahr fort¬ 
setzt. In China dürfte sich das Expansionstempo im Ver¬ 
gleich zum letzten Jahr etwas abschwächen, aber auf 
hohem Niveau verbleiben. Die privaten Konsumausgaben 
werden dort weiter kräftig zunehmen. Die Investitionen 
werden jedoch durch anziehende Zinsen und Überkapazi¬ 
täten etwas gebremst. In Indien dürfte das konjunkturelle 
Tempo bei anziehenden Exporten und Investitionen 
zunehmen. 


Starker Welthandel 

155. Der Welthandel entwickelte sich im vergangenen Jahr 
kräftig. Erstmals seit dem Jahr 2011 expandierte das Welt¬ 
handelsvolumen wieder stärker als das globale Bruttoin¬ 
landsprodukt. Dies dürfte auch in diesem Jahr so bleiben. 
Die Exportvolumina in den großen asiatischen Ökono¬ 
mien, den Vereinigten Staaten, dem Vereinigten Königreich 
und dem Eurowährungsgebiet zeigen seit 2016 einen auf¬ 
wärtsgerichteten Trend. Auch die Schwellenländer dürften 
eine wichtige Rolle bei den Zuwächsen im globalen Handel 
spielen. 

Die deutschen Ausfuhren sind regional sehr diversifiziert. 
Dennoch ist die konjunkturelle Erholung in Deutschlands 
wichtigstem Absatzmarkt, dem Euroraum, für die deutschen 
Exporterwartungen von besonderer Bedeutung. Der breit 
angelegte Aufschwung im Euroraum sollte daher die deut¬ 
schen Exporte in diese Region spürbar begünstigen. Für 
Exporte in Länder außerhalb des Euroraums wirkt die Auf¬ 
wertung des Euro gegenüber dem Dollar im letzten Jahr 
zwar wie eine Preiserhöhung, jedoch sind negative Wirkun¬ 
gen des Eurowechselkurses auf die Exporte bislang nicht 
ersichtlich. Die deutschen Exporteure dürften im laufenden 
Jahr in ihren Absatzmärkten sogar Marktanteile hinzuge¬ 
winnen. Exporte in die Vereinigten Staaten werden durch 
die gut laufende amerikanische Konjunktur gestützt. Dies 
sollte die Wirkung der Aufwertung des Euros überkompen¬ 
sieren. 

Insgesamt werden die Exporte von Waren und Dienstleis¬ 
tungen in diesem Jahr deutlich um etwa 5,3 Prozent zule¬ 
gen. Aufgrund der dynamischen Inlandsnachfrage werden 
die Importe mit 5,8 Prozent etwas stärker zunehmen. Durch 
die Stabilisierung der Rohstoffpreise und die im Vergleich 
zum Ausland höhere Zunahme der Lohnstückkosten werden 
die Exportpreise etwas stärker als die Importpreise steigen. 
Die Preisrelation im Außenhandel (Terms of Trade) wird sich 
daher leicht verbessern. 

Für sich genommen tragen steigende Exporte positiv zum 
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts bei. Zieht man die 
ebenfalls steigenden Importe ab, wird dieser Effekt aber in 
etwa ausgeglichen. In der Summe trägt der deutsche Außen¬ 
handel daher rechnerisch nur gering zum Wachstum bei. 
Angesichts eines sich nur geringfügig verändernden Leis¬ 
tungsbilanzsaldos bei einem steigenden nominalen Brutto¬ 
inlandsprodukt dürfte der Leistungsbilanzsaldo im Verhält¬ 
nis zum Bruttoinlandsprodukt im laufenden Jahr weiter 
leicht sinken. 
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Unternehmen investieren wieder kräftiger 

156. Nach der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise und 
den konjunkturell schwachen Jahren 2012 und 2013 geht 
der wirtschaftliche Aufschwung in Deutschland nunmehr 
mit einem allmählichen Aufbau des Kapitalstocks einher. 
Auch im kommenden Jahr ist mit einer weiteren Belebung 
der Investitionen zu rechnen. Aus Sicht der Bundesregierung 
werden sich die Bruttoanlageinvestitionen im Jahr 2018 um 
3,8 Prozent erhöhen. Damit legen diese bereits das fünfte 
Jahr in Folge zu (vgl. Schaubild 6). Die Konjunktur der letz¬ 
ten Jahre war aber vor allem durch den privaten Konsum 
getrieben. Das Wachstum der Ausrüstungsinvestitionen hat 
sich gleichmäßiger entwickelt. Ihre Aufwärtsdynamik, aber 
auch ihre Schwankungen fallen geringer aus als in den frü¬ 
heren Investitionszyklen seit der Wiedervereinigung. 

Die privaten Ausrüstungsinvestitionen dürften angesichts 
der weiterhin guten Weltkonjunktur nunmehr auch an 
Schwung gewinnen. Die Geschäftserwartungen sind positiv 
und das Finanzierungsumfeld weiterhin sehr attraktiv. Auf¬ 
grund der bereits überdurchschnittlichen Kapazitätsauslas¬ 
tung in der Industrie werden die Unternehmen Erweite¬ 
rungsinvestitionen nicht länger aufschieben können. Dies 


spiegelt sich auch in den Ergebnissen der jüngsten DIHK- 
Konjunkturumfrage wider: Sowohl in der Industrie als 
auch im Dienstleistungssektor wollen die Befragten mehr 
in ihre Kapazitäten investieren als zuvor. Zudem legt das 
knappe Arbeitsangebot Rationalisierungsinvestitionen nahe. 
Die Ausrüstungsinvestitionen dürften daher im Jahr 2018 
mit einer Rate von 5,0 Prozent durchaus kräftig zunehmen. 
Fachkräfteengpässe zeigen sich zunehmend auch in Bau¬ 
berufen. Bei Umfragen des ifo Instituts gibt mittlerweile 
fast jede fünfte Firma an, dass ein Mangel an qualifizier¬ 
ten Arbeitnehmern die Bautätigkeit behindere. Die zuneh¬ 
menden Auftragsbestände belegen, dass die Baunachfrage 
vorhanden ist und es schwieriger wird, sie zu bedienen. 
Entsprechend gibt es in diesem Bereich erste Überhitzungs¬ 
erscheinungen, vor allem in Form kräftig steigender Bau¬ 
preise. Der Wohnungsbau hat sich seit der Wirtschafts- und 
Finanzkrise in jedem einzelnen Jahr besser entwickelt als 
die Bauinvestitionen insgesamt. Angesichts der weiterhin 
hohen Nachfrage bei niedrigen Kreditzinsen und guten 
Einkommensperspektiven wird sich dies auch im Jahr 2018 
fortsetzen. Allerdings wird sich der Anstieg der Wohnbau¬ 
investitionen - vor allem gemessen an den Vorjahren, die 
auch durch den zusätzlichen Wohnraumbedarf für die zahl¬ 
reichen Flüchtlinge geprägt waren - mit 3,5 Prozent etwas 


Schaubild 6: Entwicklung der Bruttoanlageinvestitionen 
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H Bruttoanlageinvestitionen — mehrjähriger Durchschnitt 


Quellen: Statistisches Bundesamt, Jahresprojektion der Bundesregierung. 
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weniger dynamisch fortsetzen, was auch an der rückläufi¬ 
gen Zahl von Baugenehmigungen ablesbar ist. Dagegen 
dürfte sich der Wirtschaftsbau mit dem Aufschwung der 
Ausrüstungsinvestitionen nunmehr ebenfalls beleben. 
Insgesamt dürften die Bauinvestitionen im Jahr 2018 um 
2,8 Prozent ausgeweitet werden. 

Die Bedeutung von Investitionen in Forschung und Entwick¬ 
lung sowie Software und Datenbanken hat mit der fortschrei¬ 
tenden Digitalisierung weiter zugenommen. Im Zeitraum 
der Jahre 2013 bis 2017 sind die sogenannten sonstigen 
Anlageinvestitionen preisbereinigt um rund 20 Prozent 
gestiegen und damit deutlich stärker als die übrigen Ausga¬ 
ben für Sachkapital. Insgesamt hat sich ihr Anteil seit der 
Wiedervereinigung nahezu verdoppelt. Mittlerweile wird 
von den Unternehmen etwa ein Viertel der Investitionen in 
geistiges Eigentum getätigt, und es ist zu erwarten, dass dieser 
Anteil weiter steigen wird. Im Jahr 2018 werden die sonstigen 
Anlageinvestitionen weiter dynamisch um 4,2 Prozent 
zunehmen. 


Dynamischer Arbeitsmarkt mitzunehmenden Engpässen 

157. Der Arbeitsmarkt zeigt sich in anhaltend guter Verfas¬ 
sung. Der Beschäftigungsaufbau setzt sich unterstützt 
durch die gute Konjunktur fort. Allerdings dürfte sich ein 


enger werdendes Angebot an Fachkräften allmählich auf 
die Dynamik des Beschäftigungsaufbaus auswirken. Der 
Rückgang der Arbeitslosigkeit schreitet langsamer voran. 
Insbesondere für Personen ohne abgeschlossene Berufsaus¬ 
bildung, Ältere und Menschen mit Schwerbehinderung 
sowie Menschen mit Migrationshintergrund bestehen wei¬ 
ter große Herausforderungen für eine adäquate Integration 
in den Arbeitsmarkt. Qualifizierung und Weiterbildung sind 
hierbei von großer Bedeutung. Auch bestehen die Heraus¬ 
forderungen durch beträchtliche regionale Unterschiede 
bei der Arbeitslosigkeit fort. 

Die Zahl der Erwerbstätigen im Inland erhöhte sich im Jah¬ 
resdurchschnitt 2017 um 1,5 Prozent bzw. um etwa 640 Tau¬ 
send Personen und erreichte mit 44,3 Millionen Personen 
ein weiteres Allzeithoch (vgl. Schaubild 7). Auch das Arbeits¬ 
volumen nahm nach seinem Rückgang bis Mitte des ver¬ 
gangenen Jahrzehnts weiter zu und stieg auf den höchsten 
Stand seit 25 Jahren. Es wurde in fast allen Wirtschaftsbe¬ 
reichen Beschäftigung aufgebaut. Die absolut stärksten 
Zuwächse ergaben sich bei den unternehmensnahen Dienst¬ 
leistungen sowie im Gesundheits- und Sozialwesen. Auch 
wenn die Beschäftigung am aktuellen Rand nicht mehr 
ganz so dynamisch wächst wie noch zu Beginn des Jahres, 
sprechen die allgemeine konjunkturelle Situation sowie 
wichtige Frühindikatoren wie der hohe Bestand an offenen 
Stellen oder das Arbeitsmarktbarometer des Instituts für 


SchaubiLd 7: Entwicklung der Erwerbstätigkeit (saisonbereinigt) 
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Jahresprojektion der Bundesregierung. 
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Arbeitsmarkt- und Berufsforschung für einen weiterhin 
hohen Einstellungsbedarf der Unternehmen. 

Angesichts der guten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
ist davon auszugehen, dass sich der Beschäftigungsaufbau 
im laufenden Jahr fortsetzen wird, wenn auch wegen des 
tendenziell knapper werdenden Angebots an Fachkräften 
mit abnehmendem Tempo. Insgesamt wird die Zahl der 
Erwerbstätigen um 490 Tausend Personen zunehmen. Hin¬ 
ter dem Beschäftigungsaufbau steht, wie auch in den vor¬ 
hergehenden Jahren, eine Zunahme von sozialversiche¬ 
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen, wohingegen 
die Zahl der Selbstständigen und ausschließlich geringfügig 
Beschäftigten rückläufig bleiben wird. 

Die zusätzliche Beschäftigung speist sich weniger aus dem 
Kreis der Arbeitslosen als aus der steigenden Erwerbsbetei¬ 
ligung von Frauen und Älteren sowie durch Zuzug aus dem 
Ausland. Die Arbeitsmigration, vor allem aus den Ländern 
der Europäischen Union, spielt eine bedeutende Rolle. Die 
Aktivierung von Frauen und Älteren wird weiter zuneh¬ 
men, gelangt aber angesichts der auch im internationalen 
Vergleich bereits hohen Erwerbsbeteiligung perspektivisch 
zunehmend an ihre Grenzen. Hingegen gibt es im Hinblick 
auf die hohe Teilzeitquote von Frauen und die geringe 
Stundenzahl bei Teilzeit weiteres Potenzial zur Ausweitung 
des Arbeitsvolumens. Es wird jedoch immer schwieriger, 


die negativen Auswirkungen der demografischen Entwick¬ 
lung auf das Arbeitskräfteangebot zu kompensieren. Das 
inländische Arbeitskräftepotenzial wird somit schon in 
naher Zukunft abnehmen. Dies wird sich negativ auf die 
Produktionsmöglichkeiten auswirken. Bereits jetzt macht 
sich in immer mehr Berufen in der Bauwirtschaft, im 
Verarbeitenden Gewerbe sowie im Gesundheits- und Pfle¬ 
gebereich Knappheit bemerkbar. Dies spiegelt sich in 
der zunehmenden Vakanzzeit von offenen Stellen wider 
(vgl. Schaubild 8). Vor dem Hintergrund der aktuell nach¬ 
lassenden Zuwanderung aus der Europäischen Union wird 
sich diese Entwicklung weiter verstärken. 

Die Arbeitslosigkeit ist im Jahr 2017 weiter gesunken. Die 
Zahl der registrierten Arbeitslosen ging um knapp 160 Tau¬ 
send Personen zurück und erreichte mit 2,5 Millionen Per¬ 
sonen den niedrigsten Stand seit der Wiedervereinigung. 
Die Arbeitslosenquote verringerte sich auf 5,7 Prozent. Die 
Zahl der Langzeitarbeitslosen ist im Jahresdurchschnitt 
gegenüber dem Vorjahr um 9,3 Prozent auf etwa 900 Tau¬ 
send Personen gesunken. 

Die Bundesregierung rechnet mit einer weiteren Abnahme 
der Arbeitslosigkeit im Verlauf des Jahres 2018. Die Zahl der 
registrierten Arbeitslosen dürfte im Jahresdurchschnitt um 
knapp 150 Tausend Personen zurückgehen; die Arbeitslo¬ 
senquote sinkt damit auf 5,3 Prozent. Die steigende Zahl 
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der arbeitslosen Personen im Kontext von Fluchtmigration 
wird dabei durch den Rückgang der Arbeitslosigkeit unter 
den übrigen Personengruppen kompensiert. 

Inflationsraten unter, aber nahe zwei Prozent 

158. Der Anstieg des Verbraucherpreisniveaus in Deutschland 
hat sich von 0,5 Prozent im Jahr 2016 auf durchschnittlich 
1,8 Prozent im vergangenen Jahr recht deutlich beschleunigt. 
Dies war wesentlich durch den Anstieg der Ölpreise gegen¬ 
über den Tiefstständen im Jahr 2016 verursacht. Betrachtet 
man die Entwicklung ohne Energie- und Lebensmittelpreise 
(Kerninflation), verharrte die Preissteigerungsrate demge¬ 
genüber im Jahresdurchschnitt 2017 bei 1,4 Prozent und lag 
damit nur leicht höher als im langjährigen Durchschnitt seit 
dem Jahr 2000 von 1,2 Prozent. 

Die Energiepreise prägen auch die zukünftige Preisentwick¬ 
lung. Zieht man Terminnotierungen von Mitte Januar an 
den Rohstoffbörsen heran, so dürfte der Ölpreis im Durch¬ 
schnitt des Jahres 2018 mit 66 US-Dollar merklich über dem 
Niveau des Vorjahres liegen. Diese Steigerung der Energie¬ 
preise ist mit 22 Prozent nur etwas niedriger als im Vorjahr, 
in dem die Ölpreise in US-Dollar um 24 Prozent zulegten. 
Der Anstieg wird jedoch durch die jüngste Aufwertung des 
Euro in seiner Wirkung auf das Preisniveau gedämpft. 

Die Aufwertung des Euro verbilligt zudem viele Importgüter. 
Vom Ausland ist demnach kein Inflationsdruck auf Waren 
zu erwarten. Ein gewisser Preisdruck kommt aber aus dem 
Inland. Die Kapazitäten im Verarbeitenden Gewerbe sind 
überdurchschnittlich ausgelastet. Zudem sind angesichts 
der Knappheit am Arbeitsmarkt höhere Lohnsteigerungen 
zu erwarten, welche einen gewissen Preisdruck erzeugen 
könnten. Insgesamt dürften sich bei den Waren ohne Ener¬ 
giegüter die unterschiedlichen internen und externen Preis¬ 
effekte ausgleichen. 

Auch bei den Dienstleistungsunternehmen sind mit den 
anziehenden Löhnen stärker steigende Lohnstückkosten zu 
erwarten. In einzelnen Segmenten wie zum Beispiel den 
Baudienstleistungen sind bereits weit überdurchschnittli¬ 
che Preisniveausteigerungen zu beobachten. Angesichts des 
weiter anhaltenden Zuzugs in die Ballungsräume ist auch 
auf gesamtwirtschaftlicher Ebene ein stärkerer Anstieg der 
Nettokaltmieten festzustellen. Da die Nachfrage nach Wohn- 
raum weiter hoch bleibt, dürfte sich dies fortsetzen. Die 
Mieten sind mit einem Anteil von etwa einem Fünftel die 
größte Komponente des Warenkorbs, mit dem das Verbrau¬ 
cherpreisniveau gemessen wird. Die Preise für Dienstleistun¬ 


gen dürften demnach leicht beschleunigt zunehmen. Der 
Preisauftrieb bei den Nettokaltmieten ist maßgeblich für 
die leichte Steigerung der Kerninflationsrate auf 1,6 Prozent 
im Jahr 2018. 

Alles in allem dürfte der Anstieg des Verbraucherpreisni¬ 
veaus in diesem Jahr mit 1,7 Prozent aber wegen der schwä¬ 
cheren Dynamik der Energiepreise etwas niedriger ausfal- 
len als im Vorjahr. Der Deflator des privaten Konsums steigt 
mit 1,6 Prozent etwas weniger stark als die Verbraucher¬ 
preise. 

Anziehende Löhne stimulieren den Konsum 

159. In den vergangenen beiden Jahren stiegen die privaten 
Konsumausgaben in etwa so stark wie das Bruttoinlands¬ 
produkt. Als die gewichtigste Verwendungskomponente 
haben sie damit stärker als in den Vorjahren zum Wachs¬ 
tum der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage in Deutschland 
beigetragen. Die Rahmenbedingungen für den Konsum 
bleiben auch in diesem Jahr günstig. Der Aufschwung am 
Arbeitsmarkt hält an, wobei auch die Löhne deutlich stei¬ 
gen dürften. Zudem erhöhen sich die monetären Sozial¬ 
leistungen, sodass die verfügbaren Einkommen insgesamt 
deutlich zunehmen. Bei dem erwarteten Anstieg des Preis¬ 
niveaus werden sie auch in preisbereinigter Rechnung noch 
spürbar expandieren. Gleichzeitig ist das Konsumklima 
angesichts der guten Rahmenbedingungen sehr positiv und 
die Anschaffungsneigung der privaten Haushalte hoch. 

Die bereits jetzt spürbare Knappheit in Teilen des Arbeits¬ 
marktes dürfte sich wie bereits ausgeführt verstärken. Gleich¬ 
zeitig werden sich das außenwirtschaftliche Umfeld und 
damit die Absatzperspektiven der Unternehmen im laufen¬ 
den Jahr noch etwas verbessern. Zudem haben sich die Stei¬ 
gerungsraten des Verbraucherpreisniveaus an die mittel¬ 
fristigen Inflationserwartungen angenähert. All dies dürfte 
bei den kommenden Tarifverhandlungen eine Rolle spielen. 

Die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer (Effektiv¬ 
verdienste) steigen auch wegen des flächendeckenden Min¬ 
destlohns stärker als die Tarifverdienste. Die Knappheits¬ 
verhältnisse am Arbeitsmarkt befördern übertarifliche 
Entlohnung. Die Lohndrift dürfte daher auch in diesem 
Jahr positiv ausfallen. Im Zuge des weltwirtschaftlichen 
Aufschwungs dürften sich die Gewinne der Unternehmen 
ebenfalls günstiger entwickeln als im Vorjahr. Dies wirkt 
sich erfahrungemäß auch positiv auf Prämienzahlungen 
und Gewinnbeteiligungen der Arbeitnehmer aus. Zudem 
werden weiter Minijobs in regulär sozialversicherungs- 
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pflichtige Beschäftigung umgewandelt, wodurch sich die 
Einkommen pro Arbeitnehmer erhöhen. Die Effektiwer- 
dienste je Arbeitnehmer werden vor diesem Hintergrund 
mit 2,9 Prozent etwas stärker zunehmen als im Vorjahr. 

Auf die Entwicklung der verfügbaren Einkommen wirkt sich 
positiv aus, dass die Progression des Steuertarifs durch Anhe¬ 
bung des Grundfreibetrags gemildert wird. Gleichzeitig wer¬ 
den der Beitragssatz zur Gesetzlichen Rentenversicherung 
und der durchschnittliche Zusatzbeitrag zur Gesetzlichen 
Krankenversicherung gesenkt. Somit nehmen die Netto¬ 
löhne und -gehälter je Arbeitnehmer in diesem Jahr mit 
2,9 Prozent in gleicher Größenordnung zu wie die entspre¬ 
chende Bruttogröße. Die Erwerbstätigkeit dürfte in diesem 
Jahr langsamer expandieren als im Vorjahr. Dies dämpft die 
Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Lohnsumme. Auf¬ 
grund der stärkeren Lohndynamik nehmen die Nettolöhne 
und -gehälter aber mit 4,1 Prozent genauso stark zu wie im 
Vorjahr. Da diese mit einem Anteil von derzeit 48,3 Prozent 
die mit Abstand größte Teilkomponente des verfügbaren 
Einkommens sind, wirkt sich dies auch spürbar auf die Ent¬ 
wicklung der verfügbaren Einkommen insgesamt aus. 

Die monetären Sozialleistungen tragen mit einem Anteil 
von 23,7 Prozent ebenfalls erheblich zur Entwicklung der 
verfügbaren Einkommen bei. Aufgrund der guten Lohnent¬ 
wicklung werden die gesetzlichen Renten in diesem Jahr 
erneut spürbar zunehmen. Die sinkende Arbeitslosigkeit 
führt dagegen zu geringeren Zahlungen von Lohnersatz¬ 
leistungen. Alles in allem steigen die monetären Sozialleis¬ 
tungen mit 2,8 Prozent etwas weniger stark als im Vorjahr. 

Zu den verfügbaren Einkommen zählen zudem die Selbst¬ 
ständigen- und Vermögenseinkommen der privaten Haus¬ 
halte. Mit einem Anteil von 28,1 Prozent sind sie die zweit¬ 
größte Teilkomponente des verfügbaren Einkommens. Im 
Zuge des konjunkturellen Aufschwungs dürften die Gewinne 
der Selbstständigen weiter zunehmen. Allerdings wird die 
Entwicklung der Vermögenseinkommen durch das nach 
wie vor außerordentlich niedrige Zinsniveau weiterhin 
gedämpft. 


Zusammengenommen werden die nominalen verfügbaren 
Einkommen der privaten Haushalte nach 3,9 Prozent im 
vergangenen Jahr um 3,6 Prozent in diesem Jahr erneut 
deutlich steigen. Im Durchschnitt der vorangegangenen 
15 Jahre lag der jährliche Anstieg bei 1,9 Prozent. 

Das weiterhin niedrige Zinsniveau vermindert die Sparnei¬ 
gung der privaten Haushalte und stimuliert Investitionen 
in Wohnbauten. Andererseits nimmt die Sparfähigkeit mit 
den steigenden Einkommen weiter zu. Zusammengenom¬ 
men dürfte die Sparquote sich daher nur wenig ändern. Der 
nominale private Konsum sollte daher mit gleicher Rate 
zunehmen wie die verfügbaren Einkommen. 

Im Gesamtbild nehmen die privaten Konsumausgaben bei 
weiterhin moderatem Preisniveauanstieg im Jahr 2018 um 
1,9 Prozent zu. Damit ist der Anstieg etwas niedriger als im 
Vorjahr, in dem die privaten Konsumausgaben noch um 
2,0 Prozent expandierten. Die Ursache hierfür hegt vor allem 
im etwas verlangsamten Anstieg der Erwerbstätigkeit. Der 
dynamische Aufschwung der Konsumausgaben hält damit 
auch in diesem Jahr an. 

Staatskonsum wieder dynamisch 

160. Der Staatskonsum wird im Jahr 2018 stärker ansteigen 
als im Vorjahr. Der Staatshaushalt erzielte im Jahr 2017 
einen Überschuss in Höhe von 1,2 Prozent in Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt. Damit ist der gesamt¬ 
staatliche Finanzierungssaldo seit dem Jahr 2014 im Über¬ 
schuss. Auch in den kommenden Jahren ist ein positiver 
konstanter gesamtstaatlicher Finanzierungssaldo zu erwar¬ 
ten. Der strukturelle, das heißt um Konjunktur- und Ein¬ 
maleffekte bereinigte, Finanzierungssaldo wird im Jahr 2018 
ebenfalls positiv sein. Das im europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt für Deutschland gesetzte mittelfristige Haus¬ 
haltsziel eines strukturellen Defizits von maximal 0,5 Prozent 
in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt wird 
weiterhin eingehalten. 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-51- 


Drucksache 19/580 


Kasten 3: Rückblick auf die Jahresprojektion 2017 

Laut vorläufigem Jahresergebnis des Statistischen Bundesamtes stieg das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt 2017 
um 2,2 Prozent an. Damit wuchs die deutsche Wirtschaft deutlich dynamischer als noch in der Jahresprojektion 2017 
mit 1,4 Prozent erwartet (vgl. Übersicht 5). Insbesondere die binnenwirtschaftlichen Kräfte expandierten stärker als 
zunächst prognostiziert: Die Investitionstätigkeit zog kräftiger an als erwartet und auch der private Konsum wuchs 
dynamischer. 

Zur Unterschätzung der Stärke des Aufschwungs trug bei, dass der Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Beschäf¬ 
tigung ab Juni 2016 monatlich statistisch um etwa 60 Tausend Personen zu niedrig ausgewiesen wurde. Dieser Erfassungs¬ 
fehler wurde im Frühjahr 2017 offengelegt. Hierdurch wurde die binnenwirtschaftliche Dynamik zu niedrig angesetzt. 

Hinzu kam ein verbessertes außenwirtschaftliches Umfeld. Dadurch nahmen auch die Exporte stärker zu als erwartet. 
Allerdings ging mit der höheren Binnennachfrage auch ein größerer Anstieg der Importe einher. Vom Außenhandel 
gingen daher keine starken Wachstumsimpulse aus. 

Die Bundesregierung war bei der letzten Jahresprojektion von einer moderaten Belebung der Anlageinvestitionen aus¬ 
gegangen. Vor dem Hintergrund der zögerlichen Investitionstätigkeit im Jahr 2016 und der zurückhaltenden Einschät¬ 
zung der Weltkonjunktur - auch durch die internationalen Organisationen - erschien die dann folgende Belebung 
wenig wahrscheinlich. Mit der unerwarteten Erholung des Welthandels haben im Gefolge dann auch die Ausrüstungs¬ 
investitionen, die Investitionen in Bauten und die Ausgaben für Forschung und Entwicklung positiv überrascht. 

Wie erwartet blieb die Binnenwirtschaft im Jahr 2017 eine tragende Säule des Wachstums. Der Konsum legte etwas 
stärker zu als angenommen, was im Wesentlichen auf die hervorragende und deutlich günstigere als zunächst ausge¬ 
wiesene Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt zurückzuführen ist. Die Zahl der Erwerbstätigen stieg nochmal dynami¬ 
scher als in den Vorjahren. Die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer sind geringfügig stärker gestiegen als erwar¬ 
tet; durch den starken Beschäftigungsaufwuchs wurde auch die gesamte Lohnsumme unterschätzt. 

Nach der außergewöhnlich niedrigen Inflationsrate in den Vorjahren wurde die Normalisierung der Preise im Jahr 
2017 korrekt prognostiziert. 

Der staatliche Konsum lag mit einem nominalen Wachstum von 3,7 Prozent unterhalb der Wachstumserwartungen in 
Höhe von 4,3 Prozent. Real entsprach die Projektion für die staatlichen Konsumausgaben mit 1,4 Prozent der eingetre¬ 
tenen Entwicklung. 
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Übersicht 5: Gegenüberstellung der Jahresprojektion 2017 und der tatsächlichen Entwicklung 


Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 1 

Jahresprojektion 

2017 

tatsächliche Entwicklung 
2017 

Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent, soweit nicht anders angegeben 

ENTSTEHUNG des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 

BIP (preisbereinigt) 

1,4 

2,2 

Erwerbstätige (im Inland) 

0,7 

1,5 

BIP je Erwerbstätigen 

0,6 

0,8 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

0,8 

1,0 

nachrichtlich: 

Erwerbslosenquote in Prozent (ESVG-Konzept) 2 

3,8 

3,5 

Arbeitslosenquote in Prozent (Abgrenzung der BA) 2 

6,0 

5,7 

VERWENDUNG des BIP in jeweiligen Preisen (nominal) 

Konsumausgaben 

Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck 

3,0 

3,8 

Staat 

4,3 

3,7 

Bruttoanlageinvestitionen 

3,4 

4,9 

Vorratsveränderungen und Nettozugang an Wertsachen (Mrd. EURO) 

-33,5 

-21,4 

Inlandsnachfrage 

3,4 

4,2 

Außenbeitrag (Mrd. EURO) 

232,5 

248,1 

Außenbeitrag (in Prozent des BIP) 

7,2 

7,6 

Bruttoinlandsprodukt (nominal) 

2,8 

3,8 

VERWENDUNG des BIP preisbereinigt (real) 

Konsumausgaben 

Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck 

1,4 

2,0 

Staat 

2,3 

1,4 

Bruttoanlageinvestitionen 

1,7 

3,0 

Ausrüstungen 

1,2 

3,5 

Bauten 

1,9 

2,6 

Sonstige Anlagen 

2,2 

3,5 

Vorratsveränderung und Nettozugang an Wertsachen (Impuls) 3 

0,0 

0,1 

Inlandsnachfrage 

1,6 

2,2 

Exporte 

2,8 

4,7 

Importe 

3,8 

5,2 

Außenbeitrag (Impuls) 3 - 7 

-o,i 

0,2 

Bruttoinlandsprodukt (real) 

1,4 

2,2 

Preisentwicklung (2010 = 100) 

Konsumausgaben der privaten Haushalte 4 

1,6 

1,7 

Inlandsnachfrage 

1,7 

1,9 

Bruttoinlandsprodukt 5 

1,4 

1,5 

VERTEILUNG des Bruttonationaleinkommens (BNE) 

(Inländerkonzept) 

Arbeitnehmerentgelte 

3,2 

4,3 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

2,0 

3,9 

Volkseinkommen 

2,8 

4,1 

Bruttonationaleinkommen 

2,8 

4,0 

nachrichtlich (Inländerkonzept): 

Arbeitnehmer 

0,8 

1,7 

Bruttolöhne und -gehälter 

3,3 

4,4 

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer 

2,5 

2,7 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 

2,9 

3,9 

Sparquote in Prozent 6 

9,7 

9,7 


1 Bis 2017 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 2018. 

2 Bezogen auf alle Erwerbspersonen. 

3 Absolute Veränderung der Vorräte bzw. des Außenbeitrags in Prozent des BIP des Vorjahres (= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP). 

4 Verbraucherpreisindex; Veränderung gegenüber Vorjahr: Jahresprojektion 2017:1,8 %; tatsächliche Entwicklung 2017:1,8 %. 

5 Lohnstückkosten je Arbeitnehmer; Veränderung gegenüber Vorjahr: Jahresprojektion 2017:1,8 %; tatsächliche Entwicklung 2017:1,8 %. 

6 Sparen in Prozent des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte einschl. betrieblicher Versorgungsansprüche. 

7 Saldo der Leistungsbilanz: Jahresprojektion 2017: +8,1 %; tatsächliche Entwicklung 2017: +7,9%. 




















Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-53- 


Drucksache 19/580 


Anhang: 

Maßnahmen der Bundesregierung 2 

B. Solide Finanzpolitik, gesamtdeutsche Strukturpolitik 54 

C. Impulse für Investitionen und Innovationen, Stärkung der Industrie 55 

D. Gute Rahmenbedingungen für private Investitionen und Wettbewerbsbedingungen 60 

E. Zeitgemäße und faire Gestaltung der Arbeitswelt und der sozialen Sicherung 61 

F. Moderne, wettbewerbliche und umweltverträgliche Energiepolitik; effektiver Klimaschutz 68 

G. Vertrauen in ein starkes Europa und in stabile Finanzmärkte 72 

H. Gegen Protektionismus, für moderne Handelsregeln und nachhaltige Entwicklung 74 

Abkürzungsverzeichni.s 76 

Stichwortverzeichnis 78 
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Weiterentwicklung der Gemein- Mit der GAK-Förderung von Kleinstunternehmen der Grundversorgung in ländlichen Räumen und Einrichtungen für lokale Umsetzung in den Ländern seit Ende 2016. 
Schaftsaufgabe „Verbesserung Basisdienstleistungen wird die bedarfsgerechte Grundversorgung in ländlichen Räumen besser gesichert. Mit der Förde- 
der Agrarstruktur und des Küs- rung von Investitionen in die Umnutzung nunmehr auch nicht-landwirtschaftlicher Bausubstanz wird dem Leerstand und 
tenschutzes“ (GAK) Wertverfall in ländlichen Ortskernen entgegengewirkt. 
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14. Förderung zur Unterstützung Das im Jahr 2015 gestartete Breitbandförderprogramm der Bundesregierung wurde im Jahr 2017 um 400 Millionen Euro In Kraft seit 22.10.2015, Aufstockung um 

des Breitbandausbaus in der aufgestockt. Damit investiert die Bundesregierung insgesamt rund 4,4 Milliarden Euro in den Ausbau der digitalen Infra- 400 Millionen Euro im Jahr 2017. 

Bundesrepublik Deutschland Struktur. Ziel ist es, den Ausbau zukunftsfähiger und hochleistungsfähiger Breitbandnetze mit einer Mindestdownloadrate 

von 50 Mbit/s in Gebieten zu unterstützen, in denen in den kommenden drei Jahren kein privatwirtschaftlicher Ausbau 
solcher Netze erfolgt. 












15. 5G-Strategie für Deutschland - Umfangreiches Maßnahmenpaket zur Förderung des 5G-Netzrollouts, Bereitstellung geeigneter Funkfrequenzen, Intensi- Kabinettbeschluss: 12.07.2017. 
Eine Offensive für die Entwick- vierung des Dialogs der Branchen, Förderung und Vernetzung von Forschungsaktivitäten und Sensibilisierung der Städte 

lung Deutschlands zum und Gemeinden für die Potenziale des neuen Technologiestandards. Bis 2025 sollen 5G-Konnektivität erreicht und zugleich 

Leitmarkt für 5G-Netze und die Mobilfunkkapazitäten in zentralen Orten und in ländlichen Räumen substanziell ausgebaut sein. 

-Anwendungen 
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tung über den Maschinen- und Anlagenbau, die Zell- und Batteriefertigung bis hin zu den Automobil- und Großspeicher- zur Unterstützung einer Lithium-Ionen-Zel- 
herstellern und industriellen Anwendern - abbilden zu können. lenfertigung wurden initiiert. 










Drucksache 19/580 


58 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


c 

c£ 


"O 

00 

c 


TJ 

c 


00 

c 


c 


TD ^ 


Q 


a 


T3 

:Q 


3£ 

C T 3 


-5 Ö 

13 cn 

o 3 o 

fc ro 
:0 ' -l 
4 ; E 

> ro 


-o a 


-12 O) 


Cf 


4 J E 

t>o aj 


a d 


< £ 


J. 00 

3 .E 


O N 
DJ 


ro 3 


a 


er 


Q) O ro 


cu QJ 

E £ 


3 


00 oo 

c JB 

DJ LL 


^ s 


Q £ £ 


a 


a 


§ N E 

M »H ns 

£ ® E 

£ 

c <3 tz 


2 -s 

DJ ^ 
M ai 
« td 

3 c 

i— aj 
DL qj 
UJ c 

qj a3 

TD -*-> 


s Jj 


CU CU 

00 +r! 

3 aj 
ai -Q 


E x 


ra M “ 
v_> »- C -C 

^ a 3 u 

X TD -M 


Q = £ 5P 


co ro -{3 m 
qj E d tu 
"O cu ro 00 
c 3 c +3 
2 I— cu ’a» 

llll 


E .2 

O ^ u; 

^ cu ~' 

JE TD 
CL ^ 


D| TD 

E 


ü E 




a, S = < 

5 = B .1 


C 

ro cu 

0: .SP 


d> cu 

E B 


qj r< 

3 £ 
c B 

00 =5 


^ 00 


TD <U 

| B E 

DJ 3 CU 

QJ „ —I 

— cd C 

QJ QJ 53 


I c 


1 ° 

u 

’_g -£ 

c 


9 p 


- CD 3 

_E 00 qj u 


ro -q 

E 00 
c 


'S *-9 1 


's?! B 

+J LU ( 1 ) 

2 TD £ 

« § ^ 


DJ 

< c 
^ QJ 
QJ • — 


■ cu 

; o E 
1 _SP .fl 
J <3 '„ ro 

"öj n Q- 
•E :ro .2 
r w -o 


•- E 

.ü 5 


c ro 

C= TD C 
1 — QJ 

2 % -g 
c H 
2 o 
c | S 

aj Co 00 

c s| 

dJ 


i Q g E 


aj 

-Q 

ro 

QJ 


> O o c 
i ^ _ o 
: c qj r“ 
: o 00 

■ > C c 

: =3 E E 
» ro cu ^ 
: £ -S "2 

l D q :0 
I < 2 LL 


I 


CD ro 
00 1—1 

§B 

B " 


d) O 4-3 


QJ 


< £ 


7?= j-J dl 


Cl ro C _Q 


CU -E = 51 y 


= > 


ro —-i 


c •— u 


E CL Q. 


E QJ QJ 


=2 •- £ o 


_QJ U 4J 


*> A r! 
> ro 


ü E 9 3 


E 'aj 

cu 00 


cu o v ro 


13 TZ. QJ 


^ C ^ 

X S -3 
U_ QJ > 


=5 B C = 5.' 


.E -m = 


.2 3 '53 -a 2 


M 

E 


x ,? 


M-S 


2 QJ 
O T3 
LL C 

=> E 

_c 
ro 


,9 u 75 -o p 


TD QJ 1/1 C -j 

(— _. —( n 1 — 


C ^ 


.9 « Ä 


c c c c 


ro _QJ ^3 QJ ^ 3 


.E C :ro ro .0 3 


9 -H -h .2 


N 

1 E 


n E 


o 00 C c LJ- 


:P "P * c/i E 'hn 


C0 3 'dl < 


«s 

TD ^ 

=o B 

U- 3 


g?S 

3 CD) 


E = 


!^Od 
i -5 oJ qj 
: qj cu '00 
: c cd o 

« .5® o 

! . QJ r 

: O QJ r 

1 ro 00 u 
; ^ aj* 2 
1 2 00 aJ 

! ro V< 

■a 


:ro 3 


Tn Q- 7i1 


< 2 :ro 

■9 ’ö t5 


3 00 Q 00 53 .00 

-2 _ C ^ QJ 
lo 3 TD 3 ro 

qj aj c 4D ^ X3 

■ 5 U Q 3 .!£> 3 ro 

10 _ 1 dl 00s 

c .E 1/1 7 !_.+-• 


.! g-B 
s •- p 
= B q- 

o < .2 ■ 

Ql -O B 

■° 00 o 

s i c 

c a. «j 

QJ :0 —* 

£D _C ™ ' 
O U 00 
«/) cu 


aj c 
Q 2 dj 

; 3 n 

C i3 »_ 

o < oj 

•43 „ TD 


aj 

Io QJ 
QJ ^ 
O -O 
Q-ll 
5i oj 


o > 

LL TD 


X 

U 


Q ^ 


OO QJ 

t ^ 


a 


<U QJ 

00 E 

“o 5 .2 


E 

QJ TD 


mS m 53 

:ro QJ 3 -t-j 


LJ , w — > 

^ E QJ 


'aj .2 

■ 00 K 


UJ 

00 ^ 
c 9 


3 TD C0 
■*- o ro 

CD 0p £ 


QJ QJ QJ 


5 5 qj 5 ^ ^ ^ 

:0 "5 ^:3^ 2 CJ*333 

1 .3 1— Vr r! 1 LJ LJ LJ 


E < 


aj cl* tu 


-ä -o K ™ 


c 


tu 

S 3 


I jjj O s 


I I I I 


Q E 


B -e 

n < 


E 8 










Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


59 - 


Drucksache 19/580 


J= E 

U g 

L 3 

cu bo 
TD 1= 

=o > 

^ 3 

03 -3 

TD 

GO .EL 
c o 

~ N N 
■p H H 

c o o 

<U fNJ Cn| 

^ ™ H 


m- 3 03 

_£ 5 5 
^ •> u 
c > •—' 


£ .2 


C ^ 00 -C E 

8 ! 2 C § £ 'S 

,!2 cu -q _c cu 

c OJ ü C r ^ 

■O c -C 0 J 5 ' 

03 i_ :03 > +-. 

S? s* £ C =g 3 

lu cu <r o *+- 

cu ? gp « ~ fc 

t* 3 3 > X N 


.«£> C 


m— r CU "O 


CU c 
cu 


45 E 


■= ^ 3 


^ 03 -r- 

- '"> O 

kj 03 C-J 
C -O TD 
OJ != C 

o -3 =» 

Q. -* 


cu 


N CU m- 


E 

< 


o ™ 3 (U cu 


_CLJ QJ 


cu c E 


CU O O O 


.X ° 

Q. TD ]> 


cu CU 
’c M <u 
3 O «< 5 

-C 03 "To 

U 00 C ■- 

p =j £ o 

»— CU ° i 
CU M c o 

’Si £ 5 

■O 03 3 <£ 


E S 


> •- rö ™ 

> CU 00 *± 
- _Q <U (U 

GO 03 GO o 

§ Q .1 < 
■F c i_ <u 
y « O C 
o o ro 'cu 

Li_ ^ ^ 

c c c E 

cu <U =5 

'1 "I Ä I 


E c 

3 CU 

N 00 


I ’co 


= £ 


_5 cu 

u g? 


cü •- 

i-a ^ 

« £ 

o 

CM 

1-s 

c r-i 
o 


=o § 
jü LD 

^ i—I 


td |E 


> 3 

c C 


u _o 

=3 


00 .« 

J2 TD 

Q. “ 

E p 


cu cu O 

w 5 i 


< CL TD 

C ^ c 
CU y y 


£ < 

03 


— TD cu 


au ao ^ 
^ C 03 
CU «u *— 

3 E " 


.— i- c 
INI CU CU 

S ö ? 

O 'oo 5! 
TD :CD 


II 


) < c 
' cu cu 


cu CU 

"g E 


> £ 


53 c -o 

00 ^ F 


’gf E 

cu o 

> ^ 


TD 

=0 


CU CO 

3 S 

5.1 

i - 

J= ^ 
U O 
13 CN 

C ^ 

<Ü <F 

än CT» 
:0 ^ 

> 03 


E u '53 

CU cu -C 

c I ^ 


CL oo 
00 — 
S So 

ü<S 


03 +-< 


ra ra n 

u S-S 

go a3 


3 »_ 
CU CU 

Q 
c 


5 1 


öp c w 

E= TD 


CU 3 :3 


TD 
C 
! cu 


00 

O -O c 
O a» 
. N 


CU -Q 

-C c - 
u ■— cu 


oo 


£ g 


5 E 

oo 9 

I I 


. ra “ 

: cu o_ 

I OO CU 

. cu -t - 1 

: oc c 

i , 3 

; o .ti 


CT 


■E "o 

cu ™ 


u 


E oo £ 


i ^ Q 

; .5^ cu 


c oo o 

C cu C £ 

jü -s a e 

TD •> : 2 CU 
C ^ Q. I : 
-T 3 
—? cu | 


oo ^ 

11 

03 03 

o ^ 

oo cu 
cu 00 
TD C 
00 ™ 
i s 

E 


= S 


S S 


E ra 

aj ^ 
c cu 

.5 -o 


:0 

m i 
S S «U 

CU +-> 
TD 
CU :03 

> OO 


C 3 '£ 


> c 
> cu 

.00 -g 


u ^ L = 


•- I 

oo CU 

c .E 


oj E 


3 -C 

I =o 

m I 


E 


CU 


CU 


re ro S 

I I 2 

ä E °- 

cu r 

-i q3 « 

5 TD JZ 
.91 .E u 


C =3 
CU cu 


U : 03 -5 

3 'S. 55 ni 
»° £ ? 
E _§ ai 
J To Z .2 
« -4 2 ’F 


o 5 

_q ro 


3 

ü c 

03 


Q. < 


cu E a3 
00 cu > 

'^ £ (U 
"ro ^ C 


US a? 


00 ^ 
cu 00 


'cu CU CU 

C CO E 

03 CU CU 


ÜS - E 

'3 CU TD 
CU C 

m 00 ™ 

• c — 1 

TD 3 co 
c ao cu 


i cu c 
; 00 CU 


C 3 

3 C 

3 


C C 
cu 53 


CL 00 


r; i— 
CG CU 


S E 


~ :03 


CU ^ U 

1 c -g c 

s § i§ -s 

C2 DOTD 03 

co C c > 

2 = 3 > 
i_ TD £ 
03 y c u 

TD ’> 03 13 

— C ~c 3 
O C E .b 
N lu 13 ^ 


CL |s| 
T3 CU 


Ol cu 

r- 00 
t C 


I § 

, 3 

±5 < 
a; -a 

^ c 
E 3 
=> Si 


cu ’qj 

“v ^ 

1 ! 


Q- Q- 
cu ao 


3 2 

aj cu 


03 — 

> 00 

> o 


.E c _E 

00 [ 7 ] cu 

o n 
o g c 


U 13 


CU 


•- ~ C 


u ^ tl 


CU 03 


CU CL O 


"Ö3 

c ao 


03 

.S£ ^ 


O N 03 


II 


-P c 

c .E 


Technologiefetdern gefördert. 

Für die Technologiefelder Elektroniksysteme, Elektromobilität, Informations- und Kommunikationstechnologie und 
Medizintechnik wurden neue Bekanntmachungen veröffentlicht. „KMU-innovativ: Mensch-Technik-Interaktion“ bildet 
jetzt ein eigenständiges Technologiefeld. 











42. KMU-NetC: Strategische Die Förderinitiative „KMU-NetC“ adressiert Spitzenforschung in KMU im Rahmen von Netzwerken und Clustern und er- Seit April 2017 begleitende Evaluation 

KMU-Innovationsverbünde in möglicht Unternehmen, die noch wenig Erfahrung mit Kooperation im Bereich Forschung und Entwicklung und öffentli- der Fördermaßnahme. 

Netzwerken und Clustern eher Förderung haben, forschungsbasierte Lösungen in Verbundvorhaben zu entwickeln. Dafür werden die Management- Seit Juli 2017 Start der Projekte des 

und Koordinationsfähigkeiten der deutschen Netzwerk- und Clusterlandschaft genutzt und die Verbundvorhaben an be- 1. Aufrufs und Auswahl der Projekte 
stehenden Innovationsstrategien oder Technologie-Roadmaps ausgerichtet. des 2. Förderaufrufs. 
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47. ERP-Wirtschaftsplan 2018 Das Kabinett hat im August 2017 den Entwurf des ERP-Wirtschaftsplans 2018 mit einem Fördervolumen von rund Das Kabinett hat den Gesetzentwurf am 

6,75 Milliarden Euro beschlossen. Die Schwerpunkte der ERP-Förderung liegen in den Bereichen Gründungsfinanzierung, 02.08.2017 beschlossen. Das parlamentari- 
Innovations- und Exportfinanzierung sowie Förderung in regional schwachen Gebieten. Darüber hinaus trägt der Gesetz- sehe Verfahren wird voraussichtlich Anfang 
entwurf dem gestiegenen Förderbedarf im Bereich der Wagniskapital- und Beteiligungsfinanzierung in Deutschland in Februar 2018 abgeschlossen werden können, 

besonderer Weise Rechnung, indem er die Verstärkung des KfW-Engagements in diesem Bereich vorsieht. 
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höhere Arbeitseinkommen; das monatliche Bruttoeinkommen wächst nach erfolgreicher Berufsanerkennung durch¬ 
schnittlich um ein Tausend Euro. 
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Altersvorsorge bei Geringverdienern geschaffen. 
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Intensiveinheiten der Krankenhäuser zu berücksichtigen. 
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dafür jährlich 10 Millionen Euro zur Verfügung. Im Jahr 2017 wurden die Programmmittel auf 50 Millionen Euro aufge¬ 
stockt. Im Entwurf zum Bundeshaushalt 2018 sind 75 Millionen Euro für das Programm vorgesehen. 








F. Moderne, wettbewerbliche und umweltverträgliche Energiepolitik; effektiver Klimaschutz 
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85. Gesetz zur Modernisierung der Das Gesetz regelt die schrittweise Vereinheitlichung der Übertragungsnetzentgelte bis 2023. Ab 1. Januar 2023 werden die In Kraft seit 22.07.2017. 
Netzentgeltstruktur (Netz- Übertragungsnetzentgelte überall in Deutschland gleich hoch sein. Darüber hinaus enthält das Gesetz die Abschmelzung 

entgeltmodernisierungsgesetz) der vermiedenen Netzentgelte. 
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Förderprogramm „Schaufenster rungen und Möglichkeiten für Teilnehmer an dem Programm geschaffen, 
intelligente Energie - Digitale 
Agenda für die Energiewende“ 

(SINTEG-V) 











102. Kopernikus-Projekte für die Die „Kopemikus-Projekte für die Energiewende“ entwickeln technologische und wirtschaftliche Lösungen für den Umbau Diverse Fachkonferenzen, insbesondere 

Energiewende des Energiesystems in den vier Schlüsselbereichen Netze, Speicher, Industrieprozesse und Systemintegration. Die Bundes- Zukunftskongress Energiewende (Mai 2017). 

regierung stellt bis zu 400 Millionen Euro über einen Zeitraum von zehn Jahren bereit. Die Kopernikus-Projekte sind Teil 
des Energieforschungsprogramms der Bundesregierung „Forschung für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahl¬ 
bare Energieversorgung“. 
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dürfen LULUCF-Gutschriften unter den Mitgliedstaaten gehandelt werden. Zum anderen dürfen ungenutzte Emissions¬ 
rechte aus der Zielverteilungsverordnung (ESR) für die Einhaltung der „No-Debit-Regel“ des LULUCF-Sektors verwendet 
werden. Außerdem dürfen im Zeitraum 2021-2025 nicht genutzte Gutschriften auf den Zeitraum 2026-2030 übertragen 
werden. 










Lfd. Titel der Maßnahme Beschreibung und erwartete Wirkung der Maßnahme Status und Zeitplan 


Drucksache 19/580 


-72- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


ro oo 
±2. O 


£ I 


O) <u 

E c 


nj a) 


c = oj ro -o 


ai cu c —- ro 
(in ti d— 00 i— 


3 3 ’öO 


TD C 
(Z 00 

=5 '53 


> 

w _ -Q 

.3 ro oj cu ^ 

& 3 h “ 'S-c 

S N - » -5 «i 

oo ü 3 •— -D ro 

ir CD <D 00 

LU 'S Ä § § £ 

1 - £ ra ^ a3 

tu ai i: ‘r- c c 

-a > to ai .E 
cu M tj ^ c 

00 C o 
»- < > 
OJ !_ W 

xi aj D 

1 

= « < 
' Z3 00 00 
1 tu n tu 
0 X3 oE X3 

1 Cü ^ 


. o .£ 3 


cu ro 
ro E 


c 


- .3 ü 

D-a ^ 
cu - 


_ _ _ ob 

n cu ro ro c 

^ ro OP ^ ^ 


ro 

_ ^ 00 
ai <• 3 

g?» 

■sie? 

C 2 
3 O UJ 


E -a 


ra .50 < 


_ 33 > 

Öi o 11 ™ D D 


+-■ on C ■■= 


,E E 


CM ™ 
U Q. 


£ 




“Is 

m.E S 
§ £ to 

n h Tt 

S> E g 
c 2 <-M 
-S M OJ 
3 o -a 

qj n o 
aj c aj 

CU Q_ 

cu ^ zr 
> <u cu 
_U c "p 
^ O - 


™ “-00 
OO O Lü 


CL 

o 


= E 

zZ cu 


cu J=! 


— ro 

i .2 c 

1 00 CU 

. E 

| 

1 ^ I 

| iS N 

! -5 jü 

i £ .2 

ui 

C CU 

: 2 h- 


cu co 

s ti 


II 


E £ 

cu ro 


O ££ o ^ "D 


3 N 


ro _QJ 


u 


— cu ro 


c E 
cu cu 


.2 s 

00 "O 


2 -E 5 E 3 

=j — «= cu _£ 


=: !<- cn -o 


Ll X LL 


lh 3 ü 




2 o ^ 


E ■£ 

cu ro 

TD TD 


N X (U 

o c c 
co ^ro o 
C w in 
cu CU ^ 
-f= -O 2 

00 o 


:ro 


c es 

=3 CM 


cu 'ä3 
00 > 
ro > 


CM QJ 
ro Q 


E 9 - 


i I 




:ro ro 
T3 Q_ C 
3 O 

Lü E; c 

— =3 0 

o " X 

■I " § 

# CU ro 

•— jd 3 

E '■=> E 


CU .— 

ZJ c 
cu ZJ 
ro C ro 

£.2 I 

- O 


.0p :=3 _Q ^ 


C w o 
C ^ ■ 


.E 3 

c ro 


00 


cu 


00 o 


o • ^ 


ro — <U 

1 1 J 

^ c x' 

1 < £ 

“ t s 

cu ^ cu 

■hi -c ■o 

ai u c , 

xj 9 

i_ ™ T3 
(U - c 

> o =» 

00 


Q 

Z) 


O 

> 

00 4 =; 

c ro 

u 

o c 

1 ” 
«u o 

<Z> fM 


ro 1 — • — 

E 3 ^ 


Q « . S 


t cu 


Q cu q; 


_ o 

3 5 


cu 

>" -> cu 1 
j -a H 

' .E OO cn 

: co « -S 

! XJ (U t: 

: c c 3 

; => <u ™ 

: 00 'rö -m 
i C c- 1 ro 


O 3 


E ^ 


E o q_ 


.y E 


ro .3 cu 00 


! 53 *> 

: JZ ^ 

! cu D0 
■ .52 c 
. :ro 3 
’ CL +i 
O CU 

1 3 -e 

I lü ro 


5 -p -C 

z •- «U 


E “ C 


cu o 
ro iE -> 
ro S "E 


Jj >- • — cu 

« O « = 


ro o_ ju . > <u 


D o3 ü 


ro 1 
Q. : 


1 s; cu 

: -3 

i 73 O 


cu E -Q 


c x IU 


-Ö c Ö 0 : 


ro OJ 


< ~ 


C 3 


3 

_) c ro 
ro 3 _q 


3 -h -3 


— ai 

c ro jjj w 


; ro 3- 3- > cu 


tu nj -3 


cu cu .u 


C cu c _o 
cu 3 3 

TD CU ro CU 

C C t ’E 
3 i_ E ^ 


r-' E 


N(lJlU(UCU(UA-=5 
cu .V DO 3 3 ^ ro _E 

1 - LU 2P, CU CU T“ Ud T3 

Ero303 CC CUO^ 


.3 CU 


00 X3 

E = 


ro ih! O cu ’q_ 


cu cu 
Q UJ 


—1 _ cu cu ro 

—> "C > —t i — 

cu O c CU O) 

E £ 3? ! 4! 


3 3 3 C M -J-) 

CU X3 TD & (Z 

w oj tu cj cu u 

£ jz jz ^ W) c 


3 -3 • = 


& 3 i ä 
§ I S S | 


3 E 3 "ni 


) ^ e? 


c I 
ü E 


2 £ “ 


00 3 £ 

o 00 


~ M> -53 


0 

N rö 

S E 


O TD 

™ .2 £ 

i Q -o 

I CU 


ro rj ^ 


cu ro 

E 2 


Q- (J3 > > C OG DO 


^ CQ 

« | 

" C 

"O cu 
+-> "3 

?I 

f! 

XJ C 

9 3 
ai 3 
> TD 
00 § 
3 ^ 

U 3 

-2 5 

o “ 

X p 


ro CU TD 
U CO 3 


^ O 

O “O 
co c 


y c n cu 
-o 0 -g aj 
| E ö “ 


C M D c 


§ O ^ 


5 'S 


O .2 
, D0 
ai £> 


E £ 
ra | 
cu E 








Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


■73 


Drucksache 19/580 


3 E 


00 F, 
| E 


’c Cü 


3 -Q dg 

‘ü e i 


o 

> 


U _o 

ro co 


aj cü 
t cu 
O) "O 


> 3 


—< ro 


cu :ro 
DO Q. 

c o 
D< i= 


_I r- “ 4-< 

+-> T3 ^ ' 


i ü (U ü 


QJ cu 3 


_c cu c 

% ■- O 

E J 1 

dt m QJ 

" .1 -a 


3 3 


o W) "o cu cu 


OJ +3 CU rö 


3 ü iS 


O £ E 


t: £ 


c ■§ 

c 5 S < 

ro a» <u 
t>0 T3 

= do E 

^ c E 

CU P 43 


QJ £ 

-Q 


! O .y 


P-ö 
i E 


LU "£? 
CU 3 


E ■ CU O ro "O *J3 r; 1= 

2 iS CU « 0? c ^ 3 3 

42 -£ -a £ 3 c -m öjc 

CUraSJsSr^.-® 
E N 


CL C c Nt 


bo E o o 


~ *QJ C 

cu «u 
j= do 
- c c <u 
JJ d r 

a3 "o .2 

-o |r -a 

- O QJ 


— .2 •- "do C .£ 
.QJ -o do +t cu cü 
M cu E 3 'lit c 


ü c > 
m cu ^ 


CU VMJ Ti 
4-j aj -2^ 


Ü 2 m- o "O 






3 M "O 


cu -Q 

E ~ 
E oj 
o ■£ 

LJ ro 


M ^ 

c “ £ 

QJ r cu 

00 ü "5 


£ ~ “ M S 
u E P “ r 

•JI ro :o Q - CJ 

aj ra u - E 

+t o cu cu Q. 

3 "O cu c 

„ C -q "O ro 


±; w ^ tu t 


; ^ 3 


£- 

+t cu 

E -3 ' 
ra —' 

“O <u 

E -1 


T CU . w 

:ro > > 


QJ ^ Tb E 


11 - 

|-E I 

cu Tl m 


QJ T3 
oo oo C 
CU v/ CU 

4_. u UO 

.52 cu i_ 

£ QJ 
.ü tQ 
N p «j 

„ “ S! 2 

p | ^ sh 

S c -O r- 

; 's = < 

0 O NI Jj 
aj c c 
- "c ° 

■“ Soi 
2 > 
$ § | ö. 

3 .— 


2 E 


I s 

f | 

3 C 
N CD 


CU ft! 

H5 IE 


2 w a c 

cu tu (U ra 


i £ O co E 4-- 

—• _ tn —1 "3 


C M 
^ C fli 
c (U D 

°le 


ro 


cu 


c 

E fo 
cu -T cu 
Mm TS 


m F 2 C 


-2 oj E ai 

iS 'a> 3 'S 

£ £ c -£ 


■o i- -. c 

1-5 m-B s 

‘ 2 ?Ü 

I 00 CL ?■ 1 

1 c s -s 
y ~B £ S 

o 1° S i; 


oo o : ° a) 

_E > I c^ 


E £ 5P.^ 


cu iS cu ra 


io M E 

1 J »t?ä 


s g 

s s 

=0 "O 
— 1 DjO 
.•+=! C 

E .3 

cu CU 

.VJ _Q 


I E 

M ro 


E «5 < y E I 


DO 

c =3 . 

3 J_ 
-C CU 

cu *a 


K? o 

3 ^ 

E -a 


E -o 


3 cu CU ^ _LS 


^ m 


cu -O CU P DO 
- 5 l _- 4 ^OU 0 --C 
°P |sj T E •— C QJ cu 

™ BSmc' 

E DO E LÜ u aj -E E 

Jj 3 w OJ jfl r m £ 

'T M CU TD DO □ E C 4 L. 

. nt > w« C V CO —i /-r-f 


■= 


DO ^ 


E ±; S S. ^ " 


ü “ ft ^ 
.QJ ■— CU :ra 


CU QJ 


.Sf E 


ro ro cu 


QJ cu c "ö ^ c2 cu 


^ O 


~ C N U (t 


(J DO C 


DO ^ 


^ .E *3 


CD P DOa ü 
^ :S = C 3 
— 2 E '§ 3 


0 £ ™ 
1 _ M— :ro 

cu C c 

> -C [= 

io bi op 

III 

o = ÜJ 

“ S» o 
■S 3 I 

aj .E 

W) Qü ^ 
3 ^ ro 
»_ •- O 
cu do ai 
XJ c 


cn ™ 

s 1 


CU :ro 

E ^ 


c 




1 C 

1 g> 

^ S 

aj 

"O _Q 
DO =3 

E "O . 


" «u aj 

e 1 “ 

3 .y ^ 

c 

CU 00 CO 
DO C »—I 
c cu o 

3 'S 

QJ J'iv »— 1 
DO ÖO O 
QJ C ro 

o: 3 3 

CU -C {- 

•- ro E 

3 M ra 


3 3 c -o 


i ^ 
L _c 
: c 


^ Ti 
i_ ro 
3 TJ 


£ c 2 

ro " c 

M 'S -S 

S DO c 
^ _3 ^ 
M -£ « 
.QJ M 


CU CO 
-C ^ 
U 4-1 


■e ^ 


C£L 

E 


co o bo n - 


ro -r Pi co 


3 = 


> C 4-T -= 


53 ^ 

E 

c cu 
aj xj 
T3 +-' 
LO • = 

DO E 


DO E N 


c ^ 


3 ^ 
QJ i_ 
DO cu 


i£S ^ < 


D0 3 *4 3 Q C cu 


cu cu zz! 


=: c c 


1 - cu aj 
aj 4_, "O 
do 'ä o 


ro DO ip: Q- ~ 


i- c 3 

+-' CU ’m 


DO C E 


CU CU CU 


DO QJ t 

^ ^ S 

.y cu cu 

"P ~ DO 
^ ^ QJ 


: TJ 

! QJ 

: ^ 


DO 


C .ti _c -O QJ 


QJ “O qJ 


.U < C 


!_>-<=> 
V p .E 

o E 1 


t?; — ro _E 
c jd E 

1ISÜ 

oo E QJ C 


_ .1 
ro QJ 


io QJ 
cu -O 


g 2 


DO -ä3 

E 

cu 
QJ “O 


TD YX 

I £ 

C -5 

cu 00 
’T C 
CU < 




'P =5 C 


• < -a o 


DO | E 

il g 

£ y DO 

S J § 

, E ü -i 
3 ^ £ 

i_ aj -C 
_oj ü u 

F, E 


| S. i 

u c 11 


c DO ■ 
cu aj 
c . 


3 u. 

N :ro 


cu 


DO - 


> 3 1 -5 £ 

^ "b o N aj aj 

S ^ c ö 1 3 

■S £ S .5?]§ a 

c £ "5 e S “ 

| ! .2 :5 a ® 

3 cu DO DO -O -2 


1 E 


N C :3 


DO 


N 

E 


•5 * _ 
o S ^ 

CU r- DO 

-a q5 _qj 

c -Q 00 
(U QJ 3 

i ■a 1 < 
oj c QJ 
% aj -Q 
—i ro 


c > 
aj ±L 

do -a 


cu DO 

E J 


3^.a 

N QJ ,E 

8 « £ 
QJ ^ U 
U N 'Z 







Drucksache 19/580 


74- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


N 

~o 

c 


c 


cu 

T3 

CO 

c 


c 

C£ 


o 


cu 


r -Q Q) 

53 O -o 
8 c c 
CJ o 

CU IM H 

m i— x 
C ^ 1X1 

® “ i 

3 “>.2° 

C '<D “ 

N oi ^ 

S Jü .ä 

1= -O :=3 

3 E | 

B o 
c ä ” 
C .S "U 


^ IU 

C TD 
{S C 

.E 03 


_E ^ öo 
cu a) <u 
£ c > 


L-a s 


Ä ^ 


CU lo {/? 

ra iS JS 


<u .E 

TD Ll_ 
oj qj 
> "O ' 


E 

c 


»-s -§ 

«9 "aj E 

> u e 

cu c 7 

r tu r 

y 7 o 

:ra <u ^ 

Q. -C 

O o 3 

3^ c jj 

|a 

= .E 5 a3 

Jj u. U > 

ss 

E 2 s E 

3 -a -o ^ 


•ra ^ I/O =5 =5 


00 CU 

E 


N "a m 

aJ E £ 

E c ;k 


C 00 

£ E 


(3 oo 
cu 

cu TD 


CU 1= 

E 15 


~ cu > 

i2 -Q P 
cu 1 _ Q_ 
> cu 

c S a) 

QJ ra TD 

■Sog» 

— 1 g | 

§ « 7 


td -c 
a3 .9 £ 
> oo M 


!_ c 00 

2 2m 

cu c 

5^3 
“ 5 S 

J Ei 

QJ CU 1— 

-o E 2 

o 'cu o 
*c -- o 

< MI 

2 E - 

>— m cu 

g» c -a 

M r 
C £ M 
CU c 

to CU 


7 cu 

3 bß • • 

77 •— 00 

qj '53 § 

111 

£ Sf'M 


QJ 


C * 
QJ CD 


£ 5 .2 

2 E re 

_QJ C 

oo "5 j ■- 
c cu E 

3 00 $} 

aj -2 ’53 
-c c 
.9 < .00 

| E £ 

S | 1 : 

■a 5 zj 1 

00 3 

c td 


3 O 


N 


ra cu 
— > 


S- -g -5 

g> c s. 


X - VD -a s 
CU O XI H C +J 
T3 L±J C O ^ QJ 
00 £ 13 ^ _Q CU 

9 TD -2 CTS .E 3 


E 

3 


VI/ 

(3 := 


£ ra aj 


oo 9 

C £ 


iS 2-5 

:ro ro qj C 

aa >:< 


00 

c 


._ CM Cd 


C 

-O 

c 


■O 

c 


cu 

■O 

o 

E 


o 

1— 

Q. 

c 

cu 

00 

cu 

UJ 


E .S2 
E E 
,9 "E 


td QJ 
c oj 

aj H 

I ^ 

cf .ti 

E E 

- 1 

TD E 

c .9 


<U -J ^ 

£ -o 7 

ra E r- 

C ro *r 
—• ro 


« "E 

QJ 

5 £ 


(3 3 

CU -J 


CU QJ 

-a 00 

oo <! - 


1 er. 

. T—I 
O 


i 1 
00 
aj c 
c P 


Z3 _QJ £ CU 

-C iS '53 iE 

U •— rr, ^ 


LL C .2 
(H CU 00 
^ QJ 

Cd 


O 
> 
aj "O 


< a3 

QJ TJ 


C M 


_Q - 

00 . 


-1 3 r 

-S 3 I 


ra ^ o 

1 ggl 

S g S 3 


TD *3 

C 


QJ 


> aj 
C TD 


Vi, -/ _J_ 

o u 
LLl .— QJ 

i_ “O -*- 1 
_CU +j +j 
ro ra ro 

-g -c -s= 
_0 u o 
"ob +2 ^ 

4- C OJ 
D QJ w 
— TO cu 
00 


M 


QJ :ra 

E O- 

QJ ± 

_C O 
j-J CN *= 
aj ^ _c 
ecu 

s 2 V. 

c U cc 


9f cu 
§ 

& 2 


| s § 

r- — ra 


7 IJ ra 
, c . -7 


00 u aj 

QJ o r 
> =3 e 

c TD -C 


TD -9 « 
_C QJ C 


E E 


o ü 
> ^3 
M ra 


> bO ^ w 
C o | X 

12 « «'S 


g’-S S 2 
5^ S ; 

QJ "C 00 , 0 - 

ü ^ -a c 

^ *P QJ C 

3 ro M 9 


oo qj CQ 
c _c c 
=3 U E 




3 7? O 


u (-NJ 

CU t~H 

_Q O 


O § 00 
O Cü § • 

CM 1 — m 

s 

C C c 1 

qj qj e 

oo F 3 
^ -c c 
o3 2 E 
td cu 

c 3 ^ ^ ■ 




E .1 'I : 

3 % 

M 


00 c 
c ~ 


ra QJ 


o ± aj aj M 

= i S m -= 

7 S c ^ u 

T 3 ra ai -g ra 

7 cu ra *4 


£ 5 S 

= 'ra '% 
g c > 

J .2P 3 
S| E 


11 ^ 00 • — ' — 

.9 QJ »—I “Q TD 


e ?—I * ' 
QJ O TD 
QJ ^ ~ 
> CU ^ 
^ 00 


CM 


QJ 


' OO 
cp Z 

ra Q 
=5 .9 
« Q 


q qj ra 
-—- TD «/) 
0J 4-; (3 

'00 ’«U Q 
aj w oo 

2 S -9 


cf E 
E cu 

=1 TD 


-O 

■53 9 

-* 00 
00 


00 

c 

3 

ujj . _C 
•F c U 
ra SJ 'qj 


E u 

QJ ^ 

TD E 
."3 
.E fc 
c -a 

QJ 00 
TD c 

3 3 
I ^ 'cu 
: o 00 
! ro qj 
O cü 


7 QJ QJ 
QJ QJ 00 


3 3 

ra i_ o 

Z 3S 

S 0) ^ 
v> 'M -2 
^2? 
^ re qj 

ü h 00 

ü tn < 


QJ u 

E 7 

'S 7 

E 5 

QJ TD 

■Feraj- 


! jü 

I ra 5 

; ■“ c 

. TD QJ 
I C -C 

i 3 .9 


■e QJ QJ 


■=; 03 
ra ai 


5 s Si 

oo a 3 


4-> TD 

E , I 
E ^ J, 

QJ 00 

S z , I 

TD f- -9 

C E -i«C 

ra qj u 

s -I 'S 
I Tf iS 

^ TD c 
-> aj ' 


ra aj 

E 

~ _c 
cü ™ 
.ti C£! 

E ™ 


QJ J= 
TD 3 

C o3 

QJ TD 

O "E 

^ 'i 

00 


.E ?5 

jz -o -E 

.2 & E 

'S | 5 

s ™ .c 

.■+=: 00 u 
-e Tu cz 

U SD Q) 

1/1 ^ E 

m -Q 


F i- C CO H 


S -g ‘ 

T3 ^ > 
o -C CZ ■ 
IN QJ QJ 

° 00 £ 


r E ' 

! O 
PM 

; p 


i -o u 
: c > 

! | ^ 


7 QJ TD 
U Q :0 

QJ oo vF 
c ra u 

S td M 

r td c 


LU QJ QJ C 


• qj CU 
I N U 5 
?_§ U TO 

! 'S 3 _ 

; q- s - E 

CU TD 

; qj iv c 


9 ÜZ -F 


C U 


QJ 


. _ QJ 

^ E 

l| 

vS 2* 
oo e 
c 3 


o- ra 

III 

TD TD .E 

*” C 4j 


3 ra 


ra 


= =1 


.b 2 c .E 


“ 3 

QJ Cü 


£ ~ c 2 
£ g.Q 
ä « c 


E LU TD .2 


■ TD 

S *E 

N — 
2 ^ 


OJ :zj 
00 M “ 

oo _q 00 00 

aj QJ QJ c 
00 co 3 
e cu -ra 
5 'g u 

“ i 'S 

i “ E 


c 

'3 ra 
Q. o_ 

•3 2 


■ Q. 

i o ■ 


^ QJ Li- 

2 TD X 

2 E - 
Ä o i 


£ vj 00 
“ c S 

3'S? 

'Ö3 cü cu 
c 7) u 

00 p -C 
C C U 
D 0J QJ 
"3 QJ ra 
C TD QJ 

ro c _c 

3 ra u 


-F -c c .00 


-CZ c 
u 13 

cp e 


ai 

E 

00 


— oo 00 —^ ra 

= c 


cu U c O 
co 7* cu lo 


z E 


M E 


E 

QJ Qj 


U QJ qj QJ 


•2 E 

Q 3 


JS c 

Q. QJ 


-O C 
ro 3 

C J_, _ 

0 7= Q_ 

43 ro < 


QJ OJ 

.fip 00 

c c 

QJ ZJ 
£ £ 
c ^ 

«5 E , 

>03 
» ^ oj 
! U TD 1 
: ^ c 

i E-l: 

: ^ g ■ 

i ~ QJ 
' 1- C 


3 


^ cu C 

! qj "2 3 

! Q. OJ "F 

: c £ iS 

. QJ w 10 
. -C 3 i- 
i 9 ro 3 

:!Ii 

: QJ QJ > 
0 > ; 3 ü 
: 2 ra « 

i C o Z 


c U CL 

7S CF E 

C o. o 

JU £0 3 











Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 75 - 


• tu <u 
& cu 
i ° M 

P -5 § 

! ö m 

1 _o c 


! S. § 

1 < do 

: ™ -S j» 

: o o 


00 =5 « O CO 

™ C ^ (U fM g 

u iS £ ’n C 8 

=3 c "2 £ > C 

CU CU 3 CxO c _0J 

a s * | c 1 

“Mts™ Z 


CD CU 

a.? 


u 


> E 


_ c 
: ° o3 
: o -p 
' Jo i!S 

i l! 

! CU 

! -C 3 

, u “O 
■ .55 o 
' 00 rT 

! "o o. 

' -Ä 

. :Q ^ 


£ "ro c .y 

+“! -r: cu > 


""O —■ 


CU DO 
=! C 
CU CD 


o w> 

3 
DO 


^ CU T3 


3 % 

DO -O 
~5j CU 

«I 

E CO 
3 

N "O 

-C c 


1 _ 00 
cu_ 

4-» "O CU 

*55 .2 £ 

£ 

DO • — C 
C ^ CU 

3 « .2 


P H 
CU ^ o 
00 00 CM 


g 3 


1 < 
3 


ä£i's 

■X s E 00 

7= rsj CT3 CU 
O ^ N £ 

Q_ C 1/) , 

w QJ DO tu 
DO W) C -o 
C < 3 ._ 

3 1- "3 CU 

3 “ u 
■i M s s 
3 § c 1 

r 3 UJ :m 


J3 CL 3 


w 00 C i 

« 2 _E o 

1 -s 1 g 

ra m D 


DO 

| E 


h; CU <D 

2 s -5 


TD CU :3 


co ro 

E -5 


iP ^ DO cu > 

r cu c r cu 


CU ÖO 

's? J - 

+-* J*c ■ 
co CJ 

00 ^ 


cu cu 
TD ■*-> . 
4 _, C 


"O r- ^ 


—; DO U >, 


5 F -L- ±ä 


cu 4-< 


DO < 


PI 

• • i_ cu 

KJ cu n 

- c Ü 

u « c 

CU O £ 


J_ LU .— > 

««I §> 

o cu CU 
DO -J3 -O — 




C .-t: 
üd E 


QJ CO 

^ o 


43 cu 
1 = 00 

o_ 

Cl cu 


pj N 
<_ :3 

ro cu 
“ 1 C 

O => 
I— cu 

^ in 


£ $ l 

£ cü c 
U -o « 
^ c 00 
C' oii C 
o 


E E =§ 


ii 

=5 C 


ro qo 


> 

.2 £ 


Ä ^ -ö DO 


DO c +j jj 
+-* 13 _c _c 
5 M tu u 


E co -Jj 


S 8 
u t 
< 5 


■- 3 


E — .2 5 
-C 00 ro cp 


cu ro 

h ^ 


"O -O 

c < 


-0-0^ 


^ O 


h- T3 
< § 
g DO 

J i 

"u oj 

's 1 


, CO 
! 3 
: < 
DO 


v ~ QJ 


cu ro 


Cd 


CL 2 
a3 ’ol 

Z *5 


ro ^ ^ 
CD cU 

DO 53 DO 
£ TD CD 


S; E « 

-ä -5 -§ 

§ I a 


U N 
co C 
CU CU 


u 


:C0 


-C C C 

_ CU t 

P E 
5 M ™ 

C C 3 

g_LÜ K 

E c 

U ^ C 
l±j _3 

S "y 

.E 3 

QJ 4-| 
_ CU c 


£ "2 


Ol CD C 


DO ™ 

C E 


00 cu 
ro E 


'i E 


= G- 43 


3 -9 r- -5 


■3 E 


cd rv 

2 ? c? 

O Ol. 
± 00 

II 


cu ro 

•— a] 
E DO 


< -C 
+-> u 


E t 


'ra 3 

-5 g 


— 3 DO 


E 
E 

-= - ™ 


.2 5 ™ g «j 

Ll_ "}^ -C c ro 

. E 2 OJ. 


ro 0 c ^ 


I 

< 


E -3 CU -Q =: 3; 

S » 

- c ai E - 2 

r ro c tu c 9- 

£ I LU CO E Q- 
ro O 

I I I I CD O 


CD 1_ r—“ 


a; E > 

^ O C 

£ <-> -E 


CU 3 ^ C 


E 

c ^ 
53 co 


+-• "O 


E w 

TD 


CU TD 
Cd 7=L 


QJ lu E 


E 1 m 


E 'c 

o ^ 


Drucksache 19/580 








Drucksache 19/580 


-76- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Abkürzungsverzeichnis 


AMVSG 

Gesetz zur Stärkung der Arzneimittel¬ 

ECN 

European Competition Network (Netzwerk 


versorgung 


der europäischen Wettbewerbsbehörden) 

AStV 

Ausschuss der Ständigen Vertreter 

ECOFIN-Rat 

Rat Wirtschaft und Finanzen des Rates der 

AsylbLG 

Asylbewerberleistungsgesetz 


Europäischen Union 

AufenthG 

Aufenthaltsgesetz 

EDIS 

European Deposit Insurance Scheme 
(Europäische Einlagensicherung) 

AWG 

Außenwirtschaftsgesetz 

EEG 

Erneuerbare-Energien-Gesetz 

AWV 

Außenwirtschaftsverordnung 

EFRE 

Europäischer Fonds für regionale Entwick¬ 

BA 

Bundesagentur für Arbeit 


lung 

BaFin 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs¬ 
aufsicht 

EFSI 

Europäischer Fonds für Strategische 
Investitionen 

BAMF 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

EG 

Europäische Gemeinschaft 

bAV 

betriebliche Altersversorgung 

ELER 

Europäischer Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums 

BEPS 

Base Erosion and Profit Shifting (Aushöhlung 
der Steuerbemessungsgrundlage und 

EnLAG 

Energieleitungsausbaugesetz 


Gewinnverlagerung) 

ERP 

European Recovery Program (Marshallplan) 

BIP 

Bruttoinlandsprodukt 

ESF 

Europäischer Sozialfonds 

BBP1G 

Bundesbedarfsplangesetz 

ESI-Fonds 

Europäische Struktur- und Investitionsfonds 

BRRD 

Bank Recovery and Resolution Directive 
(Richtlinie zur Sanierung und Abwicklung 

ESM 

Europäischer Stabilitätsmechanismus 


von Finanzinstituten) 

EStG 

Einkommensteuergesetz 

CETA 

Comprehensive Economic and Trade Agree¬ 

ESVG 

Europäisches System Volkswirtschaftlicher 


ment (Freihandelsabkommen EU-Kanada) 


Gesamtrechnungen 

CNG/LNG 

Erdgas 

ETS 

Emissions Trading System (Emissions¬ 

C0 2 

Kohlenstoffdioxid 


handelssystem) 

COP 23 

23. Weltklimakonferenz 

EU 

Europäische Union 

CSR 

Corporate Social Responsibility (Unterneh¬ 

EZB 

Europäische Zentralbank 


merische Gesellschaftsverantwortung) 

FuE 

Forschung und Entwicklung 

CRD 

Capital Requirements Directive 

FüPoG 

Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von 


(Eigenkapitalrichtlinie) 


Frauen und Männern an Führungspositionen 

CRR 

Capital Requirements Regulation 

G7 

Gruppe der sieben größten Industrienationen 


(Kapitaladäquanzverordnung) 

G20 

Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- 

DGSD 

Deposit Guarantee Scheme Directive 


und Schwellenländer 


(Einlagensicherungsrichtlinie) 

GAK 

Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe 

DIHK 

Deutscher Industrie- und Handelskammertag 


„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs¬ 

DNS 

Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 


tenschutzes“ 



GKV 

Gesetzliche Krankenversicherung 
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GRW 

Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbes¬ 

OECD 

Organisation for Economic Cooperation and 


serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 


Development (Organisation für wirtschaftli¬ 

GWB 

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 


che Zusammenarbeit und Entwicklung) 

GTAI 

Germany Trade & Invest 

PV 

Photovoltaik 

HGB 

Handelsgesetzbuch 

SBBS 

Sovereign Bond-Backed Securities (mit 
Staatsanleihen besicherte Wertpapiere) 

IKT 

Informations- und Kommunikations¬ 
technologie 

SDG 

Sustainable Development Goals (Globale 

Ziele für nachhaltige Entwicklung) 

ILO 

Internationale Arbeitsorganisation 

SGB 

Sozialgesetzbuch 

IGF 

Industrielle Gemeinschaftsforschung 

SINTEG 

Förderprogramm „Schaufenster intelligente 

IT 

Informationstechnologie 


Energie - Digitale Agenda für die Energie¬ 
wende“ 

JG 

Jahresgutachten des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaft¬ 
lichen Entwicklung 

SRM 

Single Resolution Mechanism (Einheitlicher 
Abwicklungsmechanismus) 

JWB 

Jahreswirtschaftsbericht der 

Bundesregierung 

SSM 

Single Supervisory Mechanism (Einheitlicher 
Aufsichtsmechanismus) 

KfW 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 

StabG 

Gesetz zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft 

KInvFG 

Kommunalinvestitionsförderungsgesetz 

SVR 

Sachverständigenrat zur Begutachtung der 

KMU 

Kleine und mittlere Unternehmen 


gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

KWK 

Kraft-Wärme-Kopplung 

Tz 

Textziffer 

KWKAusV 

KWK-Ausschreibungsverordnung 

UrhWissG 

Gesetz zur Angleichung des Urheberrechts 

LPG 

Autogas/Flüssiggas 


an die aktuellen Erfordernisse der Wissensge¬ 
sellschaft 

MERCOSUR 

Mercado Comün del Sur (gemeinsamer 

Markt des südlichen Lateinamerikas) 

UVgO 

Unterschwellenvergabeordnung 

NAP 

Nationaler Aktionsplan Wirtschaft und 

VC 

Venture Capital (Wagniskapital) 


Menschenrechte 

VGR 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 

NEMoG 

Gesetz zur Modernisierung der Netzent¬ 

VN 

Vereinte Nationen 


geltstruktur 

vo 

Verordnung 

NDC 

Nationally Determined Contributions 
(Nationale Klimabeiträge) 

WLAN 

Wireless Local Area Network (Kabelloses 
lokales Netzwerk) 

NKS 

Nationale Kontaktstelle für die OECD- 

Leitsätze für Multinationale Unternehmen 

WTO 

World Trade Organization 
(Welthandelsorganisation) 

NPL 

Non-Performing Loans (Ausfallgefährdete 
Kredite) 

WWU 

Wirtschafts- und Währungsunion 

no 2 

Stickstoffdioxid 

ZIM 

Zentrales Innovationsprogramm Mittelstand 

NO x 

Stickstoffoxide 
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